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Parlamentarische Enquete 
Mittwoch, 15. Mai 1996 

(XX. Gesetzgebungsperiode des Nationalrates) 

Thema 

Kostentransparenz staatlicher Aufgabenerfüllung, 
Einführung einer Kostenrechnung des Bundes 
und Einrichtung eines Haushaltsausschusses 

Dauer der Enquete 

Mittwoch, 15. Mai 1996: 10.05 - 13.59 Uhr 

***** 

Die von der Parlamentsdirektion ausgegebene Tagesordnung hat folgenden 
Wortlaut: 

1.) Überblick über die bestehenden rechtlichen Instrumente zur Evaluierung der 
Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung, insbesondere in Form einer Kostenrechnung 
für die Bundesverwaltung sowie einer Kostenabschätzung für Gesetz- und 
Verordnungsentwürfe 

2.) Praktikabilität und Effizienz der vorhandenen rechtlichen Instrumente zur 
Evaluierung der Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung im Bereich der Rechts­
setzung und der Vollziehung des Bundes im Hinblick auf Kostentransparenz, 
Kosten wahrheit sowie der jährlichen Kalkulierbarkeit und Kontrolle des 
Bundeshaushaltes 

3.) Notwendige Verbesserungen zur Herbeiführung einer wirksamen Kosten- und 
Folgekostenabschätzung von Gesetzen und Verordnungen sowie von Gesetz- und 
Verordnungsentwürfen auf die Haushalte aller am Finanzausgleich beteiligten 
Gebietskörperschaften. Hiebei soll auch folgendes Modell eines Haushalts­
ausschusses erörtert werden: 

a) Der Haushaltsausschuß kann verlangen, daß die finanziellen Auswirkungen 
eines Gesetzesvorschlages geprüft werden; in diesem Fall hat der zuständige 
Fachausschuß mit der endgültigen Beschlußfassung - nach Abschluß der 
Beratungen des Fachausschusses das Plenum - eine vom Haushaltsausschuß 
innerhalb eines Höchstausmaßes zu bestimmende Frist zuzuwarten (eine dem 
Plenum gesetzte Frist kann allerdings vom Plenum außer Kraft gesetzt werden). 

b) Der Haushaltsausschuß hat das Recht, Gutachten über die Kosten der Voll­
ziehung von Gesetzen einzuholen und hiezu Stellungnahmen abzugeben; diese 
sind den zuständigen Fachausschüssen beziehungsweise dem Plenum zuzuleiten. 
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c) Soferne ein Gesetz von Landesbehörden zu vollziehen ist beziehungsweise den 
Gemeinden Kosten entstehen, sind Vertreter der Länder beziehungsweise der 
Gemeinden den Beratungen des Haushaltsausschusses mit beratender Stimme 
beizuziehen. 

d) Der Haushaltsausschuß kann von sich aus eine ex-post Evaluierung der 
finanziellen Dimensionen bereits geltender Gesetze beschließen; hiebei sind auch 
die volkswirtschaftlichen Auswirkungen zu berücksichtigen. 

e) Nach Einführung einer Kostenrechnung des Bundes bestellt der Haushalts­
ausschuß einzelne Mitglieder, die jeweils für ein Ressort zuständig sind und denen 
die Ergebnisse der Kostenrechnung für das jeweilige Ressort zu übergeben und 
alle Auskünfte zur Beurteilung der Kostenentwicklung innerhalb dieses Ressorts zu 
erteilen sind. 

4.) Auf der Enquete soll weiters erörtert werden, ob es zielführend ist, mit einem 
Bundesgesetz alle mit der Vollziehung von Bundesgesetzen beauftragten obersten 
Organe des Bundes zu verpflichten, in ihrem gesamten Verantwortungsbereich 
eine Kostenrechnung einzuführen. 

Die Kostenrechnung soll so eingerichtet werden, daß die Kosten sämtlicher von 
Dienststellen des Bundes erbrachten Leistungen transparent werden und die 
Kostenwahrheit gewährleistet ist. Sie soll das Kostenbewußtsein fördern und die 
Wirtschaftlichkeit und Effizienz des Mitteleinsatzes und der Leistungserbringung 
steigern und eine verursachungsgerechte, entscheidungsorientierte Verrechnung 
der Leistungen des Bundes ermöglichen. Die Kostenrechnung soll weiters die 
Voraussetzung dafür bieten, daß die Kosten vergleichbarer Leistungen, die in 
verschiedenen Ressorts erbracht werden, untereinander verglichen werden 
können. 

Zur Einführung der Kostenrechnung soll folgendes Modell erörtert werden: 

Der Bundeskanzler oder der Bundesminister für Finanzen erläßt in Zusammen­
arbeit mit dem Rechnungshof eine Verordnung, in der einheitliche Grundsätze für 
die Kostenrechnung aller obersten Organe aufgestellt werden. Die einzelnen 
Ressorts und sonstigen obersten Organe haben auf grund dieser Grundsätze die 
Kostenrechnung einzurichten. Hiezu haben sie einen Katalog ihrer Leistungen zu 
erstellen und diesen dem Bundeskanzler beziehungsweise dem Bundesminister für 
Finanzen und dem Hauptausschuß des Nationalrates zu übermitteln. Im 
Leistungskatalog sind alle Leistungen aufzuschlüsseln, die vom betreffenden 
Ressort in Voll ziehung der Gesetze oder ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage 
im Wege der Privatwirtschaftsverwaltung erbracht werden. Der Leistungskatalog ist 
so zu gestalten, daß die Kosten der Voll ziehung der einzelnen Gesetze ermittelt 
werden können. Weiters haben die Ressorts eine Bestandsaufnahme des Bundes­
vermögens durchzuführen, damit kalkulatorische Kosten für Abschreibungen, 
Zinsen und Wagnisse ermittelt werden können. 

Die Ergebnisse der Kostenrechnung sind jährlich dem Bundesminister für 
Finanzen, dem Rechnungshof und dem Haushaltsausschuß des Nationalrates zu 
berichten. 

Für die Einführung der Kostenrechnung hat das Gesetz einen detaillierten Zeit plan 
vorzusehen. 

5.) Weiters soll ein Konsultationsmechanismus zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden erörtert werden, in dem als Beitrag zu einer koordinierten Budgetpolitik 
in Österreich die budgetären Auswirkungen von Gesetzesvorschlägen auf alle 
Gebietskörperschaften geprüft werden. Hiebei soll insbesondere erörtert werden, 
ob der Bundesrat unter gewissen Voraussetzungen bei von den Ländern oder 
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Gemeinden zu vollziehenden Gesetzen das Recht haben soll, einen "Einspruch aus 
finanziellen Gründen" zu erheben. 

***** 
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Beginn der Enquete: 10.05 Uhr 
Vorsitzende: Präsident Dr. Heinz Fischer, Zweiter Präsident Dr. Heinrich Neisser, 
Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler. 

***** 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Meine Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle auf 
das herzlichste zur parlamentarischen Enquete mit dem Thema "Kostentransparenz staatlicher 
Aufgabenerfüllung, Einführung einer Kostenrechnung des Bundes und Einrichtung eines 
Haushaltsausschusses" . 

Der Hauptausschuß des Nationalrates hat am 6. Februar dieses Jahres den Beschluß gefaßt, 
eine solche Enquete durchzuführen, und diesen Beschluß am 24. April noch präzisiert. Auf 
Basis dieser Beschlüsse haben wir zur heutigen Enquete eingeladen. 

Ganz besonders möchte ich unseren ausländischen Gast, den Vorsitzenden des Haushalts­
ausschusses des Deutschen Bundestages, Herrn Wiczorek, begrüßen, der auch Referent sein 
wird. 

Ich begrüße ebenso den Herrn Bundesminister für Finanzen Mag. Klima, den Herrn Präsidenten 
des Rechnungshofes Dr. Fiedler, in weiterer Folge den Herrn Landeshauptmann des Burgen­
landes Stix, die Vertreter der Gebietskörperschaften, der Länder, der Gemeinden, des Städte­
bundes und des Gemeindebundes, alle Experten und selbstverständlich die Mitglieder des 
Nationalrates und des Bundesrates. 

Wir beschäftigen uns heute mit einem Thema, das uns wirklich unter den Nägeln brennt und 
das im Laufe der letzten Monate beziehungsweise Jahre noch an Relevanz gewonnen hat, 
nämlich mit der Kostenexplosion oder zumindest dem unerwarteten Ansteigen von Ausgaben 
als Folge von durchaus gutgemeinten Gesetzesbeschlüssen. Ich gehe davon aus, daß jeder 
Gesetzesbeschluß gutgemeint ist, aber es gibt den berühmten Satz, wonach manchmal das 
Gutgemeinte das Gegenteil von gut sein kann. 

Wir haben an sich eine Bremse, nämlich die Bestimmung des § 28 der Geschäftsordnung des 
Nationalrates, in der eine Vorschrift über Bedeckungsvorschläge enthalten ist. Aber da heißt es 
schlicht und einfach: "Selbständige Anträge, nach welchen eine über den Bundesvoranschlag 
hinausgehende finanzielle Belastung des Bundes eintreten würde, müssen zugleich Vorschläge 
darüber enthalten, wie der Mehraufwand zu decken ist." 

Daß diese Bestimmung unser Problem nicht löst, haben wir zur Genüge erfahren. Es genügt ja, 
einfach zu schreiben, daß eine Maßnahme erst mit 1. Jänner nächsten Jahres in Kraft tritt, und 
schon ist es keine über den laufenden Bundesvoranschlag hinausgehende Aufgabe. 

Wir haben also in gar nicht so wenigen Fällen keinen wirklich exakten Überblick über kosten­
mäßige Auswirkungen eines Beschlusses unserer gesetzgebenden Körperschaften, insbe­
sondere über mittelfristige und längerfristige Folgekosten. Das bringt Probleme für den Bundes­
haushalt, das bringt aber unter Umständen auch Probleme für die Länder und Gemeinden mit 
sich. Gerade in jüngster Zeit hat es eine intensive öffentliche Diskussion zwischen den Gebiets­
körperschaften gegeben und auch Versuche, Maßnahmen zu treffen, mit Hilfe derer verhindert 
werden kann, daß die Gebietskörperschaft A Beschlüsse faßt, die zu Lasten der Gebietskörper­
schaften Bund C gehen - und umgekehrt. 

Ich glaube, daß es in Zeiten, in denen auf vielen Ebenen Ausgaben reduziert werden müssen, 
ganz besonders vordringlich ist, nicht nur bereits entstandene, angewachsene, unfinanzierbar 
gewordene Ausgaben zurückzudrängen und zu reduzieren , sondern von vornherein das unge­
wollte Entstehen und das unkontrollierte Anwachsen von Ausgaben einzubremsen beziehungs­
weise zu vermeiden. Daher wurde im Beschluß des Hauptausschusses über die heutige 
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Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer 

Enquete die Frage nach einem System für eine exakte Kostenrechnung, nach einer vernünftigen 
und hilfreichen Funktionsweise für einen parlamentarischen Haushaltsausschuß und allenfalls 
auch nach exakteren Regelungen für Bedeckungsvorschläge aufgeworfen. 

Wir erwarten uns von dieser Enquete Anregungen, Vorschläge, Beiträge und auch Erfahrungs­
berichte auf diesem Gebiet, unter Einschluß von ausländischen Erfahrungen, wie ich schon 
mitgeteilt habe, und auch unter Einschluß des Rates und der Expertise von Wissenschaftern 
und von Experten, die wir hierher eingeladen haben. 

Bevor wir nun in die Tagesordnung der Enquete eingehen, möchte ich den geplanten Ablauf 
unserer Veranstaltung wie folgt skizzieren: 

Es wird zunächst der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, 
Herr Helmut Wiczorek, den ich schon begrüßt habe, das Wort erhalten, um über die Erfahrun­
gen aus seinem Arbeitsbereich, das heißt aus dem Bundestag der Bundesrepublik Deutschland, 
zu berichten. 

Danach werde ich die Experten, und zwar in alphabetischer Reihenfolge Herrn Universitäts­
professor Dr. Manfried Gantner, Herrn Professor. Dr. Gerhard Lehner, Herrn Universitäts­
professor Dr. Dieter Mandl sowie Herrn Universitätsprofessor Dr. Reinbert Schauer, einladen, 
jeweils ein kurzes Statement von etwa zehn Minuten abzugeben. Da die genannten Herren 
liebenswürdigerweise der Einladung Folge geleistet haben, ihre Überlegungen auch schriftlich 
vorzulegen, hatten die Teilnehmer der Enquete Gelegenheit, sich darauf einzustellen und vorzu­
bereiten. 

Ferner schlage ich vor, daß der Herr Bundesminister für Finanzen Mag. Klima sowie der Herr 
Präsident des Rechnungshofes Dr. Fiedler kurz zum Thema Stellung nehmen. Im Anschluß 
daran ist eine Diskussion vorgesehen. - Soviel zum Ablauf. 

Einwendungen dagegen liegen offensichtlich nicht vor, wir haben das ja einvernehmlich vorbe­
reitet. 

Noch ein technischer Hinweis: Es wird entsprechend der Geschäftsordnung des Nationalrates 
über die heutige Enquete ein Stenographisches Protokoll verfaßt. Ich bitte daher alle, die das 
Wort ergreifen, dies unter Benutzung eines Mikrophons zu tun, nicht primär, um die Lautstärke 
zu erhöhen - obwohl das in manchen Fällen vielleicht auch nicht schlecht ist -, sondern um 
sicherzustellen, daß über das Mikrophon der Redebeitrag auf Tonband festgehalten werden 
kann, was für das Verfassen des Stenographischen Protokolls notwendig ist. Wer also nicht von 
einem Sitzmikrophon spricht, ist eingeladen und gebeten, von dem hier vorbereiteten Rednerpult 
aus zu sprechen. 

Ohne weiter Zeit zu verlieren und ohne weitere Formalitäten darf ich nunmehr Herrn Helmut 
Wiczorek das Wort erteilen. - Bitte, Herr Abgeordneter. 

Statements 

10.13 
Abgeordneter Helmut Wiczorek (Vorsitzender des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages): Guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Zunächst, Herr Präsident Fischer, darf ich mich herzlich bedanken für die Einladung, 
heute hier zu Ihnen zu sprechen. Ich halte es durchaus für eine besondere Auszeichnung, als 
Repräsentant eines ausländischen Parlaments hier zu Ihnen sprechen zu dürfen, und zwar nicht 
nur im Auditorium, sondern sogar als Referent. 

Als langjähriges Mitglied des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, dessen Vor­
sitzender ich seit dieser Legislaturperiode bin, ist es mir immer ein Anliegen gewesen, auch über 
den Zaun hinweg zu blicken, nicht nur Erfahrungen weiterzugeben, sondern vor allen Dingen 
auch Anregungen aufzunehmen. 
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Abgeordneter Helmut Wiczorek 

Die Haushaltspolitik ist in den Mittelpunkt der Politik gerückt - sie sollte es eigentlich immer 
schon gewesen sein. Was wir jetzt alle gemeinsam tun müssen, ist, mit den Sünden unserer 
eigenen Vergangenheit fertig zu werden. Und unabhängig davon, welche Form der Haushalts­
ausschuß hat, sage ich Ihnen: Alle Staaten, die das Wünschenswerte immer als das Machbare 
angesehen haben, haben Probleme, die sie heute bewältigen müssen. 

Auch der Deutsche Bundestag hat Probleme mit seiner Finanzausstattung. Unser Finanz­
minister ist sicherlich nicht besser dran als der Ihre. Er kann sich allerdings immer damit ent­
schuldigen, daß die deutsche Einheit nicht vorhersehbar war und dadurch große zusätzliche 
Staatsverschuldungen eingetreten sind. 

Dieser Argumentation muß ich mich auch als Haushaltsausschußvorsitzender immer wieder 
anschließen, denn obwohl wir eine Reihe von Instrumenten haben, um beispielsweise die 
Staatsverschuldung zu beeinflussen, ist es dazu gekommen, daß wir in einem großen Maße 
diese Verschuldung haben zulassen müssen, und zwar deshalb, weil es auch in unserer 
Verfassung, in unserer Rechtsordnung einen Begriff gibt, der eine staatliche Verschuldung dann 
zuläßt, wenn das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht gestört wird. Hinter diesem derart 
ziehbaren und dehnbaren Begriff haben sich meine Kollegen und auch ich selbst immer wieder 
versteckt. Mit den Folgen müssen wir uns jetzt auseinandersetzen. 

Ich war vor einigen Tagen in Argentinien und habe dort mit sechs Finanzministern aus süd­
amerikanischen Staaten die gleichen Fragen diskutiert. Und da habe ich ein Phänomen erlebt, 
das mir auch noch nicht untergekommen war, nämlich die Umstellung einer inflationsorientierten 
Haushaltspolitik auf eine stabilitätsorientierte. Länder, die von einer Hyperinflation von 
6000 Prozent auf 1,5 Prozent runtergefahren wurden, haben genausoviele Probleme mit ihrem 
Haushalt, mit seiner Gestaltung wie wir alle, die wir über Inflationsraten immer noch eine be­
stimmte Richtung berechnen können. 

Das hohe Ansehen der deutschen Haushaltspolitik zeigt sich darin, daß alle Länder auf uns 
schauen und meinen, bei uns müßte alles besser sein, denn wir haben ja seit langem eine 
entsprechende Regelung. - Dies mag bei aller Bescheidenheit ein Indiz dafür sein, daß die 
deutsche Haushaltssystematik im internationalen Vergleich einen guten Ruf genießt und ihre 
Instrumentarien trotz der nicht abzustreitenden derzeitigen Haushaltsprobleme als wirksam und 
verläßlich angesehen werden. 

Ich möchte versuchen, Ihnen einen Abriß zu geben, wie es zu unserer Finanzordnung gekom­
men ist, und auch die Lehren nachvollziehen, die wir daraus gezogen haben. 

Als modernes Rechenwerk, das Planungs- und Abrechnungsgrundlage ist, hat der Haushalts­
plan seine Vorläufer in den absoluten Monarchien Frankreichs, Preußens und Österreichs. 
Kaiser Franz I. von Österreich hat von seinen Provinzen Abrechnungen und Voranschläge ver­
langt. Diese als "Etats" bezeichneten Dinge blieben allerdings geheim, und es existierten 
Dispositionskassen, die ohne Plan bewirtschaftet wurden. 

Erst ab etwa 1814 wurde von den Regierungen vorgeschrieben, Haushaltspläne aufzustellen 
und sie den jeweiligen Parlamenten zur Bestätigung vorzulegen. Einfachgesetzliche Regelungen 
erließ Preußen erst 1898. 

Das Haushaltsrecht zu Zeiten des Deutschen Reiches bis 1919 war geprägt von der Aus­
einandersetzung zwischen Krone und Parlament. Es war dem Parlament damals gelungen, 
insbesondere in der Auseinandersetzung mit Bismarck, die grundlegenden Bestimmungen fest­
zulegen und die Exekutive an die jährliche Ausgabenbewilligung des Parlamentes zu binden. 
Weitergehende Regelungen, zum Beispiel die jährliche Einnahmenbewilligung oder die Re­
gelung von nicht planmäßigen Ausgaben , waren damals nicht durchsetzbar. Entsprechende 
Entwürfe fanden im Reichstag keine Mehrheit. 

In der Weimarer Zeit wurden die verfassungsmäßigen Regelungen des Kaiserreichs weitgehend 
übernommen. Ein einheitliches, unterverfassungsrechtliches Haushaltsrecht wurde dann im 
Rahmen der durch den damaligen Finanzminister Erzberger eingeleiteten Reformen geschaffen. 
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Abgeordneter Helmut Wiczorek 

Ab 1922 galt in der Bundesrepublik Deutschland die Reichshaushaltsordnung, die weit bis in die 
Zeit des Grundgesetzes ihre Wirkung gehabt hat. 

Im Dritten Reich wurde das Haushaltsrecht formal nicht außer Kraft gesetzt, aber nach dem 
Ermächtigungsgesetz aus dem Jahr 1933 gestattete es sich die Regierung, auch Haushalts­
gesetze mit bindender Wirkung zu erlassen. Das geltende Recht war praktisch beiseite ge­
schoben. Artikel 1 des damaligen Ermächtigungsgesetzes deckte dieses Vorgehen. Die Budget­
hoheit wurde damit nämlich auf die Exekutive zurückverlagert, und die Finanzierung öffentlicher 
Ausgaben erfolgte nicht mehr ausschließlich aufgrund des Haushaltsplanes, sondern aus 
verschiedenen anderen Quellen und Dispositionskassen. 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland setzte die Budgethoheit des Parlamentes 
wieder in Kraft. Die Reichshaushaltsordnung galt aufgrund ausdrücklicher gesetzlicher An­
ordnung in der vorläufigen Haushaltsordnung weiter. 

Artikel 20 des Deutschen Grundgesetzes ist dabei bis heute eine zentrale Bestimmung, denn sie 
beinhaltet, daß das zu den Grundsätzen unseres Rechtsstaates zählende Gewaltenteilungs­
prinzip Legislative, Judikative sowie Exekutive trennt und einer gegenseitigen Kontrolle unter­
wirft. Als "Königsrecht des Parlamentes" wird in diesem Zusammenhang das Budgetrecht des 
Deutschen Bundestages bezeichnet, welches insbesondere Einwirkungsmöglichkeit auf die 
Bundesregierung durch die Bewilligung der Haushaltsmittel hat. 

Die Ausgestaltung des Haushaltsrechtes in seiner jetzigen Form erfolgte erst durch eine 
umfassende Haushalts- und Finanzreform, die drei beziehungsweise vier Ziele hatte: die öffent­
lichen Haushalte von Bund und Ländern vergleichbar zu machen, Einnahmen und Ausgaben mit 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zu harmonisieren und eine längerfristige Haushalts­
planung und -gestaltung zu ermöglichen. 

Diese Punkte wurden in einem eigenen Kapitel X des Grundgesetzes in die Finanzverfassung 
neu aufgenommen, und es wurde ein Haushaltgrundsätzegesetz aufgestellt, das den Gesetzes­
auftrag an Bund und Länder beinhaltete, bis zum 1. Jänner 1972 - also so alt ist das noch gar 
nicht - eigenständige, aber einheitlich aufgebaute Haushaltsordnungen zu erlassen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages, der selbst nicht in der Verfassung er­
wähnt ist, hat die Aufgabe, diese Bearbeitung weiter vorzunehmen. Weder die Artikel der 
Finanzverfassung noch das Haushaltsgrundsätzegesetz oder die Bundeshaushaltsordnung 
schreiben die Einsetzung des Haushaltsausschusses vor. Er reiht sich im Grundsatz in die allen 
Ausschüssen übertragene Aufgabe ein, als vorbereitendes Beschlußorgan dem Bundestag 
bestimmte Beschlüsse zu empfehlen, die sich auf überwiesene Vorlagen oder mit diesen in 
unmittelbarem Zusammenhang stehende Fragen beziehen. - Soweit die Gesetzeslage. 

In der Folgezeit ist diese Ordnung ergänzt worden durch die Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages. Diese gibt dem Haushaltsausschuß weiter gehende Möglichkeiten, als sie die 
Verfassung expressis verbis vorsieht. - Ich komme auf diesen Punkt noch einmal zurück. 

Lassen Sie mich zuvor aber noch ein paar grundlegende, naturgemäß sehr grobe Ausführungen 
zum Werdegang eines Bundeshaushaltes machen, den wir gerne, da dies recht anschaulich ist, 
als einen "Haushaltskreislauf" ansehen. Dieser Haushaltskreislauf gliedert sich in vier Phasen, in 
denen es vier verschiedene Zuständigkeiten gibt. Die erste Phase besteht in der Aufstellung des 
Haushaltsentwurfes, die in der alleinigen Zuständigkeit der Bundesregierung liegt. Unter Feder­
führung des Bundesministers für Finanzen wird der Entwurf auf der Grundlage der Bedarfsan­
meldungen aller Ressorts und unter Berücksichtigung der Steuerschätzungen erarbeitet und 
vom Bundeskabinett beschlossen. 

Mit der gleichzeitigen Zuleitung des Entwurfes sowohl an den Bundestag wie an den Bundesrat 
ist die Regierung nicht mehr Herr des Verfahrens. Es beginnt die zweite Phase, nämlich die der 
parlamentarischen Beratung und Gesetzgebung. Am Übergang in diese Phase verliert die 
Bundesregierung jede Möglichkeit, auf ihren eigenen Entwurf Einfluß zu nehmen. Sie könnte nur 
mit einer Notbestimmung noch einmal eine bestimmte Veränderung nachreichen, was nur dann 
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gestattet werden würde, wenn gleichzeitig festgestellt wird, daß eine außergewöhnliche Ver­
änderung vorliegt, die einen Neueinstieg in die Aufstellungsphase notwendig macht. - Das ist in 
den letzten 20 Jahren jedoch nicht vorgekommen. 

Das Plenum des Deutschen Bundestages überweist diesen Entwurf ausschließlich an den 
Haushaltsausschuß zur Vorberatung. Es überweist ihn auch an die Fachausschüsse, ohne den 
Fachausschüssen eine vorberatende Kompetenz einzuräumen. Die Fachausschüsse äußern 
sich dem Haushaltsausschuß gegenüber in beratender Funktion. Sie geben ihre Stellungnahme 
zum Budgetentwurf der Regierung ab, und der Haushaltsausschuß entscheidet dann über die 
einzelnen Zuordnungen. 

Er muß diese Entscheidungsmöglichkeit haben, denn es ist Aufgabe des Haushaltsaus­
schusses, die unterschiedlichen Politikfelder aufeinander abzustimmen. Es gibt ja bei uns die 
Funktion eines Hauptausschusses, wie es sie in Ihrem Parlamentsbereich gibt, nicht. 

Nunmehr kommt das ganze Verfahren in Bewegung, und es gibt sehr viele Konflikte zwischen 
den Fachausschüssen und dem Haushaltsausschluß. Diese Konflikte müssen die Mitglieder des 
Haushaltsausschusses vor allen Dingen auffangen können. Ich werde Ihnen gleich sagen, 
welcher Instrumente wir uns hiebei bedienen, denn auf das Instrumentarium und die Personen 
kommt es in diesem Fall in starkem Maße an. 

Die letzte Phase des Haushaltskreislaufes ist die Phase der Kontrolle, also die Überprüfung der 
Ausführung des Haushaltes. Sie umfaßt zunächst die Rechnungslegung durch den Bundes­
minister für Finanzen, sodann die Rechnungsprüfung durch eine unabhängige Institution, näm­
lich den Bundesrechnungshof, und schließlich auf dieser Grundlage die Entlastung der Bundes­
regierung durch das Parlament. Auch in dieser Phase spielt der Haushaltsausschuß eine be­
deutende Rolle, denn der Rechnungsprüfungsausschuß ist ein Unterausschuß des Haushalts­
ausschusses. 

Meine Damen und Herren! Im Anschluß an diesen Schnelldurchgang durch die vier Phasen des 
Haushaltskreislaufes, wie wir ihn verstehen, möchte ich zunächst noch einmal auf die zweite 
Phase, die parlamentarische Beratung und Gesetzgebung, zurückkommen und ohne viele 
Details den Gang des Verfahrens verdeutlichen. 

Wir bekommen im Juli oder August jeden Jahres die Zuleitung durch die Bundesregierung. Sie 
legt ihren Entwurf vor und bittet um Beratung. In der ersten Lesung beschäftigen wir uns mit der 
Entgegennahme des Berichtes. Der Finanzminister und die Regierung stellen dar, welche 
Kriterien zur Aufstellung dieses Haushaltes den Ausschlag gegeben haben. Die Fraktionen 
ihrerseits bewerten den Entwurf zunächst, stellen ihre politische Grundannahme dar und 
vergleichen sie mit dem Entwurf, bringen ihre Kritik an oder sagen ihre Unterstützung zu und 
überweisen dann diesen Haushalt komplett an den Haushaltsausschuß. 

Dieser Haushaltsplan besteht im Moment aus 30 Einzelplänen, die bis auf wenige Ausnahmen 
immer die Spezialhaushalte der einzelnen Ministerien oder der ihnen zugeordneten nachge­
schalteten Institutionen sind. Der Gesamtplan, der vorgestellt wird und das eigentliche Gesetz 
beinhaltet, besteht aus den Haushalts- und Finanzierungsübersichten sowie dem Kredit­
finanzierungsplan und einer schnellen Orientierungshilfe, damit man die Einzelpläne in direktem 
Zusammenhang sehen kann. 

Voraussetzung für die Erarbeitung einer solchen aussagekräftigen Übersicht und für die Ver­
gleichbarkeit einzelner Ressortetats ist, daß eine einheitliche Systematik angewandt wird und 
somit sichergestellt ist, daß sich hinter gleicher Kapitel- oder Titelbewertung auch der gleiche 
Inhalt verbirgt. 

Schließlich enthält der Haushaltsentwurf neben den Plänen noch das Haushaltsgesetz. - Über 
die erste Lesung habe ich bereits gesprochen. 

Wenn der Haushaltsausschuß seine Beratungen abgeschlossen hat, dann stellt er dem Parla­
ment die Ergebnisse seiner Beratungen vor. Im Haushaltsausschuß hat es in zweiter Lesung 
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jeweils Abstimmungen zu den einzelnen Plänen gegeben, und die Berichterstatter, die im 
Haushaltsausschuß ernannt sind und die sich mit dem Einzelplan beschäftigen, sind dann auch 
die Berichterstatter an das Plenum. Sie berichten über die Veränderungen, die es in ihrem 
Einzelplan gegeben hat. Sie betonen naturgemäß das, was sie selbst dabei erreicht haben. Da 
es jedoch von jeder Fraktion einen Berichterstatter gibt, hält sich das in Grenzen, und es kommt 
selten zu den großen Streitereien, die man normalerweise im Zusammenhang mit Finanzen 
vermuten könnte. 

Im Plenum ist der Ton allerdings gelegentlich etwas härter als im Ausschuß, denn der Ausschuß 
hat 41 Mitglieder, von denen 21 der Koalition und 20 der Opposition angehören. Da müssen, 
wenn so lange beraten wird, doch die Kollegialität im Vordergrund und die Gegnerschaft, die 
sich aus der politischen Grundannahme ergibt, deutlich im Hintergrund stehen. Das klappt 
durchaus, wenn auch nicht immer. 

Die einzelnen Fachminister ergreifen in der zweiten Lesung das Wort und werten mit. Die grund­
sätzlichen und großen politischen Auseinandersetzungen um den Haushalt ergeben sich immer 
dann, wenn über den Bundeshaushalt des Kanzlers berichtet wird. An diesem Punkt kommt es 
zum großen Schlagabtausch. Bei dieser jährlichen Grundsatzaussprache kann Kritik am Kanzler 
geübt werden, aber auch der Kanzler hat die Möglichkeit, seine Politik dem Parlament vorzu­
stellen. 

Unmittelbar daran schließt die dritte Beratung an, die im Regelfall nur noch förmlichen Charakter 
hat. Es kann aber auch durchaus sein, daß die dritte Lesung verschoben werden muß, nämlich 
dann, wenn in der zweiten Lesung vom Parlament über die Vorschläge des Haushaltsaus­
schusses hinweg eigene Vorschläge gemacht und beschlossen werden. Durch diesen Beschluß 
kann der Haushaltsausschuß allerdings nur gebeten werden, über die betreffenden Punkte 
erneut zu beraten. Das heißt: Das Plenum berät nicht endgültig, sondern immer nur auf 
Vorschlag des Haushaltsausschusses. 

So gibt es auch einige andere sich im Laufe des Jahres ergebende Fragen, die nur aufgrund 
einer Zuleitung durch den Haushaltsausschuß an das Plenum entschieden werden können. 
Artikel 115 unserer Verfassung - darüber habe ich eben schon geredet - regelt die Schulden­
aufnahme und sieht vor, daß wir Schulden nur in der Höhe aufnehmen dürfen, in der wir inve­
stieren. Die Väter des Grundgesetzes gingen davon aus, daß der Staat sich nicht über Ver­
schuldung finanzieren darf. Es ist sehr wohl eine Vermögensmehrung über den Weg der Ver­
schuldung möglich, das heißt also Investitionen, um größeres Vermögen anzusammeln. 
Darüber dürfen wir jedoch nicht hinausgehen. 

Die zweite Regelung, die für uns ganz wichtig ist, ist, daß das Parlament eine entsprechende 
Form gefunden hat, indem § 96 unserer Geschäftsordnung vorsieht, daß alle Vorlagen, die 
finanzwirksame Auswirkungen haben, erst dem Haushaltsausschuß zugeleitet werden und nur 
mit dem Votum des Haushaltsausschusses im Plenum weiter beraten werden dürfen. Das heißt: 
Es ist eine Sperre eingebaut, die sich in der Theorie zwar hervorragend anhört, in der Praxis 
aber vor Fehlentwicklungen nicht immer Bestand gehabt hat. 

Ich nenne dazu nur ein Beispiel: Im Zuge der Auseinandersetzungen um § 218 (Vorsitzender 
Präsident Dr. Fischer: Das war der Schwangerschaftsabbruch!) - ein nicht haushaltswirksa­
mes, aber ein gesellschaftspolitisch ungeheuer brisantes Problem - kam es dann zu zwei Be­
gleitgesetzen, bei denen wir als Finanzer gesagt haben: Diese Begleitgesetze können wir aus 
finanziellen Gründen überhaupt nicht zulassen. Trotzdem mußten wir über unseren Schatten 
springen, weil wir an einer haushälterischen Grundhaltung die Lösung eines gesellschaftspoliti­
schen Grundproblems nicht scheitern lassen konnten. 

Jetzt kann man natürlich sagen: Das war alles geschickt miteinander gekoppelt. - Aber es war 
nun einmal so, und das hat uns allen sehr wehgetan, zumal wir sehr deutlich gesehen und es 
auch gesagt und geschrieben haben, daß damit nicht nur der Bund in seiner eigenen 
Machtkompetenz etwas getan hat, was ihm selbst schadet, sondern daß wir gleichzeitig anderen 
Gebietskörperschaften Lasten auferlegt haben, für die wir ihnen keine Mittel zugewiesen haben. 
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Beispielsweise hat das Kindergartengesetz, das bei uns erst jetzt einer einheitlichen Versorgung 
mit Kindergartenplätzen dient, die Gemeinden und die Länder sehr viel Geld gekostet. Wir 
haben dann über eine Veränderung im Länderfinanzausgleich versucht, einen Ausgleich zu 
schaffen, aber wortwörtlich war er dort nicht gegeben. 

Bei der Wertung der Politik eines Haushaltsausschusses lautet mein Grundsatz: Die Haushalts­
politik muß sich zurückhalten, sie soll keine bestimmende Politik sein. Für mich hat die Haus­
haltspolitik eine dienende Funktion: Sie muß Politik ermöglichen, aber sie darf die Politik nicht 
bestimmen und nicht in größerem Maße beeinflussen als die politischen Grundhaltungen der 
einzelnen Parteien und Fraktionen. 

Das ist sehr schwierig durchzuhalten, aber es ist durchzuhalten. Wenn der Haushaltsausschuß 
sich als Interessenwahrer des Parlaments und nicht als Stützungsinstrument für die Regierung 
oder als Begründungsinstrument für die Opposition versteht, dann kann man mit diesem 
Instrument sicherlich auf Dauer eine ganze Menge erreichen. Und ich glaube, wir haben 
dadurch, daß es für die Problemlösung einen gewissen Fahrplan gibt, eine Menge erreicht. 

Bei einem längerfristigen Beratungsweg und bei einer Entwicklung, wie sie sich bei uns ergeben 
hat, gibt es natürlich auch den Mißbrauch von Instrumenten. Ich sage das hier ganz frei: Die 
zweite und dritte Phase des Haushaltskreislaufs betrifft die Bewirtschaftung des Haushaltes. Die 
Bewirtschaftung des Haushaltes ist ausschließlich Sache der Regierung. Trotzdem haben wir 
mittlerweile ein Instrument geschärft, das für diesen Zweck gar nicht bestimmt war, nämlich die 
Einrichtung einer sogenannten qualifizierten Sperre. 

In unserer Haushaltsordnung gibt es eine Möglichkeit, daß das Parlament sehr wohl einen 
Ansatz beschließt. Der Haushaltsausschuß sagt: Das ist noch nicht genug ausgereift. Wir 
möchten das Ganze nicht verhindern, wir möchten den Etatansatz billigen, aber es muß noch 
zusätzliche Information darüber geben, welche Folgen im einzelnen mit dieser oder jener 
Gesetzgebung verbunden sind. Da kann die qualifizierte Sperre ausgesprochen werden, das 
heißt, erst dann, wenn die Regierung dem Haushaltsausschuß vorgelegt hat, wie sie etwas 
machen will, entscheidet der Ausschuß, ob er die Mittel freigibt oder nicht. Damit haben wir uns 
in größerem Maße in den Haushaltsvollzug eingeklinkt. 

Ich sehe das mit einiger Sorge, weil ich ein strikter Verfechter der Trennung zwischen Exekutive 
und Legislative bin. Ich weiß nicht, wie wir damit in nächster Zeit fertig werden. Das ist nicht nur 
eine Regelung, die von der Regierung oder von der Opposition kommt, sondern das hat sich 
mittlerweile eingeschliffen, sodaß wir in diesem Jahr einen Teil des Gesamthaushaltes -
immerhin 4 bis 5 Prozent, und das ist bei 460 Milliarden Mark eine ganz schöne Summe - dem 
direkten Handeln der Regierung entzogen haben. - Ich denke, daß man so etwas durchaus 
einmal offen aussprechen sollte. 

Dieser Haushaltsausschuß hat natürlich noch einige Untergremien, die er in solch einem viel­
fältigen Staat haben muß. Er hat ein Vertrauensgremium für die Nachrichtendienste, welches 
nicht öffentlich, sondern geheim tagt. Nur der Vorsitzende stellt die Vereinbarkeit mit dem Bun­
deshaushalt fest. Es gibt ein eigenes Untergremium für den Aufbau-Ost. Und es gibt Unter­
gremien für den Verteidigungsbereich, allerdings wurde an diese keine bestimmte Entschei­
dungsmöglichkeit delegiert. 

Die Zuarbeit für diesen Haushaltsausschuß besteht darin, daß wir ein Sekretariat von im Augen­
blick 15 qualifizierten Mitarbeitern aus dem höheren Beamtendienst haben, damit gleichzeitig 
auch die Gesetzgebung vorbereitet werden kann. 

Im Laufe des Haushaltsjahres gibt es Möglichkeiten, die der Finanzminister nutzen muß, um mit 
außergewöhnlichen Situationen fertig zu werden. Dazu gehören überplanmäßige oder außer­
planmäßige Ausgaben: Diese Ausgaben müssen vom Haushaltsausschuß genehmigt werden. 
Ebenso muß die Veräußerung von Grundstücken, egal welcher Größe, vom Haushaltsausschuß 
genehmigt werden. Dies geht dann nicht mehr durch das Plenum. 
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Ich denke, daß ich Ihnen einen weitgehenden und wahrheitsgemäßen Bericht über das, was wir 
machen, gegeben habe. Ich möchte Sie aber mit noch einem Instrument vertraut machen, das 
sich gebildet hat. Ich habe eben über die Berichterstatter gesprochen: Diese Berichterstatter für 
die einzelnen Häuser nehmen so etwas wie die Funktion eines Mini-Haushaltsausschusses 
wahr. Sie sind zwar kein Beschlußorgan, sie können überhaupt keine Beschlüsse fassen. Aber 
sie werden für die Laufzeit der Legislaturperiode gewählt und werden aus dem Haushalts­
ausschuß für die einzelnen Ministerien bestimmt. Sie arbeiten sich naturgemäß in ihren 
Haushaltsplan ein, haben aber natürlich auch in ihren Ministerien gelegentlich Sitz und Stimme­
so sage ich das einmal. Sie haben dort überhaupt nichts zu sagen, und de facto wird nichts 
passieren, was nicht mit den vieren abgesprochen worden ist. 

Der Minister redet mit ihnen, sie gehen ins Ministerium und reden mit jedem einzelnen, je 
nachdem, um welchen Punkt es sich handelt. Sie haben das Recht und die Möglichkeit, alle 
Beamten zu zitieren, und zwar nicht nur die erste, sondern auch die zweite und die dritte Ebene. 

Das hat sich als sehr wohltuend herausgestellt, nicht nur aufgrund der Vielzahl, sondern vor 
allen Dingen aufgrund der Kompliziertheit der Aufgaben, die wir zu bewältigen haben. Beim 
Einzelplan 25 des Bundesbauministeriums soll sich jetzt zum Beispiel der ganze Haushalts­
ausschuß mit dem Aufbau Berlins auseinandersetzen. Dazu benötigt man im Grunde ge­
nommen Baufachleute, die die eigentlichen Zusammenhänge erläutern. Auf der anderen Seite 
soll der Haushaltsausschuß in bezug auf das Außenministerium bestimmen, ob wir eine 
Bosnien-Hilfe geben oder nicht. Es müssen sich also immer wieder Fachleute mit der ent­
sprechenden Materie genau auseinandersetzen. Diese müssen um einen gemeinsamen Weg 
ringen, und wenn sie sich einig werden, werden wir im Ausschuß darüber nicht mehr besonders 
viel reden. Wenn einer das Gefühl hat, daß dort Beratungsbedarl besteht, wird das Thema 
insgesamt in das Plenum des Haushaltsausschusses gezogen und dort erneut beraten. 

Das ist ein System, das sich gut bewährt hat, das an seine Grenzen aber dann stößt, wenn die 
Identifikation des Parlamentariers, des Haushälters, mit seinem Ministerium zu eng wird. Darum 
lebt es davon, daß jedesmal, wenn die Legislaturperiode beendet ist, auch die Berichterstatter 
gewechselt werden. Das haben natürlich alle nicht gern, weder die Ministerien noch die 
Kolleginnen und Kollegen. Aber man muß sie gelegentlich zu ihrem Glück zwingen. 

Ich war 14 Jahre Obmann der SPD im Haushaltsausschuß. Ich habe das mitgemacht und kann 
Ihnen aus leidvoller Erlahrung berichten, wie schwierig es ist, jemanden von seinem Haus 
wieder zu entfernen und ihm ein neues Haus zuzuweisen. Immerhin bewegen sich die 
Einzelvolumina in einer erheblichen Größenordnung. Der Verteidigungsetat beträgt bei uns im 
Augenblick 48 Milliarden Mark. Und wenn vier Leute darüber beraten, dann haben sie im 
Grunde genommen das ganze Jahr über mit diesem Einzelplan zu tun. Sie sind dann aber auch 
so involviert, daß es Zeit wird, sie gelegentlich wieder davon zu befreien. - Herzlichen Dank. 
(Beifall.) 
10.44 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Danke vielmals, Herr Kollege Wiczorek, für diese 
informative und praxisnahe Darstellung Ihrer Funktion als Vorsitzender des Haushaltsaus­
schusses. 

Wie angekündigt, hören wir jetzt eine Reihe von Wissenschaftern und Experten in der vorhin 
angegebenen Reihenfolge. Jeder ist gebeten, die Redezeit von etwa 10 Minuten einzuhalten, 
damit wir mit dem Gesamttagesprogramm durchkommen. 

Zu Wort gelangt nun Herr Univ.-Prof. Dr. Manfried Gantner. - Bitte sehr. 

10.44 
Univ.-Prof. Dr. Manfried Gantner (Universität Innsbruck): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Verehrte Anwesende! Ich möchte zu Beginn gerne einige allgemeine Bemerkungen zum öffent­
lichen Haushalt machen, die zum Thema hinführen. Dann möchte ich zum Kostenrechnungs­
gesetzentwurf und zur Frage eines Haushaltsausschusses Stellung nehmen. 
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Zunächst einmal: Die Bürger und die Wirtschaft sind primär an staatlichen Leistungen und den 
Wirkungen der Staatstätigkeit interessiert. Dennoch wird aber immer nur über Ausgaben, 
Einnahmen und Verschuldung diskutiert, anstatt über Leistungen und Wirkungen. 

Die traditionelle Diskussion der Anbieter im öffentlichen Sektor - dazu gehört auch das Parla­
ment - ist vergangenheits-, besitzstands- und Input-orientiert. Sie wird von Rechtmäßigkeits­
gesichtspunkten dominiert. Die Steuerung erfolgt dementsprechend Input-orientiert, also über 
Einnahmen und Ausgaben, über Budgetansätze, über Stellenpläne, über detaillierte Gesetze 
und Verordnungen. Dementsprechend konzentriert sich die Verwaltung auf die Einhaltung der 
Gesetze und der Budgetansätze. 

Notwendig wären aber aus Sicht der Bürger, Wähler, Steuerzahler und der Wirtschaft - also aus 
nachfrageseitiger Sicht - Zukunftsorientierung, Flexibilität der Aufgabenerfüllung, Output­
Orientierung und eine stärkere Berücksichtigung des Wirtschaftlichkeitsdenkens. Das kann ich 
aber nur dann haben, wenn ich auch Leistungen und Outputs kenne. Daraus folgt: Wir müssen 
vom Liquiditätsaspekt der Haushaltsverrechnung wegkommen und uns in Richtung Ressourcen­
verbrauchsaspekt der Kosten- und Leistungsrechnung bewegen. Wir müssen von der kurz­
fristigen einjährigen Betrachtung zu mittel- und längerfristigen Perspektiven kommen, daher 
Folgewirkungen von Gesetzen absehen. Und wir müssen von der vergangenheits- und input­
orientierten Betrachtung zu Output- und leistungsorientierten Überlegungen kommen. 

Ein weiterer Gesichtspunkt: Wir sollten unterscheiden zwischen strategischen Zielsetzungen 
und operativen Umsetzungen. Die strategische Zielsetzung betrifft die Frage: Tun wir die richti­
gen Dinge? Dies kann man nur Output-leistungsorientiert entscheiden. Die Folge ist Effektivität. 
Die operative Umsetzung betrifft die Frage: Tun wir die Dinge richtig? , hat also mit Effizienz­
fragen zu tun. 

Die Arbeitsteilung müßte sich so gestalten, daß Parlament und Regierung primär politisch­
strategisch tätig werden, also bei den Zielvorgaben und Kontrollen . Die Verwaltung müßte 
primär betriebswirtschaftlich-operativ tätig werden. 

Zu den strategischen Aufgaben gehört die klare Festlegung anzustrebender Zielsetzungen. Da 
geht es besonders um öffentliche Leistungen nach Menge, nach Qualität, nach Empfänger­
erreichbarkeit, Entgeltlichkeit und so weiter. Die Leistungen müssen bedarfsgerecht sein. Sie 
müssen von der Regierung mit der Verwaltung vereinbart und bei dieser bestellt werden und 
müssen in die Ressourcenrestriktion passen. Auch im Non-profit-Sektor kann man selbstver­
ständlich öffentliche Leistungen identifizieren, messen, bestellen. 

Nächster Gesichtspunkt - Aufgaben auf der betrieblichen operativen Ebene: Die Leistungen 
müssen dort kostengünstig erbracht werden. Dazu bedarf es eines klaren Leistungsauftrags. Es 
bedarf zentraler Kompetenzen, einer gewissen Flexibilität in der Wahl der Mittel und der 
Kombination der Produktionsfaktoren. Es darf also keine zu detaillierte Verrechtlichung geben. 
Anreize, Sanktionen und schließlich ein Budgetrahmen sind notwendig, der nicht im Sinne von 
kleinen Kästchen völlig determiniert ist. 

Die Kosten- und Leistungsrechnung ist ein Instrument und ein Hilfsmittel auf diesem Weg, sie ist 
aber kein Ziel an sich. Welche Probleme ergeben sich bei der Einführung einer Kosten- und 
Leistungsrechnung? - Zunächst einmal müssen die angestrebten Ziele und Leistungen klar 
formuliert werden. Es müssen jene, die diese umzusetzen haben, motiviert sein und umfassend 
geschult werden. Es sind die organisatorischen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen 
inklusive Stellen und Ressourcen für die Implementierung und Durchführung bereitzustellen. 
Das Ganze ist selbstverständlich nicht kostenlos. 

Ganz wichtig ist: Es muß sichergestellt werden, daß es aufgrund der Ergebnisse der Rechnung 
in der Folge auch Konsequenzen gibt und daß diese in den Entscheidungsprozeß um Art und 
Umfang der Leistungserbringung einfließen. Das heißt, wir müssen sicherstellen, daß kein 
weiterer Zahlenfriedhof produziert wird. 
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Verbesserte Einblicke in die Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung erfordern in der Folge 
entsprechende Flexibilität und Dezentralisierung bei der Aufgabenerfüllung. - Das ist ein sehr 
wichtiger Punkt. 

Was nützt es denn, die Kosten zu kennen? - Die zentrale Frage lautet: Kann die Art und Weise 
der Leistungserstellung entsprechend den Ergebnissen dieser Rechnung dann flexibel angepaßt 
werden? - Hier kommt das Wirtschaftlichkeitsdenken in einen Konflikt mit dem Rechtmäßig­
keitsdenken. 

Die Kosten- und Leistungsrechnung - ich werde gleich zu den Gesetzentwürfen übergehen - ist 
zwar eine äußerst wertvolle Grundlage für die strategischen Aufgaben des Parlaments, aber 
kein Allheilmittel und auch nicht das einzige Mittel. 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle eine ganz kleine Kritik: Es gibt eine Reihe von Berichten, die 
dem Parlament zugehen, derzeit aber entweder weitgehend unbeachtet bleiben oder ohne 
sichtbare Konsequenzen zur Kenntnis genommen werden. Diverse Bereichsberichte oder ein 
Rechnungsabschluß nehmen in einem Unternehmen einen ganz anderen Stellenwert ein als im 
Parlament etwa der Budgetbericht, die Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz und so weiter. 
Wozu werden immer neue Verfahren eingesetzt und Berichte verfaßt, ohne daß die bestehen­
den Informationsinstrumente genutzt und optimiert werden? 

Nun einige Anmerkungen zu den beiden Entwürfen. Zunächst zum Kostenrechnungsgesetz: 
Dort ist meiner Meinung nach ein sehr dezentraler Ansatz vorgesehen. Es steht im § 1: "Die 
obersten Organe sind verpflichtet ... " Wenn man das liest, stellt man fest: Notwendig wäre aber 
eine zentrale Projektsteuerung, ein kompetentes übergeordnetes Projektmanagement für diese 
Aufgabe. Da reicht es nicht, daß im § 3 sinngemäß steht, der Bundeskanzler hat einheitliche 
Grundsätze festzulegen. Es reicht auch nicht der im § 5 Abs. 2 eingerichtete "Beirat" - jedenfalls 
nicht in der Einführungsphase - aus. Das Projektmanagement müßte auch externe Berater 
einbeziehen, es sollte eine wissenschaftliche Begleitung erfahren, jedenfalls aber ein 
Consulting-Unternehmen zu Rate ziehen. Es müßten auch Vertreter der Länder und wohl auch 
Vertreter der Wirtschaftsverbände in diesem Beirat installiert sein, weil sie dann vom "Leistungs­
katalog" des § 4 betroffen sind. 

Zum Zeithorizont: Die im Entwurf genannten Termine sind aus meiner Sicht unrealistisch kurz. 
Es geht nicht darum, daß man schnell etwas tut, sondern daß man in nützlicher Frist das 
Richtige tut. Wenn man sieht, was hier zu leisten ist, dann wäre ein Zeitrahmen von drei bis vier 
Jahren wohl angemessen. 

Eine weitere Frage ist: Soll man dieses Kostenrechnungsgesetz zu einer flächendeckenden 
Anwendung führen, oder soll man Versuche machen? - Es gibt eine meines Erachtens ausge­
zeichnete Zusammenstellung: "Verwaltung heute", eine Beilage zur "Wiener Zeitung" Nr. 3/1996. 
Darin werden Erfahrungen mit Kostenrechnungen in einzelnen Bereichen detailliert dargestellt. 
Es zeigt sich darin, daß man Versuche machen muß, Erfahrungen sammeln muß, evaluieren 
muß und daß man diese Kostenrechnung wohl nicht sofort flächendeckend für die gesamte 
Hoheitsverwaltung einführen kann. 

Zum Zielkatalog im § 2 noch einige Bemerkungen: Ein sehr wesentlicher Beitrag wäre, daß die 
staatlichen Leistungen oder Produkte überhaupt identifiziert werden. Diese Rechnung soll 
Grundlageninformationen für eine leistungs- und wirkungsorientierte Verwaltungsführung bereit­
stellen, "new public management" ist das Stichwort. Sie soll Basis sein für ein weiterführendes, 
umfassendes staatliches Controlling. Es reicht nicht aus, daß wir sagen: Hurra, jetzt haben wir 
eine Kostenrechnung!, sondern es müßte bei den Zielen auch stehen, daß man bestimmte 
Konsequenzen anstrebt. Dann muß man noch den Zusammenhang zum starren Organisations­
recht, Dienstrecht, Besoldungsrecht und Budgetrecht sehen. Das heißt, es nützt nichts, wenn 
man diese Rechnung isoliert erstellt, die Ergebnisse müßten explizit in eine Anpassung des 
staatlichen Leistungserstellungsprozesses münden, in Richtung mehr Flexibilisierung und De­
zentralisierung. 
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Zum Katalog der Leistungen gemäß § 4: Das ist meines Erachtens das Kernstück der ganzen 
Übung. Das stellt eine ungeheure Herausforderung für jede Dienststelle dar. Die Stadt Innsbruck 
versucht das eben, sie hat 600 verschiedene Leistungen identifiziert und will sie auf 150 
Leistungen herunterbrechen. Das ist ein Selbstfindungsprozeß der ganzen Stadtverwaltung. 
Darauf basieren in der Folge die Leistungsaufträge, die Bestellungen bei der Verwaltung und die 
Ressourcenausstattung. Dies ist nicht in einem halben Jahr für die gesamte Bundesverwaltung 
zu schaffen! 

Noch einen Punkt zu dieser Kostenleistungsrechnung: Die Ergebnisse - so steht es im § 7 -
sind an den Haushaltsausschuß des Nationalrates zu übermitteln. - Dazu meine ich wieder, das 
reicht eben nicht. Der Nationalrat müßte sich einer Selbstbindung unterziehen, er müßte erkenn­
bare Konsequenzen aus dieser Rechnung in Aussicht stellen. 

Probleme sehe ich bei vielen interministeriellen Leistungen und Produkten, die sich aus den 
Mitbefassungskonsequenzen und aus dem föderativen Zusammenhang, den der Herr Präsident 
schon eingangs erwähnt hat, ergeben. 

Ganz wenige Bemerkungen zum Haushaltsausschuß: Aus ökonomischer Sicht ist es natürlich 
eine sehr nützliche Forderung, daß die Folgewirkungen von Gesetzesvorschlägen überprüft 
werden sollen. Die Frage, die sich aufdrängt, ist nur: Geht es wirklich um Kosten oder Aus­
gaben, oder geht es um Erlöse oder Einnahmen? - Das müßte man noch genauer diskutieren. 

Wichtig wäre , daß man den öffentlichen Sektor, wie es die Maastricht-Kriterien vorsehen, inte­
grativ sieht. Es reicht nicht aus, wenn man nur die Folgekosten für den Bund erhebt, man müßte 
die anderen Rechtsträger, Länder, Gemeinden, Sozialversicherung et cetera, ebenfalls einbe­
ziehen. Es reicht nicht aus, wenn man die öffentliche Hand bei den Kosten berücksichtigt; sehr 
viele Kosten , insbesondere bei Regulierungen, treffen in der Folge die Wirtschaft, ja die ganze 
Volkswirtschaft, und eine Kostenrechnung, die sich sozusagen nur auf die Kosten , die beim 
Bund entstehen, bezieht, greift zu kurz. 

Es gibt den Vorschlag, bis man eine Kostenrechnung hätte, das Handbuch zur Berechnung der 
finanziellen Auswirkungen von Gesetzen heranzuziehen: "Was kostet ein Gesetz?", das vor 
zwei, drei Jahren im Ministerium, das mit Minister Weiss verbunden wird , entwickelt wurde. Das 
wäre meines Erachtens der Mindeststandard, den man jetzt schon anwenden könnte. Es sollte 
Sanktionen geben für grobe Fehlangaben bei Folgekosten von Gesetzen und Initiativanträgen. 
Man kann sich fragen , ob nur Gesetze oder auch Verordnungen, Initiativen oder Abänderungs­
anträge betroffen sein sollen. Häufig wird erst in Verordnungen fixiert, wie hoch denn die Folge­
kosten beziehungsweise Ausgaben tatsächlich sind. 

Sehr geehrter Herr Präsident! sehr geehrte Damen und Herren! Eine allerletzte Bemerkung: 
Ebenso wichtig wie die Ermittlung der Folgekosten beziehungsweise Folgeausgaben wäre es, 
Gesetzesvorhaben und Initiativanträgen verpflichtend begleitende Vorschläge über die Art der 
Finanzierung und Bedeckung beizuschließen. - Danke schön. (Beifall.) 
10.58 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Ich danke Herrn Universitätsprofessor Gantner von 
der Universität Innsbruck. Die Frage, welcher Art die Sanktionen sein würden, ob das Haft­
strafen sind, oder an was er dabei denkt, wird vielleicht noch Gegenstand der Diskussion sein. 

Zu Wort gelangt Herr Professor Dr. Gerhard Lehner vom Wirtschaftsforschungsinstitut. Ich 
erteile es ihm. 

10.58 
Professor Dkfm. Dr. Gerhard Lehner (Institut für Wirtschaftsforschung): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte meine kurze Stellungnahme in drei Aspekte 
gliedern. Ich werde zunächst einige Bemerkungen zu den Abschätzungen der Folgeausgaben 
oder Folgekosten von Gesetzen und Verordnungen machen, wie sie im § 14 des Haushalts­
gesetzes vorgesehen sind, und auch auf die Rolle des Haushaltsausschusses in diesem 
Zusammenhang eingehen. Ich werde zweitens auf den Konsultationsmechanismus eingehen, 
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weil ich glaube, daß das Zusammenwirken zwischen Bund, Ländern und Gemeinden immer 
wichtiger wird und die Kooperation gerade im Hinblick auch auf die Maastricht-Kriterien sehr 
stark an Bedeutung gewinnen wird, und möchte drittens dann einige Bemerkungen zum Kosten­
rechnungsgesetz machen. 

Ich glaube, daß die geltenden Regelungen über die Abschätzung von Ausgaben, wie sie im § 14 
des Bundeshaushaltsgesetzes vorgesehen sind, bisher sehr unbefriedigend gewesen sind. Es 
gibt eine empirische Studie, die zeigt, daß mehr als die Hälfte aller Gesetze mit dem Vermerk 
versehen sind "Kosten: keine" oder "Kosten: nicht abschätzbar" oder ähnliches. Wenn das so 
wäre, dann hätten wir wahrscheinlich nicht jene Budgetsituation, die wir haben. Das heißt, es 
kann etwas nicht stimmen. 

Ich glaube, das Problem liegt einfach darin, daß diese Feststellungen ohne Diskussion zur 
Kenntnis genommen werden, daß nicht nachgefragt wird, weshalb mit diesem Gesetz keine 
Kosten verbunden sind oder weshalb die Kosten nicht abschätzbar sind. Ich glaube, es wäre 
notwendig, daß gerade auch bei diesen Feststellungen "Kosten: keine" das jeweilige Ressort 
angibt oder es auch bei Initiativanträgen nachvollziehbar ist, warum keine Kosten entstehen. Es 
müßte eine sehr ausführliche Begründung gegeben werden. Ich glaube, das wäre ein ganz 
wichtiger Punkt. 

Es wäre auch wichtig, daß in den Richtlinien, die zum § 14 vom Finanzministerium noch zu 
ergehen haben, auf diese Fragen näher eingegangen wird. Es ist in der Novelle 1993 im Abs. 5 
eine entsprechende Richtlinie festgesetzt worden, die aber noch nicht erschienen ist. 

Ich glaube, man wird neben der Diskussion über die Frage "Kosten: keine" oder ähnliches auch 
die Frage stellen müssen, ob es nicht auch irgendwelche Konsequenzen aus solch einer Fest­
stellung gibt. Der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen hat sich in seiner Budgetstudie vom 
vergangenen September auch mit dieser Frage auseinandergesetzt, und er hat darin fest­
gestellt, daß dann, wenn solch eine Festlegung "Kosten: keine" getroffen wird, über eine ge­
wisse Zeit, über mehrere Budgets hinweg auch keine Ressourcen für dieses Gesetz zur 
Verfügung gestellt werden sollen, weil es eben geheißen hat "Kosten: keine". Ich glaube, das 
wären sehr wichtige Punkte, die man zu beachten hätte. 

Wichtig scheint mir auch die Frage der Nachkalkulation zu sein. Es ist in dem Entwurf für den 
Haushaltsausschuß vorgesehen, daß er auch Nachkalkulationen machen kann. Ich halte das 
aus zwei Gründen für sehr wichtig. Zum einen könnte dies zu einer Verbesserung dieser Ex­
ante-Kalkulationen führen, denn wenn die Ressorts damit rechnen müssen, daß sie mit Nach­
kalkulationen konfrontiert werden, wird sich wahrscheinlich die Qualität erheblich bessern, und 
die Angaben "Kosten: keine" oder "fast keine", oder wie auch immer die Formulierungen heißen, 
würden vielleicht doch etwas zurückgedrängt werden. 

Das Zweite aber, was vielleicht noch wichtiger ist, wäre: Man kann natürlich aus solchen Nach­
kalkulationen ersehen, welche Gründe es dafür gibt - das ist der entscheidende Punkt jeder 
Budgetpolitik -, weshalb ein Gesetz mehr Ausgaben verursacht hat, als man ursprünglich veran­
schlagt hat. Man müßte natürlich sehr klar zwischen dem Mengengerüst und den Kosten je 
Einheit unterscheiden. Ich glaube, man könnte sicherlich auch pädagogisch sehr viel dazu 
beitragen. 

Ich meine, daß es die budgetäre Situation erfordert, die Effizienz in der öffentlichen Leistungs­
erstellung zu verbessern, denn es geht im Grunde nicht nur darum, im Jahre 1997 die Neuver­
schuldung auf 3 Prozent zu reduzieren; das ist mit den Voranschlägen wahrscheinlich schon 
sichergestellt. Aber mindestens so wichtig ist es, diese Quote mittelfristig zu stabilisieren, und 
das Stabilisieren der Quote ist wahrscheinlich schwieriger als das Erreichen. Und daher wird 
man gut daran tun, hier mehr Rationalität, mehr Effizienz in die Abschätzung der Folgeausgaben 
zu legen. 

Natürlich wird die Frage gestellt oder kann man die Frage stellen, ob solche Kostendis­
kussionen, solche Diskussionen über Folgeausgaben in den zuständigen Fachausschüssen ge­
führt werden sollen oder in einem Haushaltsausschuß, gewissermaßen im Budgetausschuß -
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es muß ja kein eigener Ausschuß sein. Ich glaube, daß ein Haushaltsausschuß einfach den 
Vorteil hat, daß er das Budget als Ganzes viel stärker im Auge hat. Wir haben gehört, daß in der 
Bundesrepublik dieser Haushaltsausschuß eine sehr starke Position hat. Das gibt es auch in 
Amerika im Kongreß und in anderen Ländern. Ich glaube, daß die meisten Länder heute einem 
solchen Haushaltsausschuß große Bedeutung beimessen. 

Natürlich - das muß man auch sehen - wird es insbesondere bei der Nachkalkulation gewisser 
Einschränkungen bedürfen. Man wird nicht alle Gesetze einer Nachkalkulation unterziehen 
können, man muß auch hier das Prinzip der Kosten-Nutzen-Analyse bedenken. Man wird wahr­
scheinlich nur solche Gesetze einer Nachkalkulation unterziehen, bei denen die Abweichungen 
einen bestimmten Prozentsatz übersteigen, aber das kann man ohne weiteres regeln . 

Zum zweiten Aspekt, dem Konsultationsmechanismus. Ich glaube - ich sagte es schon - , daß 
die Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaften eine immer größere Bedeutung hat, 
ebenso wie vor allen Dingen auch in konsequenter Weise der verstärkte Informationsaustausch. 
Wir müssen dazu kommen, daß der Informationsaustausch über die Budgeterstellung zwischen 
den Gebietskörperschaften, über die einzelnen Ausgabenprogramme enger wird. Ich glaube, es 
ist notwendig, daß man die Länder und Gemeinden zeitgerecht darüber informiert, mit welchen 
Ausgaben ein Gesetz behaftet ist, besonders dann, wenn es Länder und Gemeinden 
mitfinanzieren müssen. § 14 des Haushaltsgesetzes sieht das vor, aber es ist bisher von dieser 
an sich so wichtigen Bestimmung zuwenig Gebrauch gemacht worden. 

Denn eines muß man auch sehr klar sagen: Die Länder und Gemeinden haben mit ihrer 
Zustimmung, daß sie ihre Neuverschuldung auf 0,3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes be­
grenzen, einen wesentlichen Beitrag geleistet, sodaß die 3 Prozent überhaupt erreicht werden 
können. Es ist ein sehr ambitioniertes Ziel ; das muß man auch sagen. Es setzt aber voraus, daß 
es in allen Gebietskörperschaften eine straffe Budgetpolitik gibt, auch bei den Ländern und 
Gemeinden. Wenn die Länder und Gemeinden zu einer solch straffen Budgetpolitik verhalten 
sind, dann, glaube ich, muß man ihnen auch die entsprechenden Informationen geben. Das 
wäre ein fairer Zug, den man machen sollte. 

Natürlich erschwert diese Kooperation auch die Kostenrechnungen, denn es müßte im Grunde 
so sein , daß nicht nur der Bund, sondern auch die Länder und Gemeinden solche Kosten­
rechnungen einführen. Das ist beim Bund schon schwierig und daher natürl ich um vieles mehr 
bei den Ländern und Gemeinden. Ich glaube, man wird zu einem Vorgehen kommen müssen -
das gilt generell-, das pragmatisch ist, wobei aber doch die Qualität nicht darunter leiden soll . 

Nun zum dritten Punkt, dem Kostenrechnungsgesetz. An sich ist im § 82 des Bundeshaushalts­
gesetzes und insbesondere dann in den §§ 97ft. der Bundeshaushaltsverordnung bereits sehr 
viel von dem vorweggenommen, was im Kostenrechnungsgesetz stehen sollte. Eigentlich müßte 
man meiner Meinung nach § 82 nur in eine Muß-Bestimmung umwandeln, und man hätte 
bereits dieses Kostenrechnungsgesetz im Zusammenhang mit der Bundeshaushaltsverordnung. 
Ich glaube, es ist hier besonders wichtig, daß man gerade bei der Kostenrechnung nicht zu 
sophisticated vorgeht, daß man pragmatisch vorgeht, daß man nicht Kostenrechnungen ein­
führt, bei denen die Kosten-Nutzen-Analyse negativ ausgeht. Das heißt, daß man - ich stimme 
Professor Gantner zu - wahrscheinlich einen längeren Zeithorizont ins Auge fassen müßte. Der 
Zeithorizont ist sehr kurz, und wenn er eingehalten werden sollte, wäre die Gefahr, daß wieder 
lückenhafte Lösungen gefunden werden, sehr groß. Ich glaube, man sollte das mit Bedacht gut 
durchargumentieren, denn wir haben auch für das Bundeshaushaltsgesetz acht Jahre 
gebraucht, bis es Gesetz geworden ist. Es muß ja nicht acht Jahre dauern, aber es sollte mit 
einem etwas längerem Zeithorizont gerechnet werden. Die Frage ist auch in diesem Zusam­
menhang, ob man nicht internationale Berater oder zumindest Berater von außen für die 
Kostenrechnungen heranziehen sollte. Es gibt in allen Ländern gute Erfahrungen. Die einzelnen 
Ressorts sind sehr unterschiedlich. Ich glaube, dieser Mühe sollte man sich unterziehen, weil es 
einfach angesichts der großen Budgetprobleme notwendig ist, daß man diese Folgekosten­
abschätzungen wirklich solide macht. - Danke schön. (Beifall.) 
11. 11 
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Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Ich danke Herrn Dr. Lehner vom Institut für Wirt­
schaftsforschung und bitte Herrn Univ.-Prof. Dr. Dieter Mandl vom Institut für Wirtschafts­
pädagogik zum Rednerpult. - Bitte, Herr Professor. 

11. 11 

Univ.-Prof. Mag. Dr. Dieter Mandl (Institut für Wirtschaftspädagogik): Sehr geehrter Herr Prä­
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich meine nicht, daß das heutige Thema und 
die Frage der Kostenrechnung und deren Einrichtung, ja oder nein, insgesamt eine Frage der 
budgetären Situation ist, sondern ich meine, daß die Kostenrechnung im Bereiche des Bundes 
unabhängig von dessen budgetärer Situation eingerichtet, verwendet und genutzt werden sollte. 

Aber es geht dem Bund anscheinend so, wie es im privatwirtschaftlichen Bereich den soge­
nannten Unternehmern geht. Es sitzen hier viele, die diese Situation kennen und wissen, was 
sie auslöst, nämlich in Zeiten, in denen es privatwirtschaftlich geführten Unternehmen schlecht­
geht, beginnt der Schrei nach der Kostenrechnung. Man ist der Meinung, daß die Kosten­
rechnung für sich zur Gesundheit des Unternehmens beitragen würde, und entdeckt dann, daß 
die Kostenrechnung an der Organisation nichts verändert, an den Produkten oder Leistungen 
nichts verändert, am Markt, an den Preisen nichts verändert, am Image nichts verändert, am 
Bekanntheitsgrad nichts verändert. All diese Vokabel werden nun auch auf den Bund übertrag­
bar. 

Das, was die Kostenrechnung zu diesem Zeitpunkt an Informationen der Unternehmerseite gibt, 
ist, wie hoch die Kosten bestimmter Leistungen sind. Sie stellt bestimmte Entscheidungsgrund­
lagen zur Verfügung, sie ermöglicht bestimmte Vergleiche und ähnliches. Ich glaube, daß man 
im Zusammenhang mit der Frage der Einführung, der Einrichtung der Kostenrechnung im 
Bereich des Bundes das so nüchtern sehen sollte. 

Ich halte das Thema für ausgesprochen wichtig und hoffe, daß es zu einem erfolgreichen 
Abschluß und Ergebnis dieser Diskussionen in Form eines adäquaten, praktikablen Gesetzes 
kommt. 

Abgesehen von der Argumentation meines Vorredners, der schon darauf hingewiesen hat, daß 
es zutreffende gesetzliche Bestimmungen gibt, aus denen sich die Notwendigkeit der Ein­
richtung und Anwendung einer Kostenrechnung klar feststellen und natürlich auch in weiteren 
Details ableiten läßt, ist das Erfordernis der Kostenrechnung schon allein vom Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ableitbar. Jeder müßte sich konkret die Frage stellen, wie 
dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit insbesondere Rechnung getragen werden kann ohne 
Vorliegen, ohne Vorhandensein einer Kostenrechnung. 

Aufgrund des Fehlens einer Kostenrechnung für die Bundesverwaltung, wie es sich derzeit dar­
stellt, sind die Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung jetzt nicht feststellbar. Es fehlt ganz klar die 
Grundlage für eine Kostenevaluierung, insbesondere für eine betriebswirtschaftliche Wirtschaft­
lichkeitsbetrachtung. Die Evaluierung von Kosten setzt nämlich voraus, daß Kosten in diesem 
Zusammenhang ermittelt werden, nämlich im Hinblick auf die Evaluierungsziele. 

Das auf Einnahmen und Ausgaben beruhende und finanzwirtschaftlichen Zielen dienende 
System der Kameralistik läßt betriebswirtschaftliche Interpretationen von vornherein überhaupt 
nicht zu. Sie ist eine notwendige Einrichtung, ohne die Dinge nicht möglich sind. Daneben sollte 
es eben eine Kostenrechnung geben. Man muß von der bloßen, rein finanzwirtschaftlichen 
Geldbetrachtung zu einer Erweiterung und zu einem erweiterten Ansatz kommen, nämlich zu 
einer ergänzenden betriebswirtschaftlichen Betrachtung, die nur auf der Grundlage einer 
Kostenrechnung möglich ist. 

Das Ziel der Evaluierung der Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung im Bereich der Rechtsetzung 
und der Vollziehung des Bundes im Hinblick auf Kostentransparenz und Kostenwahrheit er­
fordert die Einrichtung einer ziel- beziehungsweise zweckentsprechenden Kostenrechnung. Die 
heutige Erörterung dieses Themas bezüglich Einführung der Kostenrechnung macht bereits 
deutlich, daß man erkannt hat, in welche Richtung die Überlegungen und letztlich gesetzlichen 
Vorkehrungen gehen sollten. 
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Ich möchte bewußtmachen, daß ja hier in diesem Kreise, in diesem Raume viele sitzen, die 
bereits Schlagwörter im Rahmen ihrer Tätigkeiten gebraucht haben, wie Lean-Management im 
öffentlichen Bereich, schlanke Verwaltung, schlanke Strukturen, Controlling und ähnliche aus 
dem betriebswirtschaftlichen Bereich stammende Vokabel, die durchaus auch im öffentlichen 
Bereich anwendbar sind, die durchaus auch dort ihre Gültigkeit haben und zum Durchbruch 
kommen sollten. 

Art und Aufbau und Ablauf, das heißt die Organisation der Kostenrechnung und deren Häufig­
keit, hängen von den Rechnungszielen beziehungsweise von den Funktionen der Kosten­
rechnung ab, und in diesem Zusammenhang sind jetzt besondere Bemerkungen zu dem 
Entwurf eines Bundesgesetzes über eine solche Kostenrechnung notwendig. 

Der Entwurf eines solchen Bundesgesetzes sieht im § 2 auf Seite 2 des Entwurfpapieres einen 
Zielkatalog vor. Anliegen sollte es sein , zu prüfen, ob dieser Zielkatalog in dieser Form aus­
reichend ist, ob dieser Zielkatalog in jener Form präzise ist, daß er operabel verstanden werden 
kann. 

Das, was ich aus diesem Zielkatalog herauszulesen versucht habe, sind verschiedene Ziel­
setzungen, die von großer Wichtigkeit und Bedeutung sind. Ich möchte in diesem Zusammen­
hang aufgrund dieser Zusammenfassung eigentlich jetzt schon den einzelnen vor Augen führen, 
worum es hier geht. 

Der Zielkatalog wäre eigentlich so zu interpretieren, daß es dem Gesetzentwurf ein Anliegen ist, 
die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit und der Leistungsprozesse durchzuführen, und zwar in Form 
innerbetrieblicher Kontrolle der Wirtschaftlichkeit. 

Auf den Leistungserstellungsprozeß, auf Leistungen und auf die Notwendigkeit der leistungs­
bezogenen Betrachtung haben Vorredner bereits hingewiesen, ebenso auf einzelne Leistungen 
innerhalb des jeweiligen organisatorischen Verantwortungsbereiches - eine Kernzielsetzung, die 
Kostenrechnungen auszeichnet, eine Kernzielsetzung, die wir natürlich auch im privatwirtschaft­
lichen Unternehmensbereich finden . 

Zweite wichtige Erkenntnis: Aus dem Ziel katalog ist herauslesbar, interpretierbar, daß es offen­
bar um den Zweck, um das Ziel geht, über- beziehungsweise zwischenbetriebliche Kontrolle der 
Wirtschaftlichkeit sicherzustellen, und zwar durch Kostenvergleiche zwischen verschiedenen, 
miteinander vergleichbaren Verantwortungsbereichen, bezogen auf den Leistungserstellungs­
prozeß und einzelne Leistungen. Auch dazu ein modisches Vokabel , das ich auch schon aus 
dem Mund politisch Tätiger gehört habe: Bench-marking, in diesem Zusammenhang oft lieber 
gebraucht, als zu sagen, der Fremdvergleich oder überbetriebliche Vergleich . 

Dann ein weiterer wichtiger Zielpunkt, der aus diesem Zielkatalog interpretierend entnehmbar 
ist: Es geht hier offenbar auch um die Bereitstellung von Informationen tür Entscheidungen im 
Rahmen des innerbetrieblichen Aufgaben- , Entscheidungs- und Verantwortungsbereiches und 
um die Gewinnung von Informationen für Entscheidungen übergeordneter Entscheidungsträger. 
So lese ich den Zielkatalog, und so sehe ich ihn. 

Ein dritter wichtiger Zielpunkt, der für mich diesem Zielkatalog entnehmbar ist: daß es um die 
Sicherstellung einer verursachungsgerechten , entscheidungsorientierten Verrechnung von Lei­
stungen geht zwischen miteinander verbundenen Stellen, Verantwortungsbereichen, Leistungs­
bereichen. 

Dann habe ich versucht, zu interpretieren, und habe mir erlaubt, dieses Ziel zu formulieren, 
obwohl es für mich nicht so klar aus diesem Entwurf ableitbar ist, daß es wohl auch ein Ziel sein 
wird, Grundlagen zur Beurteilung der volkswirtschaftlichen Auswirkungen staatlichen Handeins 
zu schaffen. So klar erkennbar ist dieser Zielsatz aus dem Entwurf nicht. 

Das, was wieder klar hervorkommt aus dem Entwurf, ist, daß es bei der Kostenrechnung um 
das Ziel Förderung des Kostenbewußtseins geht. Ich meine, wenn hier das Wort "Kosten­
bewußtsein" gebraucht wird, daß man mit gedacht hat, daß es hier wohl um die Schaffung von 
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Leistungsanreizen für die Verantwortungsträger geht. Und auch das Schaffen von Leistungs­
anreizen im öffentlichen Bereich ist, wie Sie wissen, bereits bei uns und in den Nachbarländern 
ein wichtiges Thema geworden. 

Was ich auch noch dem Gesetzentwurf entnehme, ist, daß es ein wichtiges Ziel der zu schaffen­
den Kostenrechnung ist, alle Voraussetzungen zu schaffen und zu entsprechenden Infor­
mationen zur Rechtfertigung der durch die staatliche Aufgabenerfüllung verursachten Kosten zu 
kommen. Das ist auch eine mir eher angenehm erscheinende Interpretation, und ich meinte in 
dieser Richtung den Gesetzentwurf verstehen zu können und verstehen zu sollen. 

Das, was ich grundsätzlich an diesem Gesetzentwurf als Stärke empfinde, ist der § 3, in dem 
darauf verwiesen wird, daß der Bundesminister für Finanzen nach Anhörung des Präsidenten 
des Rechnungshofes mit Verordnung einheitliche Grundsätze für die Kostenrechnung des 
Bundes festzulegen hat und daß die Verordnung insbesondere auf folgende Punkte einzugehen 
hat, und diese sind im § 3 angegeben, mit den einzelnen Details zur Kostenrechnung. Die für 
mich aber wesentlichen Punkte sind, daß auf dem Verordnungswege die Periodisierung der 
Kostenrechnung zu präzisieren, zu klären ist, das heißt, in welchen zeitlichen Abständen sie 
durchgeführt wird, dann der zeitliche Ablauf ihrer Durchführung, weiters - ein ganz ein wichtiger 
Kernpunkt - die Grundsätze für die Gestaltung der Kostennachweise. Damit ist wohl gemeint, 
daß es um die aufbereiteten Kosteninformationen und um ihre Darstellungsformen geht, um den 
Empfänger dieser Informationen tatsächlich gezielt zu informieren und mit Wissen auszustatten. 

Und dann ist noch Punkt 6 als ein für mich sehr wesentlicher Punkt, nämlich: einschließlich 
Erläuterungs- und Auswertungsberichten. Darum sehe ich hier nicht unbedingt das Problem, 
das mein Vorredner angesprochen hat. Ich meine, daß der Punkt 6 Klärung bringt. 

Ich halte den Punkt 7: Grundsätze für die Organisation der Kontrolle, für sehr wichtig und meine, 
daß sich damit ein wesentlicher Punkt wohl klären wird beim Verordnungsentwurf, und zwar der, 
wo es im Gesetzentwurf heißt, daß die Ergebnisse, die Berichte und so weiter an eine zentrale 
Stelle weiterzureichen sind. 

Da nur abschließend ein Gedankengang: Es gibt in einem wesentlichen Bereich Österreichs, in 
dem wir derzeit auch viel zu lösen haben und über den sehr viel gesprochen wird, das ist der 
Gesundheitsbereich, die Krankenanstaltenkostenrechnungsverordnung, und es gibt die Ver­
pflichtung der Spitäler zur Anwendung dieser Kostenrechnungsverordnung. Die Kostenrech­
nungsverordnung ist mit ihren Inhalten perfekt gelungen. All das, was ihr je unterstellt wurde, hat 
immer bewiesen, daß sich die, die diese Kritik vorgetragen haben, nicht mit ihr beschäftigt 
haben. 

Die wahre Schwäche der Kostenrechnung in den Krankenanstalten ist, daß es jene zentrale 
Stelle, die hier offenbar vorgesehen ist, nie gegeben hat und daß die zentrale Stelle, die 
Sammelstelle war, im wesentlichen der KRAZAF, nicht mit jenen Rechten und Befugnissen 
ausgestattet war, um auf der Basis der Erkenntnisse aus diesen Informationen nun tatsächlich 
Schlußfolgerungen zu ziehen, eingreifen zu können, Maßnahmen setzen zu können. Das hat 
aber nichts mit der Kostenrechnung und ihren Elementen in der Krankenanstaltenkosten­
rechnungsverordnung zu tun, sondern das sind organisatorische Mängel gewesen im Sinne 
eines funktionierenden - und hier in diesem Fall nicht funktionierenden - Controllings. 

Das sind die Dinge gewesen, die ich hier einbringen wollte. Ich sage herzlichen Dank und hoffe 
auf eine rege Diskussion danach. (Beifall.) 
11.25 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Danke, Herr Universitätsprofessor. 

Ich bitte Herrn Univ.-Prof. Dr. Schauer von der Universität Linz um sein Statement. 

11.25 
Univ.-Prof. Dkfm. Dr. Reinbert Schauer (Johannes Kepler Universität Linz): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin in der glücklichen Lage, die Ausführungen meiner Vorredner 
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vollinhaltlich unterstützen zu können. Daher darf ich mich auf einige ergänzende Bemerkungen 
beschränken. 

Bemerkung Nummer 1: Es ist international ein Trend erkennbar, daß die Verwaltungen und das 
staatliche System angehalten werden, von ihrer bisherigen bürokratisch-ressourcenorientierten 
Steuerung abzukommen und sich stärker einer leistungsorientierten, einer wirkungsorientierten 
Verwaltungsführung zuzuwenden. Und diesem Trend, der nicht von der Wissenschaft her aus­
gelöst wurde, sondern aus der Verwaltungspraxis initiiert wurde, darf sich auch Österreich nicht 
entziehen. 

Daher darf ich einen Vorschlag unterbreiten, wenn wir hier die Frage zu klären haben, ob etwa 
das Bundeshaushaltsgesetz oder die Bundeshaushaltsverordnung zu modifizieren sei oder ob 
ein Kostenrechnungsgesetz neu zu erlassen wäre, daß mit einer Evaluationsphase begonnen 
wird . Warum ist die Bestimmung des § 82 Bundeshaushaltsgesetz beziehungsweise § 97 
Bundeshaushaltsverordnung nicht in die Praxis umgesetzt worden? Denn dort heißt es ja: Die 
Amtsorgane können in ihrem Bereich eine Betriebsabrechnung oder Kostenrechnung vor­
schreiben. Und es gibt dann am Ende des dritten Satzes von § 97 Abs. 1 Bundeshaushaltsver­
ordnung sogar eine Verpflichtung, nämlich diese Betriebsabrechnung insbesondere dann ein­
führen zu müssen, wenn - und jetzt überspringe ich einige Satzteile - "eine genaue Kenntnis der 
Kosten der Leistungserstellung beziehungsweise Leistungserbringung sowie ihrer Wirtschaft­
lichkeit erforderlich ist". 

Das heißt, die Grundüberlegung: Mit welchen Folgelasten sind Gesetzesvorhaben beim Bund, 
aber in der Folge auch bei Ländern und Gemeinden verbunden?, diese Grundüberlegung ist, 
wenn Sie so wollen, auf Basis geltenden Rechts bereits gegeben. Warum haben also die 
haushaltsleitenden Organe davon keinen Gebrauch gemacht? Warum sind die Arbeiten der 
Abteilung Verwaltungs reform , die letztendlich zu dem Arbeitsbehelf geführt haben: "Was kostet 
ein Gesetz?", nur Papier geblieben? Warum werden sie nicht angewendet? Warum wird nicht 
eingefordert, daß bei den Gesetzentwürfen dieser erwähnte Passus Kostenneutralität oder 
bestimmte Kosten im vorhinein überprüft werden durch entsprechende nachvollziehbare 
Planungsrechnungen? Warum wird nicht im nachhinein überprüft? Wo sind da die Aufträge an 
die Innenrevisionsabteilungen der Ministerien? Wo sind da allenfalls auch entsprechend ver­
gleichende Überprüfungen des Rechnungshofes? Der Rechnungshof geht noch am ehesten 
darauf ein , indem er entsprechende Vergleiche auch zwischen den Ministerien und ihren 
Aufgabenbereichen durchführt. 

Wir brauchen aus dieser Sicht weniger eine Kostenrechnung, sondern was wir brauchen, ist 
eine Verstärkung des Leistungsbewußtseins. Und Leistungsbewußtsein heißt, daß wir uns 
stärker aufgabenorientiert zu verhalten haben . Und das setzt zunächst einmal voraus, daß eine 
- darf ich es überscharf formulieren? - neue Art der politisChen Führung eingefordert werden 
muß. Sie bedingt dann in der weiteren Folge eine neue Art der Verwaltungsführung, die dem 
Leistungsgedanken und in der weiteren Folge auch dem Kostengedanken stärker Rechnung 
trägt. 

Es ist daher zu begrüßen, wenn hier, auf welchem Wege auch immer, vorgeschlagen wird , die 
Verwaltungen zur Erstellung von Leistungskatalogen anzuhalten, damit zur Produktorientierung, 
damit zur Beziehung zu den vorgegebenen Aufgaben. Ich darf das Beispiel der oberöster­
reichischen Landesverwaltung hier erwähnen, wo das Projekt Aufgabenreform in zweieinhalb 
Jahren abgewickelt wurde und ein Leistungskatalog entstand, der zehn Ordner, also etwa 
5000 Seiten, umfaßt. Und auf dieser Basis versucht man in der weiteren Folge - das bedeutet 
ein neues Projekt mit entsprechender Dauer -, eine Art Aufgabenkritik und letztendlich auch 
eine Verbesserung des Verwaltungshandelns herbeizuführen. 

In den hier vorliegenden Unterlagen wird immer wieder der Ausgabenbegriff mit dem Kosten­
begriff vermengt. Auf der einen Seite wird herausgearbeitet, daß es darum geht, die finanziellen 
Auswirkungen von Gesetzesvorhaben in den Griff zu bekommen, und auf der anderen Seite 
wird die vorhin erwähnte Kostentransparenz deutlich gemacht. Ich darf hier ein Beispiel bringen, 
worin der Unterschied liegt. 
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Nehmen wir an, daß wir die Ausgaben der heutigen parlamentarischen Enquete quantifizieren 
wollen. Ich habe keine Ahnung, welche Ausgabenströme wirklich entstehen, aber ich gehe 
einmal von den Dienstreiseabrechnungen aus und sage salopp, das sind 50000 S. Wenn wir 
also die Kosten der heutigen parlamentarischen Enquete berücksichtigen, dann müssen wir 
unsere Arbeitsstunden monetär erfassen, also multiplizieren Sie die Personalkosten Ihres 
Arbeitstages, meine Damen und Herren, dann kommen Sie auf eine halbe Million Schilling. 

Wenn bei der Planung von Gesetzesvorhaben allein die Ausgabenseite berücksichtigt wird, 
dann wird implizit angenommen, daß in den Verwaltungen genügend Kapazitäten bestehen, zu­
sätzliche neue Aufgaben wahrzunehmen, daß sie also unterausgelastet sind. Wenn wir ihnen 
neue Projekte vorgeben, dann bedeutet das, daß andere Aufgaben zurückstehen müssen, denn 
wir wissen alle, daß eine Planstellenerweiterung nicht drinnen ist. Das heißt, aus dieser Sicht 
darf ich empfehlen, nicht nur die Folgelastenproblematik von der finanziellen Seite her zu 
betrachten - damit wird die Liquidität unserer Gebietskörperschaften sichergestellt -, sondern 
parallel und mit gen au gleicher Wichtigkeit auch die Kosten- und Leistungswirkung aus den 
betroffenen Gesetzesvorhaben in den Griff zu bekommen. 

Dabei haben wir ein Problem. Die Vorausschau, was der Gesetzesvollzug an finanziellen Aus­
wirkungen wie auch an wirtschaftlichen Auswirkungen mit sich bringt, setzt voraus, daß wir darin 
geübt sind, die kommenden Arbeitsabläufe gedanklich zu durchdringen und aus dieser Sicht 
heraus Verfahrensabläufe und Aktivitäten mit einem entsprechenden Mengengerüst, Personal­
einsatzstunden, Anlageneinsatzstunden, Geräteeinsatzstunden et cetera, zu antizipieren. Darin 
sind wir ungeübt. Das bedeutet daher, daß wir eigentlich nur einen Lernprozeß initiieren können, 
nämlich indem wir schwerpunktmäßig Aufgabenbereiche herausgreifen, wo man versucht, 
diesen Prozeß des Antizipierens künftiger Verfahrensabläufe, die von Gesetzesvorhaben 
abgeleitet werden müssen, in den Griff zu bekommen und daraus jene Erfahrung und auch jene 
Fertigkeit zu entwickeln, die letztendlich nach einem mehrjährigen Prozeß des Erlernens und 
Erfahrung Sammelns dazu führt, daß wir besser als bisher die Folgewirkungen von Gesetzes­
vorhaben erkennen können. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall. - Präsident Dr. 
Neisser übernimmt den Vorsitz.) 
11.32 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Ich danke Ihnen, Herr Univ.-Prof. Dr. Schauer, 
für Ihre Ausführungen. 

Als nächsten bitte ich Herrn Minister Klima um seinen Beitrag. 

11.33 
Bundesminister für Finanzen Mag. Viktor Klima: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich möchte mich einleitend einmal recht herzlich bedanken, daß 
Sie an dieser Enquete zu diesem gemeinsamen Thema teilnehmen, und ich betone "gemein­
sam", weil es eine gemeinsame Verantwortung widerspiegelt, weil es auf der einen Seite die 
Gemeinsamkeit zwischen Bundesregierung und Parlament, auf der anderen Seite aber auch die 
Gemeinsamkeit der einzelnen Fachausschüsse, der Bemühungen der einzelnen Regierungs­
mitglieder um die Entwicklung des Bundeshaushaltes, parallel zu den Politikfeldern, die heute 
schon angesprochen wurden, signalisiert. 

Ich spreche ganz bewußt diese Gemeinsamkeit aus. Ich möchte, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, die Kostenrechnung, den Haushaltausschuß oder Budgetausschuß, oder wie immer 
man ihn nennen mag, nicht als Gegeninstrument zwischen Bundesregierung und Parlament 
sehen, sondern ich möchte sie als gemeinsames Instrument sehen, um uns bewußtzumachen, 
in welche Richtung wir die Kostenentwicklung durch die einzelnen politischen Entscheidungen, 
politischen Beschlüsse beeinflussen. Aber - und das scheint mir ganz besonders wichtig zu 
sein; auch im Sinne der Beiträge der Vorredner -: Es darf und kann nicht das Ziel sein, den 
Finanzminister als Gegenpol zu allen anderen Regierungskollegen zu sehen, es darf und kann 
nicht das Ziel sein, den Haushaltsausschuß als Gegenpol zu allen anderen Fachausschüssen 
zu sehen. 
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Glauben Sie mir, meine sehr geehrten Damen und Herren: Ich war lange genug Finanz- und 
Controlling-Vorstand in einem der größten Unternehmen Österreichs, um zu wissen: Gegen­
einander funktioniert es nicht! Die Fachbereiche sind immer klüger und gefinkelter darin, die 
Dinge in ihrem Sinne darzustellen, wenn die Kooperation nicht funktioniert, nicht den gemein­
samen Zweck erfüllt. Das heißt, mein großer Appell an Sie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, geht dahin, daß Sie mit mir übereinstimmen, daß wir hier kein Inquisitionsorgan ein­
richten, sondern ein Organ, an dem wir gemeinsam lernen. 

In diesem Sinne auch zum letzten Beitrag von Professor Schauer, warum wir das insgesamt tun: 
Wir müssen es tun, weil wir auch eine neue Qualität der Finanz- und Budgetpolitik brauchen, 
und zwar eine neue Qualität, die davon ausgeht, daß wir alle öffentlichen Haushalte und die 
Betroffenheit aller öffentlichen Haushalte - also auf Bundesebene genauso wie auf Länder­
ebene, genauso wie auf Gemeindeebene - zu betrachten haben. Daher wird es auch wichtig 
sein, rasch einen Konsultationsmechanismus, aber auch einen Sanktionsmechanismus mit zu 
denken. 

Die Frage, die von einem meiner Vorredner angesprochen wurde, welche Sanktionen es gibt, 
wenn hier nicht die entsprechende gemeinsame Vorgangsweise gewahrt wird, ist eine wichtige 
Frage. Diese Sanktionen können in der Politik üblicherweise - und das ist der große Unter­
schied zum Management - nicht unmittelbar erfolgen, aber mittelfristig, langfristig zum Beispiel 
in der Frage der Stabilität der Währung, des Zinsniveaus, der Kreditwürdigkeit unseres Landes 
auf der einen Seite, auf der anderen Seite, wenn wir die anderen politischen Aktionsfelder 
sehen, eben in der mangelnden politischen Weiterentwicklung unseres Landes, im Bereich des 
Umweltschutzes, im Bereich der Sozialpolitik, der Familienpolitik und all diese Dinge mehr. 

Das heißt für mich ganz konkret, daß wir die Frage des Konsultationsmechanismus und 
Sanktionsmechanismus zumindest betreffend den rudimentären Teil der monetären Sanktionen 
sehr rasch absprechen und diskutieren müssen. Das heißt weiter konkret, daß wir mit den 
Ländern und den Gemeinden Vereinbarungen darüber zu finden haben, was passiert, wenn ein 
Entscheidungsträger Entscheidungen trifft, die maßgeblich die Kostenposition der anderen 
Entscheidungsebenen, ohne daß die sozusagen etwas dafür können, beeinträchtigten, das 
heißt, im Regelfall ja nicht verbessern, sondern verschlechtern. 

Das zweite - auch da ist aus meiner Sicht eine neue Qualität angebracht - ist die Frage der 
Mehrjährigkeit unserer Planungen, die wir diesmal durch ein - wie ich hoffe - sehr solides 
Budgetprogramm auch entsprechend umsetzen wollen. Wir haben im vergangenen Ministerrat 
mit der Frage der Art der Budgetprogrammerstellung schon begonnen. Wir wollen es diesmal 
nicht bei einer der üblichen Budgetprognosen bis zum Jahr 2000 belassen, sondern wir wollen 
auch ganz konkret Reformmaßnahmen - wenn Sie so wollen, eine Art Maßnahmencontrolling -
mit entwickeln und die Auswirkungen dieser Reformmaßnahmen auf die finanzielle Situation mit 
berücksichtigen. 

Wir sind uns das einerseits schuldig, haben aber auch im Rahmen unserer Partnerschaft in 
Europa, im Rahmen der Europäischen Union, gewisse Verpflichtungen übernommen, und zwar 
Verpflichtungen zu einem mehrjährigen Konsolidierungsprogramm, Konvergenzprogramm, das 
wir vorzulegen haben, und natürlich auch im Rahmen einer zukünftigen Währungspartnerschaft. 
Erlauben Sie mir hier den Einschub, daß ein kleines, exportabhängiges Land wie Österreich, 
das seit Jahrzehnten am Hartwährungspartner DM angebunden ist, an einer gemeinsamen 
starken europäischen Währung, die die Chance hat, im weltweiten Wettbewerb auch in der 
Triade Yen, Dollar, Euro tatsächlich eine starke Position zu haben, sehr interessiert sein muß. 
Das heißt, Österreich wird alles daransetzen, um rasch eine solche Währungsunion zu 
erreichen. Das heißt aber für uns, daß wir dann auch eine internationale Verpflichtung in 
Richtung gemeinsamer volkswirtschaftlicher Haushaltsdisziplin übernehmen, also nicht nur die 
nationale, sondern auch die internationale. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Damit komme ich zu einem wichtigen Thema: Wozu 
Kostenrechnung? - Als ein alter Finanzer und Controller kann ich nur sagen, wir Controller 
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haben schon manchmal die Tendenz, I'art pour I'art daraus zu entwickeln. Aber das kann und 
das soll es nicht sein. 

Wir erwarten uns davon sicherlich eine Art Lerneffekt, einfach das Sich-Bewußtmachen, was die 
einzelne Transaktion, der einzelne Vorgang, die einzelne Leistungserbringung in einem Ressort 
ermöglicht, und das erlaubt damit natürlich auch das schon zitierte Benchmarking, aber es sollte 
auch Entscheidungen erleichtern. Dabei werfe ich hier natürlich ganz offen die Frage auf: Wie ist 
das mit der Nutzenermittlung, meine sehr geehrten Damen und Herren? - Es gibt einfach einen 
quantifizierbaren Nutzen, aber gerade im politischen Feld ist die Frage des qualitativen Nutzens, 
der äußerst schwierig zu quantifizieren ist, von großer, ja wahrscheinlich überwiegender 
Bedeutung. Daher wird man um die Frage nicht herumkommen, sich jetzt einmal in einem 
ersten Schritt mit der Frage der Kosten, und noch nicht mit der Frage der Nutzenentwicklung, 
auseinanderzusetzen . 

Für mich ist das deswegen wichtig, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil ich glaube, 
daß wir uns - und wenn ich "wir" sage, dann meine ich die obersten Organe in ihrer Gesamtheit 
- in Zukunft einer Unterstützung bedienen dürfen, wenn entweder der Haushaltsausschuß oder 
der Budgetausschuß oder irgendein Institut in Zukunft stärker darauf achten wird, daß die 
entsprechenden Kosten und Folgekosten bei den Gesetzentwürfen der Bundesregierung, aber 
auch bei Abänderungsanträgen und auch - hoffentlich! - bei Initiativanträgen in entsprechender 
Form dargestellt sind. 

Dabei sollten Sie sich die Frage der Überprüfung, so glaube ich, schon sehr sorgfältig stellen, 
denn wenn der Lerneffekt, den wir alle uns erwarten, tatsächlich eintritt, dann sollten ja 
theoretisch in Zukunft bei jedem Gesetzesvorschlag die Kosten und Folgekosten sehr detailliert 
und ordentlich angeführt sein. Das heißt, eine allfällige Überprüfung eines Ausschusses sollte 
eigentlich eine Plausibilitätskontrolle umfassen und könnte daher auch in einer vernünftigen Zeit 
durchgeführt werden. Ich bitte also, jetzt nicht im Rahmen eines inquisitorischen Systems die 
zeitliche Komponente der Beschlußfassung dabei außer acht zu lassen. 

Zweitens, und das halte ich ebenfalls für eine notwendige Bemerkung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, sollten wir Parallelitäten vermeiden. Wenn es sich zum Beispiel zeigt, daß 
ein gut funktionierender Ausschuß - etwa der Budgetausschuß - diese Aufgabe übernehmen 
kann, dann ist das aus meiner Sicht genauso gut, wenn nicht sogar besser, als wenn es dazu 
parallel einen anderen Ausschuß, wie immer er heißen mag, zum Beispiel Haushaltsausschuß, 
geben sollte. 

Eine abschließende Bemerkung zum Thema Kostenrechnung. Aus meiner Sicht ist, wie gesagt, 
wichtig, daß wir ein solches System einführen, aber ich schließe mich den Bemerkungen meiner 
Vorredner an, die gemeint haben: Bitte keine Illusionen über die sofortige Entwicklung eines 
flächendeckenden Gesamtsystems! Überlegen Sie sich die Kosten dieser Form der Kosten­
rechnung. Ich trete dafür ein, daß wir uns - zum Beispiel unter Nutzung der Bestimmungen des 
Bundeshaushaltsgesetzes - in einer sehr klaren und in Verordnungen festgelegten Form schritt­
weise - ich betone: schrittweise!, Prioritäten entsprechend - mit der Ermittlung der Kosten der 
einzelnen Transaktionen, also mit dem Aufbau eines Kostenrechnungssystems auseinander­
setzen. 

Zusammenfassend noch einmal meine Bitte: Wir sollten den Budget- oder Haushaltsausschuß 
nicht als ablehnende oder genehmigende Instanz, sondern als beratende Instanz für das Parla­
ment, für das Plenum, für den einzelnen Fachausschuß sehen, und wir sollten insbesondere die 
Formen der besseren Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Ausschüssen, aber auch 
zwischen der Regierung und dem Parlament sehr rasch umsetzen. - Herzlichen Dank. (Beifall.) 
11.44 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Ich danke Herrn Bundesminister Klima für seine 
Ausführungen und bitte nunmehr den Präsidenten des Rechnungshofes, Herrn Dr. Franz 
Fiedler, als letzten Referenten um seine Stellungnahme. - Bitte, Herr Präsident. 
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11.45 
Präsident des Rechnungshofes Dr. Franz Fiedler: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich vorerst ganz kurz einen Überblick über die 
bestehenden rechtlichen Instrumente zur Kostenabschätzung von Gesetz- und Verordnungs­
entwürfen geben - vieles wurde ja bereits gesagt. 

Bekannt ist der § 28 der Geschäftsordnung des Nationalrates, der vorsieht, daß Selbständige 
Anträge, nach welchen eine über den Bundesvoranschlag hinausgehende Belastung des 
Bundes eintreten würde, zugleich Vorschläge darüber zu enthalten haben, wie der Mehraufwand 
zu decken ist. 

Weniger bekannt ist vielleicht eine Entschließung des Nationalrates aus dem Jahre 1981, in der 
der Nationalrat seinem Wunsch Ausdruck verliehen hat, daß jedes Bundesministerium sämt­
liche Gesetz- und Verordnungsentwürfe dem Rechnungshof zur Stellungnahme zuzumitteln hat. 
In der Begründung dieses Initiativantrages wurde ausgeführt, daß auf diese Weise den Anliegen 
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit entsprochen werden soll und daß diese Anliegen dann in 
die legistische Tätigkeit der Ministerien einfließen können. Der Nationalrat hat dabei betont, daß 
gerade die Kenntnis des vom Rechnungshof vertretenen Standpunktes für die parlamentarische 
Entscheidungsfindung besonders wertvoll ist. 

Ein weiteres gesetzliches Instrumentarium ist der heute bereits mehrfach erwähnte § 14 des 
Bundeshaushaltsgesetzes, auf den ich im Detail nicht näher einzugehen brauche - er wurde 
bereits ausführlich behandelt. 

Schließlich wäre auch noch das Handbuch zur Berechnung der finanziellen Auswirkungen von 
Gesetzen mit dem Titel "Was kostet ein Gesetz?" zu erwähnen, das im Jahre 1992 vom da­
maligen Bundesminister für Föderalismus und Verwaltungsreform herausgegeben wurde und 
dazu dient oder dienen soll , den einzelnen legistischen Abteilungen unterstützend zur Hand zu 
gehen, wenn es darum geht, Kalkulationen von Folgekostenberechnungen anzustellen. Eine 
verbindliche Anordnung konnte damit allerdings von Minister Weiss zum Zeitpunkt der Heraus­
gabe nicht verbunden werden. 

Auch der § 14 Abs. 5 des Bundeshaushaltsgesetzes ist heute bereits erwähnt worden. Er be­
sagt, daß der Bundesminister für Finanzen Richtlinien für die Ausarbeitung der Darstellung der 
finanziellen Auswirkungen von Gesetzentwürfen zu erlassen hat. Der Finanzausschuß hat an­
läßlich der BHG-Novelle 1993 im Ausschußbericht festgehalten, daß mit der Erlassung solcher 
Richtlinien eine verstärkte Einübung von entsprechenden Methoden durch die mit der Vor­
bereitung von legistischen Maßnahmen betrauten Organe bewirkt werden soll. 

Es gibt also eine ganze Reihe von rechtlich vorgesehenen Instrumenten, die sich mit der Folge­
kostenberechnung befassen beziehungsweise die darauf abzielen, plausible Folgekosten­
berechnungen zu erstellen. 

Wie sieht aber nun die Praxis aus? Wie sieht die Effizienz all dieser Instrumentarien aus? - Ich 
glaube, ich kann mich kurz fassen: 

Der § 28 der Geschäftsordnung des Nationalrates ist weitgehend unbeachtet und fristet - wie 
eigentlich von niemandem bestritten wird - ein sehr kümmerliches Dasein. 

Auch die Entschließung des Nationalrates, wonach der Rechnungshof jeden Gesetz- und Ver­
ordnungsentwurf bekommen soll, wird nicht lückenlos eingehalten; zwar weitgehend, das 
möchte ich einräumen, aber nicht lückenlos. Dort, wo sie nicht eingehalten wird, hat der 
Rechnungshof nicht die Möglichkeit, Stellung zu nehmen, und in weiterer Folge hat dann auch 
der Nationalrat nicht die Möglichkeit, zu den Gesetzentwürfen, die von den Ministerien aus­
gearbeitet werden, Stellung zu nehmen, beziehungsweise auch nicht die Möglichkeit, den 
Standpunkt des Rechnungshofes zu erfahren. 

Ähnlich unbefriedigend stellt sich die Situation bei der Vollziehung des § 14 des Bundeshaus­
haltsgesetzes dar; auch dies wurde heute bereits mehrfach erwähnt. Entweder fehlt eine Folge-
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kostenberechnung überhaupt oder die Erläuterungen enthalten bloße Behauptungen, die nicht 
nachvollziehbar sind, oder es sind zwar Erläuterungen vorhanden, aber die Annahmen sind nicht 
transparent in der betreffenden Regierungsvorlage enthalten und können daher auch keiner 
Plausibilitätsprüfung durch den Rechnungshof und schon gar nicht durch den zuständigen 
Ausschuß unterzogen werden; und schließlich sind die finanziellen Auswirkungen, die von seiten 
des Ministeriums in den Erläuterungen ausgegeben werden, oft schlicht und einfach zu niedrig. 

Fast vollständig fehlen Kosten-Nutzen-Analysen, obwohl auch diese von seiten der zuständigen 
legistischen Abteilungen vorzunehmen wären. Und ganz selten finden sich Berechnungen über 
die Auswirkungen von Bundesgesetzen für die Gebietskörperschaften, die im Finanzausgleich 
beteiligt sind, also in erster Linie für die Länder, aber auch für die Gemeinden. 

Diese unbefriedigende Situation in bezug auf den § 14 gilt auch für den Arbeitsbehelf "Was 
kostet ein Gesetz?". Die Verbreitung dieses an sich durchaus brauchbaren Instruments ist noch 
viel zuwenig ausgeprägt, und es wird auch in den Ministerien viel zuwenig Gebrauch davon 
gemacht. 

Schließlich muß auch mit Bedauern registriert werden, daß der § 14 Abs. 5 des Bundeshaus­
haltsgesetzes vom Finanzminister bisher noch nicht umgesetzt wurde. Die Richtlinien, auf die 
der Nationalrat anläßlich der Beschlußfassung der BHG-Novelle 1993 so großen Wert gelegt 
hat, sind bis heute nicht erlassen worden. 

Was läßt sich daraus als Zwischenresümee feststellen? - Meiner Ansicht nach sind die 
bestehenden Instrumente, insbesondere der § 14 des Bundeshaushaltsgesetzes, durchaus 
brauchbar, sie vermögen jedoch das ihnen zugedachte Ergebnis nicht zu zeitigen und erweisen 
sich demnach als ineffizient. Das liegt aber nicht an den rechtlichen Instrumenten, sondern an 
denjenigen, die sie handhaben sollen. 

Die Verantwortlichen hiefür sind sowohl im Bereich der Verwaltung als auch im Bereich der 
Gesetzgebung anzutreffen. Als Beispiel für Versäumnisse in der Verwaltung sei nur der § 14 des 
Bundeshaushaltsgesetzes erwähnt, als Beispiel - und das muß ich auch auf parlamentarischem 
Boden sagen - für Versäumnisse der Legislative ist negativ zu erwähnen, welch niedrigen 
Stellenwert der § 28 der Geschäftsordnung genießt und wie wenig man sich eigentlich darum 
kümmert, ob der § 14 des Bundeshaushaltsgesetzes von den einzelnen Ministerien eingehalten 
wird. 

Es zeigt daher, daß es sich bei dem Defizit, das zu registrieren ist, nicht um ein Regelungs­
defizit, sondern um ein Vollzugsdefizit handelt. Man sollte sich daher, ehe der Ruf laut wird, 
neue gesetzliche Vorschriften einzuführen, doch die Frage stellen, warum die bisherigen nicht 
eingehalten werden. 

Soweit dies der Rechnungshof aus seiner Erfahrung mit der Kalkulation von Folgekosten von 
Gesetzen in diese Enquete einbringen kann, ist der wahre Grund darin gelegen, daß im ent­
scheidenden Moment der politische Wille, legislativ gestaltend in Lebensverhältnisse einzu­
greifen, im Ergebnis immer stärker sein wird als die Frage, welche Kosten damit verbunden 
sind. Ich darf an den Erstredner anknüpfen, der das sehr treffend zum Ausdruck gebracht hat: 
Wenn es darum geht, eine ganz bestimmte politische Entscheidung legistisch umsetzen zu 
wollen, tritt die Frage der Kosten zurück. Es manifestiert sich darin auch ein etwas geringes 
Kostenbewußtsein. Ich glaube daher, daß jeder noch so gutgemeinte Versuch, mit neuen 
Vorschriften mehr Effizienz zu erreichen, dann zum Scheitern verurteilt sein muß, wenn es nicht 
gelingt, vorweg das Kostenbewußtsein an sich zu heben. 

Welche Verbesserungsmöglichkeiten wären dazu erforderlich? - Ich würde meinen, es wäre 
notwendig, daß der Finanzminister von der Verordnungsermächtigung nach § 14 Abs. 5 des 
Bundeshaushaltsgesetzes Gebrauch macht und den Intentionen des Nationalrates entspricht, 
die dieser sehr klar im Jahr 1993 in den Erläuternden Bemerkungen zum Ausdruck gebracht 
hat. 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)26 von 151

www.parlament.gv.at



26 Parlamentarische Enquete - Mittwoch, 15. Mai 1996 

Präsident des Rechnungshofes Dr. Franz Fiedler 

Es wurde auch - heute bereits mehrfach - die Einführung eines Haushaltsausschusses ange­
sprochen. Das wäre an sich von seiten des Rechnungshofes her vorstellbar. Ich möchte aber 
doch einige kurze Anmerkungen dazu machen. 

Mir scheint ebensowenig wie dem Herrn Bundesminister für Finanzen einsichtig , warum man 
einen eigenen Haushaltsausschuß braucht und nicht einfach die Kompetenzen, die dem Haus­
haltsausschuß zugedacht sind, dem Budgetausschuß übertragen kann. Es sollte ja auch 
bedacht werden - wir haben heute von Herrn Wiczorek gehört, wie das in Deutschland gehand­
habt wird -, welche Infrastruktur ein solcher Ausschuß braucht und welche Kosten damit ver­
bunden sind. Auch das sollte man offen ansprechen und nicht erst später, wenn man zur 
Ansicht gelangt, eigentlich rechtfertigen die Kosten nicht den Nutzen. 

Es müßte auch geklärt werden, wer die Gutachten und Stellungnahmen für den Haushalts­
ausschuß erarbeitet. Sollen dies die Leute aus dem Stab sein, sollen dies externe Experten sein 
oder wer auch immer? Auch damit sind jedenfalls Kosten verbunden oder können zumindest 
Kosten verbunden sein. 

Schließlich möchte ich noch anmerken, daß man doch eigentlich aus der Vergangenheit lernen 
sollte . Wir hatten nämlich in Österreich bereits einmal ähnliche Regelungen im parla­
mentarischen Bereich, und zwar in der Geschäftsordnung des Nationalrates aus dem Jahr 1920. 
Auch dort war ein solcher Regelungsmechanismus vorgesehen, wenn auch nicht in Form eines 
Haushaltsausschusses, sondern unter Einbindung des Hauptausschusses. Es war der Fall , daß 
man Anträge, die in den Fachausschüssen zur Behandlung kamen, dadurch bremsen konnte, 
daß Gutachten eingeholt und Anträge, die keine Kostenbedeckung enthielten, zurückgewiesen 
werden konnten. Der Kommentar von Czerny - Fischer zur Geschäftsordnung des Nationalrates 
weist nur einen einzigen Fall während der Ersten Republik aus, in dem dieser Regelungs­
mechanismus tatsächlich zum Tragen kam. Ich gestatte mir daher die Aussage, daß die 
damalige Regelung kaum mit Leben erfüllt war. 

Auch die Geschäftsordnung des Jahres 1961 , die einen ähnlichen Regelungsmechanismus vor­
gesehen hat, wird laut Kommentar von Czerny - Fischer so beurteilt, daß sie nach parla­
mentarischer Übung nicht streng eingehalten wurde und kaum praktische Bedeutung erlangte. 

Mir erscheint dieser Exkurs in die Vergangenheit deshalb bemerkenswert, weil man nicht zu 
hohe Erwartungen an einen solchen Haushaltsausschuß knüpfen und vor allem nicht die 
Meinung vertreten sollte, mit der Schaffung eines solchen Haushaltsausschusses allein und mit 
den ihm zugedachten Kompetenzen könnte man das gesamte Problem der Folgekosten­
berechnung in den Griff bekommen. 

Lassen Sie mich ein weiteres Instrumentarium, das eingeführt werden soll , nämlich die Kosten­
rechnung in der Bundesverwaltung, erwähnen. Der Rechnungshof steht einer solchen Ein­
führung durchaus positiv gegenüber, und zwar allein deshalb, weil er sich davon eine Steigerung 
des Kostenbewußtseins verspricht. Es soll allerdings auch dazu einige Anmerkungen von seiten 
des Rechnungshofes geben dürfen, wie dies auch von meinen Vorrednern getan wurde. 

Mir erscheint das modellhaft durchaus sachgerechte Ziel beziehungsweise der Zielkatalog der 
Kostenrechnung vor allem in jenen Bereichen der Verwaltung sinnvoll zu sein, wo die Möglich­
keit besteht, ausgehend von den Ergebnissen der Kostenrechnung den Ressourceneinsatz zu 
steuern. Das wird aber nicht überall in der öffentlichen Verwaltung im gleichen Ausmaß möglich 
sein, sodaß es sich empfehlen wird, der gesamten Bundesverwaltung nicht bloß ein Modell der 
Kostenrechnung flächendeckend und unterschiedslos vorzuschreiben, sondern - auch hier sehe 
ich mich einer Meinung mit meinem Vorredner - differenziert vorzugehen. Dabei wird man auch 
die unterschiedlichen AufgabensteIlungen der Ressorts zu berücksichtigen haben. Auch wird 
man sich in weiterer Folge die Frage zu stellen haben, wie der mit der Kostenrechnung ver­
bundene Aufwand generell aussieht; ob es wirklich notwendig ist, in allen Bereichen der Bundes­
verwaltung eine den betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten voll entsprechende Kosten­
rechnung einzuführen, oder ob es nicht doch Bereiche gibt, wo man unter Kosten-Nutzen­
Abwägungen dazu kommt, daß man mit einer einfachen Variante, also zum Beispiel nur mit 
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direkt zurechenbaren Teilkosten oder mit Normkosten, das Auslangen wird finden können. Das 
wird noch zu diskutieren sein. 

Vor allem - auch hier sehe ich mich durchaus eines Sinnes mit meinen Vorrednern - sollte man 
sich davor hüten, die derzeit einem Kostenrechnungssystem und ökonomischen Denkweisen 
weitgehend entfremdete öffentliche Verwaltung mit einer schlagartigen Einführung eines Kosten­
rechnungssystems zu überfordern. Auch mir scheint es in Übereinstimmung mit dem Herrn 
Bundesminister sinnvoll zu sein, insoweit sukzessive, in kleinen Teilschritten, vorzugehen, um 
auch eine größere Akzeptanz in den Verwaltungsdienststellen zu erreichen. 

Es sollte meiner Ansicht nach auch gründlich überlegt werden, ob man wirklich einen gesamten 
Leistungskatalog in den einzelnen Dienststellen erheben lassen soll, ob das wirklich flächen­
deckend notwendig ist. Es stellt sich mir auch die Frage, ob es notwendig ist, eine Gesamt­
bestandsaufnahme des Bundesvermögens flächendeckend vorzunehmen; und es stellt sich 
auch die weitere Frage, ob es wirklich notwendig ist, kalkulatorische Kosten für Abschreibungen, 
Zinsen und Wagnisse - auch wieder flächendeckend - vorzuschreiben, oder ob dies nicht unter 
Kosten-Nutzen-Abwägungen in gewissen Teilbereichen durchaus entbehrlich erscheint. 

Und schließlich - auch dies wurde von meinen Vorrednern bereits ausgeführt - glaube ich, daß 
mit dem derzeitigen rechtlichen Instrumentarium, nämlich dem § 82 des Bundeshaushalts­
gesetzes und den §§ 97 ff. der Bundeshaushaltsverordnung, das Auslangen gefunden werden 
kann, wenn man in diesem Zusammenhang gewisse Modifikationen vorsieht - ohne daß man 
neue Gesetze einführen müßte. Ich glaube, kleine Modifikationen - es wurde bereits erwähnt: 
Übergang von einer Kann-Bestimmung zu einer Muß-Bestimmung - könnten insoweit durchaus 
ausreichend sein. 

Was schließlich den Konsultationsmechanismus zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
anlangt, so unterstützt der Rechnungshof einen solchen, überläßt es aber den Parlamentariern, 
wie sie diesen Mechanismus gestalten wollen. Notwendig ist ein solcher Konsultations­
mechanismus jedenfalls, und zwar nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Maastricht-Kriterien, 
sondern allein schon aufgrund der bestehenden gesetzlichen Vorgaben, die die Verbundenheit 
der Haushalte aller Gebietskörperschaften betreffen. 

Lassen Sie mich kurz zusammenfassen: Grundvoraussetzung für die Praktikabilität und 
Effizienz der Kalkulation von Folgekosten scheint mir die Steigerung des Kostenbewußtseins zu 
sein, und zwar all jener, die in den Gesetzgebungsprozeß eingebunden sind. Hiezu bedürfte es 
allerdings eines tiefgreifenden Wandels in der Einstellung so mancher Beteiligter und auch eines 
gewissen Paradigmenwechsels, die die Gewähr dafür bieten müßten, daß erwünschte, vielfach 
populäre politische Ziele dann nicht mehr weiterverfolgt werden dürften, wenn die zur Erreichung 
dieser Ziele erforderlichen budgetären Belastungen schlicht und einfach nicht mehr verantwortet 
werden können. Mir erscheint das derzeit bestehende rechtliche Instrumentarium zur Ermittlung 
der Folgekosten von Gesetzen an sich ausreichend beziehungsweise bedürfte es nur gewisser 
Modifikationen, da die Ineffizienz der bestehenden Instrumente nicht eine Folge des Regelungs-, 
sondern des Vollzugsdefizits ist. Dieser Überlegung sollte man auch im Zusammenhang mit 
dem Gedanken, neue Regelungsmechanismen im parlamentarischen Bereich einzuführen, 
Raum geben. 

Im Zusammenhang mit der Einführung einer Kostenrechnung, die vom Rechnungshof befür­
wortet wird, sollte das richtige Augenmaß gewahrt werden. Sie sollte nicht undifferenziert und 
schablonenhaft erfolgen, sondern unter dem Gesichtspunkt der Zweckmäßigkeit, und sie sollte 
auch ohne vermeidbaren Aufwand auf die einzelnen Verwaltungsbereiche entsprechend zuge­
schnitten sein. Sie soll ja die Verwaltung nicht überfordern, sondern einen Beitrag zur Hebung 
des Kostenbewußtseins in der Verwaltung leisten und hievon ausgehend den von ihr erhofften 
Nutzen bringen. 

Und schließlich ist auch der Rechnungshof der Meinung, daß die Budgetpolitik des Bundes, der 
Länder und Gemeinden intensiviert werden sollte. - Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall.) 
12.05 
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Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Ich danke dem Präsidenten des Rechnungs­
hofes für seine Ausführungen. 

Meine Damen und Herren! Wir gehen jetzt in die Debatte ein. Wortmeldungen sind beim 
Präsidium abzugeben. 

Es besteht zwar keine formelle Übereinkunft über eine Beschränkung der Redezeit, aber ich 
würde gerne eine solche von fünf Minuten empfehlen. 

Als erster Debattenredner hat sich Herr Professor Nowotny zu Wort gemeldet. 

Diskussion 

12.06 
Abgeordneter Dr. Ewald Nowotny (SPÖ): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Ich glaube aus meiner Sicht als Parlamentarier, daß wir den Experten 
hier für ihre sehr differenzierte Darstellung sehr dankbar sein müssen. Mein Eindruck ist, kurz 
zusammengefaßt, daß eigentlich Konsens besteht über die Wünschbarkeit und Notwendigkeit 
stärkerer und, wenn man so will, ökonomischer Rationalisierungsverfahren, daß man aber davor 
warnt, zu große Hoffnungen zu hegen oder zu großen Perfektionismus zu entwickeln. 

Ich meine, das ist sicherlich ein Punkt, den wir im parlamentarischen Prozeß berücksichtigen 
sollten. Konkret würde das heißen, daß es sicherlich nicht darum gehen sollte, einen eigenen 
neuen Haushaltsausschuß zu etablieren, sondern daß wir den bestehenden Budgetausschuß 
dazu verwenden und ausbauen sollten, um zusätzliche Aufgaben in dieser Richtung zu 
übernehmen. 

Dieser erweiterte Budgetausschuß sollte in die Lage versetzt werden, Vorlagen aus den Fach­
ausschüssen auf ihre Kostenwirkung hin zu überprüfen. Er kann und soll sicherlich kein 
Zensurorgan sein - der Herr Minister hat von einem "Inquisitionsorgan" gesprochen -, sondern 
es geht darum, eine Art Vier-Augen-Prinzip einzuführen, wo es neben der politischen Seite eben 
auch eine spezielle ökonomische Seite gibt, wo also eine ökonomische Information dazugeliefert 
wird. Wir müssen aber überlegen, wie wir die zeitliche Synchronisierung zwischen diesen beiden 
Seiten vornehmen, also etwa, ab welchem Zeitpunkt der Budgetausschuß informiert wird. Ich 
würde sagen, das sollte möglichst früh der Fall sein, wahrscheinlich schon ab dem Erlaß der 
Regierungsvorlage, nicht erst dann, wenn das im entsprechenden Fachausschuß diskutiert wird. 
Das kann man parallel vorbereiten. Man muß umgekehrt natürlich wieder aufpassen, daß sich 
dieser Budgetausschuß nicht zu einem institutionellen Bremsorgan entwickelt, wodurch ja 
wieder die Funktionsfähigkeit der Parlamentsarbeit gefährdet werden würde. 

Ein zweiter Punkt, der mir wichtig erscheint: Es kann nicht nur darum gehen, neue Vorlagen zu 
überprüfen, sondern ich glaube, ein wichtiger Punkt ist auch, bestehende Gesetze auf ihre 
tatsächliche Kostenwirkung hin zu überprüfen. Das würde implizieren, daß eben nach einiger 
Zeit Gesetze dahin gehend überprüft werden, inwieweit wirklich die Kosten eingetreten sind, die 
man erwartet hat. Wenn dies nicht der Fall sein sollte, ist zu überlegen, welche weiteren Folgen 
daran zu knüpfen sind. - Wobei ich aber diese Frage des Sanktionsmechanismus nicht 
überbewerten würde. Ich glaube, der Sanktionsmechanismus besteht einfach in der politischen 
Information, und aus dieser ergibt sich ja dann alles Weitere. Alles, was darüber hinausginge, 
würde, glaube ich, sehr große Probleme in der Gewichtung der einzelnen Organe mit sich 
bringen. 

Was die Frage der Kostenrechnung selbst betrifft, schien mir sehr überzeugend zu sein, was 
hier von verschiedenen Seiten gesagt wurde, nämlich daß man sich diesbezüglich vor 
Perfektionismus hüten soll. Ich glaube auch - gerade vorhin hat der Präsident des Rechnungs­
hofes ebenfalls darauf hingewiesen -, daß es schon etliche Ansätze in dieser Richtung gibt, 
soviel ich weiß, im Wirtschaftsministerium und im Sozialministerium. 
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Vielleicht könnten wir auch diese heutige Enquete dazu nutzen, über diese Ansätze noch einmal 
ein bißchen etwas zu erfahren; vielleicht können wir uns später damit noch eingehender 
befassen. Man muß das Rad ja nicht immer neu erfinden, man soll wirklich auf dem aufbauen, 
was man bereits hat. 

Ein kleiner parlamentarischer Aspekt: Sicherlich müssen all die Dinge, die wir hier betreffend 
Regierungsvorlagen diskutieren, auch für Initiativanträge gelten, weil wir ja gerade eines 
verhindern wollen: daß über diesen Weg dieses rationalisierende Element unterlaufen wird. 

Ein letzer Punkt, etwas, was immer wichtiger wird: das Verhältnis Bund - Länder - Gemeinden. 
Wir haben ja hier eine ganze Reihe von Konsultativerfordernissen, und ich glaube, daß wir die 
Chance nützen könnten, diese Art erweiterten Budgetausschuß damit zu beauftragen. 

Zusammenfassend glaube ich, daß sich - zumindest für mich - aus den bisherigen Überlegun­
gen doch ein Ansatz ergibt, wie man jetzt, ohne allzu große Konstrukte aufzubauen und - ich 
sage das ganz offen - mit einem bescheideneren Ansatz, als es etwa beim deutschen Haus­
haltsausschuß der Fall ist, eine auf österreichische Verhältnisse zugeschnittene - also auch mit 
vertretbaren Kosten einhergehende - deutliche Verbesserung der Rationalität erzielen kann. 
Das könnte auch relativ rasch geschehen. - Danke. 
12.09 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr. 
Stummvoll. 

12.09 
Abgeordneter Dkfm. Dr. Günter Stummvoll (ÖVP): Herr Präsident! Hoher Ausschuß! Ich 
möchte nicht nur in der zeitlichen Abfolge, sondern auch inhsltlich an meine unmittelbaren 
Vorredner anschließen, nämlich an Herrn Präsidenten Fiedler und Herrn Kollegen Nowotny. 

Ohne die Aufgabensteilung der heutigen Enquete zu stark vereinfachen zu wollen, glaube ich, 
müssen wir, wenn wir ehrlich sind, doch sagen, eigentlich beschäftigen wir uns mit lauter No­
na!-Fragestellungen: Wer ist gegen Kostenwahrheit? Wer ist gegen Kostentransparenz? Wer ist 
gegen Kostenbewußtsein? Wer ist gegen Kostenrechnung? - Wahrscheinlich niemand! Doch 
obwohl das so ist und obwohl es im Grunde eigentlich - primitiv formuliert - lauter No-na!­
Stellungnahmen sind, beschäftigen wir uns heute zu Recht mit diesem Thema! 

Zweite Vorbemerkung: Ich glaube, wir müssen sehr achtgeben - und da schließe ich auch an 
meine Vorredner an -, daß wir nicht jenen Fehler machen, der so oft gemacht wird, daß nämlich 
die gleichen Menschen, die die Gesetzesflut beklagen, egal ob in der Bevölkerung oder ob wir 
als Parlamentarier, dann, wenn irgendwo ein Problem auftaucht, sofort wieder rufen: Ein neues 
Gesetz muß her! Eine neue Infrastruktur muß her! Neue Schreibtische müssen her! Und all das 
kommt zu dem hinzu, was wir ohnehin schon haben! 

Das heißt, für mich - und hier schließe ich unmittelbar an die beiden Vorredner an - kommt ein 
Bundeshaushaltsausschuß so lange nicht in Frage, solange wir die bestehenden Möglichkeiten 
so unzureichend ausnützen, wie wir das derzeit tun, und solange wir uns nicht angewöhnen, mit 
jeder neuen Einrichtung, die wir schaffen, eine bestehende, nicht mehr notwendige Einrichtung 
abzuschaffen. Denn ansonsten erzeugen wir immer mehr Schreibtische in der Verwaltung und 
noch mehr Bürokratie. 

Im Grund haben wir - bis auf wenige Ausnahmen, die ich dann noch erwähnen möchte - eigent­
lich alle Einrichtungen, die wir brauchen: Wir haben einen Budgetausschuß, wir haben einen 
Finanzausschuß, wir haben einen Rechnungshof, wir haben ein sehr gutes Bundeshaushalts­
gesetz und und und. Was fehlt, ist meiner Meinung nach - so ehrlich müssen wir sein - der 
echte politische Wille, das auch zu vollziehen, umzusetzen und anzuwenden. Um diesen poli­
tischen Willen geht es mir! Wenn dieser vorhanden ist, dann kann man mit kleinsten 
Korrekturen das strategische Ziel der Kostenwahrheit, der Kostentransparenz, des Kosten­
bewußtseins und alles weitere durchaus erreichen. 
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Ich möchte auch sagen - das gilt nicht als Kritik am jetzigen Finanzminister -: Allein die Tat­
sache, daß wir im Jahr 1993 eine Novelle zum Bundeshaushaltsgesetz beschlossen haben, in 
die wir im § 14 Abs. 5 hineingeschrieben haben, der Finanzminister solle entsprechende Richt­
linien erlassen und daß diese Richtlinien bis heute nicht gegeben sind, ist ein kleines, 
punktuelles Einzelbeispiel dafür, daß wir das, was wir beschließen, in der Vollziehung dann 
offensichtlich nicht sehr ernst nehmen. 

Ein weiterer Punkt, über den ich mich seit Jahren ärgere - das gebe ich zu - , ist einfach der oft 
wiederzulesende Satz: "Dem Bund erwachsen daraus keine Kosten." Der Wirtschaft, für die 
Arbeitsplätze, können Milliarden an Kosten erwachsen, aber in den Erläuternden Bemerkungen 
lese ich: Dem Bund erwachsen daraus keine Belastungen. 

Ich habe bewußt vorausgestellt: Wir sollten primär das vorhandene Instrumentarium im Budget­
ausschuß nützen oder etwa die Arbeit des Rechnungshofes entsprechend in unsere Tätigkeit 
einbinden. Nun komme ich zu vier Forderungen. 

Erste Forderung: Wir brauchen eine Folgekostenabschätzung für die Wirtschaft. Denn Wirt­
schaft heißt heute Arbeitsplätze, und das zentrale europäische Problem ist: Wie sichern wir 
Arbeitsplätze? Wie schaffen wir Arbeitsplätze? Wie erhalten wir Arbeitsplätze? Jede Folge­
kostenabschätzung, ohne dabei die Kosten für die Wirtschaft abzuschätzen, ist für mich unzu­
länglich. 

Zweite Forderung - eine wirklich nur ganz kleine, fast technische Forderung - : Ich erwarte mir 
als Parlamentarier, daß in jeder Regierungsvorlage in zwei, drei Sätzen die Kostenschätzung 
des Rechnungshofs steht. Ich vertraue nicht den Kostenschätzungen derer, die Interesse daran 
haben, daß ein Gesetz im Parlament durchgeht. Die Sozialpolitiker werden die Kosten eines 
neuen Sozialgesetzes im Zweifelsfall eher niedrig darstellen. Die Bildungspolitiker werden im 
Zweifelsfall die Kosten ihres Gesetzes als gering einschätzen und so weiter. Hier habe ich 
größtes Vertrauen zum Rechnungshof. Ich erwarte mir als Parlamentarier, daß ich nicht in 
Hunderten Seiten Stellungnahmen nachlesen muß, sondern daß einfach in den Vorlagen steht, 
wie der Rechnungshof die Kosten einschätzt. 

Dritte Forderung: Ich bekenne mich auch als Parlamentarier dazu: Wir brauchen einen 
Konsultationsmechanismus Bund - Länder - Gemeinden. Das wäre in einer Artikel 15-a-Verein­
barung zu verankern. 

Vierte Forderung - natürlich mit all den Einschränkungen, die meine Vorredner bereits dargelegt 
haben - : Einführung einer Kostenrechnung auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung! 
12.14 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Ich erteile als nächstem Herrn Dipl.-Ing. Dr. 
Walter Pichler das Wort. 

12.14 
Dipl.-Ing. Dr. Walter Pichler (Experte, nominiert von den Freiheitlichen) : Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Ich selbst bin nicht Politiker, ich bin als Experte von der FPÖ genannt 
worden. 

Grundsätzlich bin ich der Meinung, daß man nur ja sagen kann zur Einführung der Kosten­
rechnung. Das steht sicher außer Streit. Ich habe jedoch meine Bedenken bezüglich der 
Einführbarkeit. Wenn man sich überlegt, daß in den meisten Gesetzen - wie etwa in einem 
Gesetz, das ich sehr gut kenne, nämlich das Bundesstraßengesetz - bereits vorgeschrieben ist, 
daß man alle Entscheidungen nach den Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und Sparsam­
keit zu treffen hat - da steht in anderen Gesetzen auch drinnen - , so wäre damit eigentlich 
schon geboten, daß man mit betriebswirtschaftlichen Instrumentarien entsprechend arbeitet. 
Das ist bis heute nicht passiert, obwohl die Betriebswirtschaft als Wissenschaft viel länger 
existiert als dieses Gesetz. 
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Das heißt, man wird begleitend mit der Einführung solcher Instrumentarien noch vieles machen 
müssen, vor allem wird man das diesbezügliche Wissen um die Betriebswirtschaftslehre bei den 
Beamten, in der Verwaltung anheben müssen. Es wird Schulungs- und Motivationsarbeit 
notwendig sein. Vor allem wird es notwendig sein - das wird gar nicht anders gehen -, auch mit 
externen Beratern zu arbeiten. Im Gesetzentwurf, der mir übersandt wurde, ist dieser Gedanke 
durchaus enthalten, daß man Verantwortliche, Beauftragte für die Kostenrechnungen in den 
einzelnen Bereichen braucht. Das zeigt schon, daß das nicht einfach erlaßmäßig zu machen ist. 

Des weiteren: Die Kostenrechnung ist nur eines der betriebswirtschaftlichen Instrumentarien, die 
notwendig sind, um so etwas einzuführen. Es ist eine Reihe von begleitenden Maßnahmen 
unbedingt erforderlich; vor allem wird man organisatorisch in der Verwaltung vieles tun müssen. 
Man wird den Führungsstil ändern müssen. Es hängt auch sicher mit der Kameralistik 
zusammen, daß viel zuviel Erlässe vorhanden sind, die man durchforsten muß und die sicher 
kontraproduktiv sind. Diese vielen Erlässe engen den Mann in der Verwaltung stärkstens ein. In 
der Kameralistik, die keinerlei Kontrollmechanismen in sich birgt, war es sicher notwendig, das 
so zu machen. Aber wenn man mit betriebswirtschaftlichen Instrumentarien arbeitet, erübrigt 
sich das, weil man andere Kontrollmöglichkeiten hat. 

Eine weitere Voraussetzung, die vor der Einführung der Kostenrechnung noch unbedingt ge­
schaffen werden muß, ist, daß es klare Verantwortungsregelungen gibt. Ich meine damit nicht 
nur die Trennung in der Verantwortung zwischen Politik und Beamten, an der es sicher auch 
mangelt, sondern auch innerhalb der Verwaltungshierachie. Erst dann, wenn diese Dinge 
geregelt sind, kann man die Kostenrechnung mit allen weiteren Konsequenzen einführen. 

Die Kostenrechnung allein ist noch nicht alles. Man hat in weiterer Folge zu einer Kostenplanung 
überzugehen, eine Nullbudgetierung anzustreben und vor allem ein Controlling einzuführen. Man 
wird - das ist das Primäre - klare Ziele für die einzelnen Bereiche formulieren müssen. 

Dann ist die Kostenrechnung für einen internen und externen Vergleich zu nutzen, für einen 
externen Vergleich in der Form, daß sich die Verwaltung selbst der Herausforderung stellt, sich 
in den Markt einzubinden, sich in der Form einer Konkurrenz stellt und auch bereit ist, einer 
regulären Make-or-buy-Politik offen gegenüberzustehen. Alle Privatisierungsdiskussionen, die 
hin und wieder geführt werden, sind in Wirklichkeit im höchsten Maße unqualifiziert, da man in 
der Verwaltung mangels Kostenrechnung gar nicht weiß, was diese Dinge dort kosten. 

Heute ist angeklungen, daß man das vielleicht nur in Teilbereichen macht. Ich konzediere, daß 
man nicht sofort sämtliche Verwaltungsbereiche mit einer Kostenrechnung ausstatten kann, daß 
das nicht von heute auf morgen geht, aber grundsätzlich sollten es alle machen. 

Ich bin in dem Fall ein Leidgeprüfter. Ich habe vor etwa 15 Jahren damit begonnen, in der 
Kärntner Straßenverwaltung eine Kostenrechnung einzuführen, die auch tatsächlich recht gut 
funktioniert. Diese Kostenrechnung bei der Kärntner Bundesstraßenverwaltung und Landes­
straßenverwaltung hat etwa beim Personal zur Einsparung von 300 Leuten geführt. Wir haben 
ein Viertel des Personals abgebaut. Wir haben heute wesentlich weniger Geräte als früher. Es 
hat sich auch bei den Mitarbeitern sehr bald eine starke Motivierung gezeigt. Sie argumentierten 
selbst mit Kosten. Es hat intern zum Beispiel ein Meister sein Fahrzeug nicht mehr bei seinem 
Kollegen reparieren lassen, sondern das ausgelagert, was in weiterer Folge dazu geführt hat, 
daß man die eine oder andere Werkstatt verkleinern beziehungsweise auflassen konnte. Es 
waren tatsächlich gute Rationalisierungseffekte gegeben. 

Und jetzt kommt das Aber: Wenn das nicht alle machen - in unserem Fall war es wohl eine der 
größten Abteilungen in Kärnten, aber man hat durchaus kontraproduktiv in anderen Bereichen 
wieder fröhlich Leute aufgenommen, sodaß es für die gesamte Verwaltung zu keiner Einsparung 
kam -, wird es keinen Erfolg bringen. 

Das sind schmerzliche Erfahrungen, die dann auch zu Demotivierungen im Eigenbereich geführt 
haben, weil man gefragt hat: Warum das Ganze? 
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Ich möchte abschließend feststellen: Es ist machbar, aber mit der Kostenrechnung alleine geht 
es nicht. Man muß vor allem organisatorisch stärkstens eingreifen, Verwaltungsbereiche mit 
eigener Verantwortung schaffen, budgetcenter oder profitcenter, sonst funktioniert das ganz 
bestimmt nicht. Die Kostenrechnung nur per Erlaß einzuführen, ohne die gesamte Struktur zu 
verändern , geht nicht. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
12.21 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Univ.­
Prof. Dr. Alexander Van der Bellen. 

Abgeordneter Dr. Alexander Van der Bellen (Grüne): Danke, Herr Präsident! - Ich habe jetzt 
ein kleines Problem. Ich wollte ein paar Fragen an Herrn Wiczorek richten. Er ist im Moment 
aber nicht da. Kann ich mich irgendwie vormerken lassen auf einer Liste oder später fragen? 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Herr Kollege Van der Bellen! Ich hörte gerade, 
Herr Wiczorek müßte weg. Er hat es mir gesagt, aber ich habe erwartet, daß er wieder kommt. 
Das ist nun nicht der Fall. Er hat von Anfang an gesagt, daß er nur zum Teil an der heutigen 
Veranstaltung teilnehmen kann. Vielleicht kann man das auf dem Korrespondenzweg klären. 

12.22 
Abgeordneter Dr. Alexander Van der Bellen (Grüne) : Ja, okay! Dann stelle ich die Fragen 
nicht an Herrn Kollegen Wiczorek, sondern gebe sie uns allen zu überlegen. 

Wenn ich es richtig verstanden habe, dann wird der deutsche Haushaltsausschuß parallel tätig. 
Also wenn es größere finanzwirksame Vorlagen gibt, dann wird nicht nur der Fachausschuß, 
sondern auch der Haushaltsausschuß tätig. Das ist gut und schön. Die Frage ist nur: Was 
passiert dann? Es war unter anderem von einer sogenannten qualifizierten Sperre die Rede, das 
heißt, der Haushaltsausschuß könnte den Ansatz grundsätzlich beschließen, aber zusätzlich 
Informationen einholen. Jetzt frage ich mich, mit welcher Mehrheit. Wir können all diese 
Regelungen auch bei uns postwendend einführen, nur nützte das nichts, weil die Regierungs­
mehrheit das einfach niederstimmen wird. 

Jetzt frage ich mich: Mit welchen geschäftsordnungsmäßigen Zusatzmaßnahmen könnte man 
gewährleisten, daß ein wie auch immer genannter Ausschuß - Budget- oder Haushaltsaus­
schuß - tatsächlich gewisse Rechte auch dann wahrnehmen kann, wenn es die Regierungs­
mehrheit nicht will? - Wobei mir immerhin auch aufgefallen ist, daß in Deutschland der 
Haushaltsausschuß von einem SPD-Abgeordneten geleitet wird , also von einem Abgeordneten 
der Opposition. 

Dann wollte ich kurz einige Punkte unterstreichen, die erwähnt worden sind. Zunächst zu 
Professor Lehner und zu Herrn Präsident Fiedler. Es kam der Hinweis darauf, daß wir schon 
viele Paragraphen haben - der § 14 Bundeshaushaltsgesetz ist ja nur einer, ein anderer wäre 
beispielsweise der § 17 - , die weitgehend totes Recht sind. Das heißt, daß wir kein Regelungs- , 
sondern ein Vollzugsdefizit haben. Jetzt ist natürlich die Frage, wieso. Sie haben völlig recht: 
Bevor wir neue Regelungen einführen, müßten wir uns fragen, wieso die alten nicht 
funktionieren. Nicht Ihrer Meinung bin ich allerdings, Herr Präsident Fiedler, daß wir nur einfach 
ein neues Bewußtsein brauchen. Das ist mir zuwenig. Auf dieses Kostenbewußtsein können wir 
lange warten. Ich glaube, wir müssen im parlamentarischen Prozeß Regelungen finden , Anreize 
setzen und Sanktionen vorsehen, sodaß diese Paragraphen keine toten Ziffern bleiben. 

Abgeordneter Stummvoll hat gemeint, es fehle der politische Wille. Da frage ich mich: Bei 
welchen Parteien? Die Mehrheit hätte es ja jederzeit in der Hand gehabt, diese Paragraphen mit 
politischem Willen zu erfüllen. Also das allein wird nicht reichen. Wenn wir es ernst meinen mit 
diesen Fragen, wenn wir es ernst meinen damit, daß für neue Gesetze entsprechende 
Kostenberechnungen vorliegen müssen, dann, glaube ich, führt kein Weg daran vorbei, auch zu 
fragen: Wer darf was verlangen? Welche qualifizierte Minderheit beispielsweise darf im Haus­
haltsausschuß oder im Budgetausschuß was verlangen? Mir ist schon klar: Die Regierungs­
maschinerie kann nicht blockiert werden. Es gibt Grenzen dieser Rechte. Aber wenn wir uns 
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dieser Frage nicht stellen, dann, glaube ich, brauchen wir das Thema gar nicht weiterzu­
verfolgen, denn auf den politischen Willen kann man lange warten. 

Herr Professor Gantner hat, glaube ich, auch etwas sehr Wichtiges gesagt, was im 
Zusammenhang mit dem steht, was Herr Pichler ausgeführt hat. Sinngemäß: Was bringt die 
Kostenrechnung, wozu soll man eine Kostenrechnung machen, wie werden Beamte motiviert, 
eine Kostenrechnung zu machen? Das ist ja nur Arbeit! Warum sollen die das machen? 

Ich gebe Ihnen ein triviales Beispiel: Angenommen, wenn in einer Kostenrechnung, in einer 
Vollkostenrechnung herauskäme, bei Reisekostenabrechnungen von, sagen wir, bis zu 
10 000 S, da kostet die Abwicklung mehr als die Reise selbst. Und was wäre dann? - Da wird 
es schon irgendwelche Erlässe geben und so weiter, die besagen, das macht nichts, es ist eben 
soundso abzuwickeln. 

Ich will damit sagen: Ohne mehr Autonomie bei den Verwaltungsdienststellen, ohne daß diese 
die Flexibilität haben, auf solche Ergebnisse von Kostenrechnungen zu reagieren, hat es im 
Grund genommen keinen Sinn, denn wir würden dann neue Zahlenfriedhöfe produzieren. Da 
werden ja Ressourcen eingesetzt, das ist ja keine triviale Angelegenheit. Fast alle Fachleute 
haben sich heute dahin gehend geäußert, daß man das nicht flächendeckend machen soll, weil 
es zu teuer wird - aber nicht nur, weil es zu teuer wird, sondern weil vorläufig auch unklar ist, mit 
welchem Zweck das Ganze verbunden ist. 

Ich glaube, ohne Flexibilität bei den einzelnen Dienststellen - ob das jetzt Baudirektionen wie bei 
dem Beispiel von Herrn Pichler oder Schulen und Universitäten sind - wird das nur eine 
Zumutung für die Betroffenen sein, die alle keine Ahnung davon haben, wie man eine Kosten­
rechnung macht, solange sie nicht wissen, was an möglichen positiven Resultaten für sie damit 
verbunden ist. 

Abschließend - bevor ich es vergesse, Herr Präsident -: Ist daran gedacht, dem Protokoll die 
Positionspapiere der einzelnen Klubs beizulegen, damit man sie hier nicht verlesen muß? Ich 
weiß, es gibt solche Papiere, und es war auch bei anderen Enqueten so üblich, daß das 
gemacht wurde. 
12.27 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Ich danke Herrn Professor Van der Bellen. - Es 
ist durchaus möglich, diese Vorgangsweise zu wählen, wie das früher auch schon geschehen 
ist. Wir nehmen Ihren Wunsch in dieser Form ausdrücklich zur Kenntnis. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Dr. Tumpel-Gugerell. 

12.27 
Dr. Gertrude Tumpel-Gugerell (Expertin, nominiert von der SPÖ): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte vor allem zum Thema Kostenrechnung Stellung nehmen. Die 
Kostenrechnung kann zweierlei bewirken, einerseits mehr Transparenz der Gesamtkosten 
erzeugen, und zwar indem sie Personal, Sachmittel, Abschreibungen und Folgekosten zusam­
menfassend darstellt, und die Kostenrechnung ist zweitens eine Voraussetzung für die Gegen­
überstellung von Kosten und Leistungen. Aber die Kostenrechnung allein bewirkt gar nichts -
das ist heute schon mehrmals angeführt worden -, besonders wenn sie im nachhinein, erst 
nach Ablauf eines Budget jahres, gemacht wird. 

Die Kostenrechnung allein bedeutet auch noch nicht mehr Effizienz staatlicher Aufgabener­
füllung. Daher muß die Kostenrechnung eingebunden werden in ein umfassenderes Steu­
erungssystem von Planung, Budgetierung und Berichtswesen, mit einem Wort Verwaltungs­
controlling. Dazu gehören auch Zielsetzungen für die gesamte Organisation und eine Art von 
Zielerreichungskontrolle. 

Wenn daher heute über die breite Einführung der Kostenrechnung diskutiert wird, müßte auch 
geklärt werden: Wird es eine Kostenrechnung im nachhinein sein, wenn praktisch nichts mehr 
zu beeinflussen ist, oder soll es eine Plankostenrechnung werden, eine Kostenrechnung im 
vorhinein? Sehr wichtig ist auch die Frage: Was geschieht mit den Ergebnissen? Meine 
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bisherigen praktischen Erfahrungen zu diesem Thema sind, daß die Kostenrechnung mit der 
Budgetierung und mit den Zielsetzungen verbunden werden muß. 

Die Kostenrechnung ist aber nicht nur ein Instrument der Kostenkontrolle von außen, sondern 
sie ist auch sehr wichtig für die Selbststeuerung von Organisationen, das heißt, auch eine 
Voraussetzung für Dezentralisierung von Verantwortung und für Bürgernähe, die letzten Endes 
ebenfalls erreicht werden soll. Bisher konzentriert sich ja der Budgeterstellungsprozeß im 
wesentlichen auf Diskussionen über die Inputs, kaum aber auf Diskussionen über Leistungen 
und Outputs, geschweige denn Mengen oder Kennzahlen . Soweit mir Informationen zugänglich 
waren, gibt es in Deutschland nun verschiedene Versuche auf Länderebene und auf kom­
munaler Ebene, zeitgemäße Führungsinstrumente, die sich in der Wirtschaft bewährt haben, 
auch bei staatlicher Leistungserbringung einzusetzen. Das Ganze läuft unter dem Titel "Neues 
Steuerungsmodell". Wenn man strukturelle Budgetreformen will , braucht man diese Steuerungs­
instrumente. 

Ein sehr pragmatischer Ansatz wäre es, eine Kombination von mittelfristigen Pesonalstands­
zielen zu nehmen, und zwar Personalstandszielen nach Abteilungen gegliedert, und mit 
Personalstandszielen hat man im öffentlichen Dienst in der Regel 80 Prozent der Kosten erfaßt. 

Als zweiter wichtiger Punkt erscheint mir die umfassende Bewertung von Investitionen. Im 
öffentlichen Dienst sind das meistens Gebäudeinvestitionen, Folgekosten und Kosten für die 
EDV-Ausstattung. Es ist daher wichtig, da ein gutes Projektmanagement zu haben, mit Zielen, 
Fortschrittskontrollen und Soll-1st-Vergleichen. 

Das Ganze ist ein mehrjähriger Lernprozeß, der vor allem der Bewußtseinsbildung der handeln­
den Personen dienen soll und der vor allem nicht zu unterschätzende Schulungs- und 
Motivationsmaßnahmen erfordert. 

Es wird nicht möglich sein, das gleiche Instrument flächendeckend einzusetzen, sondern es 
bedarf maßgeschneiderter Lösungen. Das heißt, die Universitäten brauchen andere Instrumente 
als die Polizei. Ich glaube, daß es im Bereich der Fachhochschulen gelungen ist - das ist zuge­
gebenermaßen ein sehr kleiner Bereich - , Kostentransparenz von vornherein herzustellen und 
Kostenplanbarkeit sicherzustellen . 

Zusammenfassend: Kostenrechnung ja, aber nur in Zusammenhang mit Zielsetzungen staat­
lichen Handeins und auch der Kontrolle der Zielerreichung. - Danke. 
12.32 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke. 

Als nächster kommt Herr Professor Hengstschläger zu Wort. 

12.32 
Univ.-Prof. Dr. Johannes Hengstschläger (Experte, nominiert von der ÖVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Da bereits sehr viel Ökonomisches vorgetragen wurde, möchte ich 
die fünf Minuten, die mir zur Verfügung stehen, dazu nützen, ein paar staatsrechtliche Fragen, 
die mit den vorgelegten Gesetzentwürfen in Zusammenhang stehen, aufzuwerfen und zu er­
örtern. 

Es wurde eigentlich einhellig festgestellt, daß das rechtliche Instrumentarium, das derzeit zur 
Verfügung steht, in Wahrheit hinreichend wäre. Was fehlt, ist deren praktische Umsetzung. Das 
Eleganteste und auch Einfachste wäre ein Wandel der politischen Ausrichtung, des politischen 
Willens. In Übereinstimmung mit dem von meinen beiden Vorrednern , dem Herrn Van der 
Bellen und der Frau Kollegin Tumpel-Gugerell , Gesagten bin ich eher skeptisch, daß sich der 
politische Wille in bezug auf Kostenrechnung so schnell ändern wird. 

Was kann als rechtliches Instrumentarium für die Durchsetzung der Kostenrechnung zur Ver­
fügung gestellt werden? - Ich glaube, das einzige geeignete Instrument besteht darin, daß man 
die Kostenrechnung zu einem institutionellen Bestandteil zu einem konstitutiven Bestandteil des 
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Gesetzwerdungsprozesses macht und diesen Bestandteil auch der Justitiabilität durch den 
Verfassungsgerichtshof unterwirft. Das heißt, ein Gesetzesvorschlag, der nicht mit der ent­
sprechenden Prozedur - diese muß natürlich inhaltlich ausgefeilt sein - der Kostenrechnung 
versehen ist, ist nicht richtig zustande gekommen und wäre verfassungswidrig. 

Ich glaube, daß man in diesem Zusammenhang sogar an eine Gesamtaufhebung des Gesetzes 
denken könnte, weil die Kostenrechnung nicht einen bestimmten Teil des Gesetzes, sondern 
das gesamte Gesetz betrifft. Solche Gesamtaufhebungen sind derzeit nach Artikel 140 Abs. 3 
bei Kundmachungsmängeln oder bei Kompetenzwidrigkeiten vorgesehen. 

Dazu wäre folgendes festzuhalten: Erstens: Die Kostenrechnung müßte von jener Stelle vor­
gelegt werden, von welcher die Gesetzesinitiative kommt. Diese Stelle sei, wird vermutet, hoch 
befangen. 

Zweitens: Es sollte der Rechnungshof in einer Grobprüfung, in einer Grobschätzung mittels 
eines Plausibilitätsbefundes mit dem Gesetzesvorschlag befaßt werden. 

Drittens: Die Souveränität muß aber beim Parlament bleiben. Das heißt, das Parlament muß 
auch dann, wenn der Rechnungshof sagt, die Kostensituation sei ausgesprochen ungünstig, das 
selbstverständliche Recht haben, das betreffende Gesetz zu beschließen. 

Viertens: Der Verfassungsgerichtshof sollte nicht die Inhalte der Kostenrechnung prüfen, 
sondern er hätte lediglich eine Verfahrenskontrolle durchzuführen, das heißt, zu prüfen, ob 
sichergestellt ist, daß bei jedem Gesetz eine Kostenrechnung durchgeführt wird. 

Daß der Rechnungshof in diese ganze Prozedur eingebunden ist, ist sehr richtig und sehr 
wichtig, weil er die unabhängigste Stelle ist, die wir im Staatsgefüge haben, die über Ausgaben 
und Einnahmen, über Effizienz, über Praktikabilität von Gesetzen, über Wirtschaftlichkeit, 
Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit befinden kann. 

Im Kostenrechnungsgesetz ist der Rechnungshof einige Male eingebunden, und zwar bei der 
Erlassung von Verordnungen in zwei Bestimmungen, im § 3 Abs. 1 und im § 6 Abs. 1 und 2. Ich 
halte dies für verfassungswidrig, denn der Rechnungshof ist nach herrschender Auffassung und 
nach einhelliger Judikatur des Verfassungsgerichtshofes ein Organ, das der Legislative zuzu­
ordnen ist und nicht der Exekutive. Verordnungen sind Akte der Verwaltung, und daher bedürfte 
es da einer verfassungsrechtlichen Regelung. 

Problematisch erscheint mir die Regelung des § 1 Abs. 5, die besagt, daß die Bundesregierung 
mit Verordnung auch Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit in diese Kostenrechnung 
einbinden kann, soweit dies zweckmäßig erscheint. Ich halte das für eine sehr weite 
Ermächtigung der Bundesregierung und einen sehr großen Eingriff in die Privatautonomie. Ich 
meine, wenn schon private Institutionen in die Kostenrechnung eingebunden werden müßten, 
also nicht nur Träger der öffentlichen Gewalt, dann sollte man sie zumindest auf jene 
juristischen Personen, die der Rechnungshofkontrolle unterliegen, beschränken. Ich kann es mir 
nicht vorstellen, daß es einen Bedarf gibt, private Unternehmungen in die Kostenrechnung 
einzubeziehen, weil das Budget der privaten Unternehmung nur ebendieser juristischen Person 
zuzurechnen ist und nicht dem Bund. 

Im § 4 Abs. 1 zweiter Satz ist vorgesehen, daß ein Leistungskatalog für alle im Verantwortungs­
bereich der obersten Organe liegenden Aufgaben, die sie aufgrund der Gesetze oder ohne 
ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung im Wege der Privatwirtschaftsverwaltung zu erbringen 
haben, zu erstellen ist. Diese Bestimmung halte ich für äußerst problematisch. Denn: Es gibt ja 
in einem Ministerium oder in einem sonstigen Bereich der staatlichen Verwaltung keine andere 
Vollzugsmöglichkeit, als die Hoheitsverwaltung oder die Privatwirtschaftsverwaltung, etwas 
Drittes gibt es nicht. Da heißt es: entweder die Hoheitsverwaltung aufgrund der Gesetze oder 
ohne gesetzliche Ermächtigung die Privatwirtschaftsverwaltung. Damit schreibt dieses Gesetz 
fest, daß es nach unserem Verfassungssystem erlaubt ist, Privatwirtschaftsverwaltung ohne 
gesetzliche Grundlage durchzuführen. 
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Das ist ein Streit, der von der Staatsrechtslehre und von der Judikatur bis heute nicht ent­
schieden ist. Ich glaube nicht, daß es gut ist, wenn ein Gesetz am Rande diese Frage dadurch 
erledigt, daß die Privatwirtschaftsverwaltung auch ohne gesetzliche Grundlage durchgeführt 
werden kann. 

Zum Schluß noch eine kleine Bemerkung: Es ist in diesem Gesetz immer vom Verantwortungs­
bereich der obersten Organe die Rede. Ich glaube, der Verantwortungsbereich ist nicht das, was 
die Kostenrechnung betreffen soll. Ich gebe ein Beispiel: Der Landeshauptmann von Salzburg 
hat einmal eine Verordnung erlassen, die gegen die Weisung des Bundesministers gerichtet 
war. Der Zuständigkeitsbereich betraf den Bundesbereich und war dem Bundesminister zuzu­
rechnen, die Verantwortung für diese Verordnung lag aber beim Landeshauptmann, und dieser 
wurde vor den Verfassungsgerichtshof zitiert und, wie Sie wissen, vom Verfassungsgerichtshof 
auch - unter Anführungszeichen - "verurteilt". 

Ich meine, es ist nicht der Verantwortungsbereich, der bei der Kostenrechnung die erste Rolle 
spielt, sondern der Aufgaben- oder Zuständigkeitsbereich. - Ich danke. 
12.38 

Vorsitzender Präsident Cr. Heinrich Neisser: Danke, Herr Professor Hengstschläger. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Dr. Messner vom Österreichischen Städtebund. 

12.38 
Stadtrat Cr. Wolfgang Messner (Österreichischer Städtebund): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Aus Sicht des Städtebundes ist natürlich alles begrüßenswert, was das Kosten­
bewußtsein im öffentlichen Bereich verbessert, denn aus Sicht der Städte und Gemeinden sind 
die bisher gemachten Erfahrungen, was Kostentransparenz und Kostentragung betrifft, eigent­
lich nicht zufriedenstellend. 

Aufgrund der jetzigen politischen Situation, daß wir natürlich bereit sind, unseren Beitrag zur 
Konsolidierung zu leisten, ergeben sich einige Aspekte, die ich hier gerne vortragen möchte. 

Ich glaube, bei all diesen Überlegungen sind die Auswirkungen auf die Gemeinden und die 
Städte verstärkt zu beachten. Wir sagen ja zur mehrjährigen Betrachtungsweise, denn wir halten 
das für etwas Notwendiges. Bisher wurden wir nämlich oft mit Gesetzen und Verordnungen 
konfrontiert, wo wir eigentlich nicht das Gefühl hatten, daß die Kosten, die uns übertragen 
worden sind, vorher richtig avisiert oder angegeben wurden. Bisher war es so, daß nur Teile der 
Kosten erfaßt waren, zum Beispiel der Zweckaufwand nach § 5 FAG. Ziel sollte es jedoch sein, 
daß mittelfristig alle Kosten - Zweck-, Personal- und Amtssachaufwand - in die Kostenbe­
rechnung einbezogen werden. 

Aber es sollten nicht nur die Kosten von Gesetzen, sondern auch und vor allem die Kosten von 
Verordnungen ganz klar herausgestrichen werden. Ein kleines Beispiel aus der Praxis: In der 
letzten Zeit wurden wir mit Verordnungen konfrontiert, die zu exorbitanten Kostensteigerungen 
geführt haben. Ich nenne nur die Deponie-Verordnung, die kommunale Abwasseremissions­
Verordnung oder die noch nicht ausgesandten Förderungsrichtlinien im Bereich der ALSAG . 
Solche Verordnungen führen beispielsweise für die Stadt Graz, wenn eine entsprechende Ab­
wasseranlage gesetzeskonform errichtet werden soll, zu einem Investitionsvolumen von 1 Milli­
arde Schilling. 

Auch bei Initiativanträgen und Abänderungsanträgen im Parlament kommt es zu Kosten­
steigerungen, wo der Adressat nicht das Mitwirkungsrecht hat, das er eigentlich haben sollte. 
Das, was hier von einzelnen Rednern, wie etwa vom Abgeordneten Stummvoll und vom Abge­
ordneten Nowotny, gesagt wurde, nämlich daß wir alle Instrumente, um die Kostenrechnung 
umzusetzen, haben, stimmt aus Sicht der Länder, Städte und der Gemeinden nicht. 

Ich möchte betonen, daß wir zum § 14 Abs. 5 Bundeshaushaltsgesetz die Richtlinien endlich 
brauchten. Es sollten betreffend § 5 FAG alle Ministerien in die Kosten, die aus Verordnungen 
erwachsen, einbezogen und alle Kosten in die Kostenrechnung aufgenommen werden. 
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Es ist bereits gesagt worden, daß § 28 der Geschäftsordnung des Nationalrates entsprechend 
novelliert werden soll. Wir glauben, daß es legitim ist, daß der Gemeinde- und der Städtebund 
ein Anhörungsrecht in diesem Bereich zugesprochen bekommen. 

Nun ein paar Gedanken zum Konsultationsmechanismus. Wir haben bei den Finanzausgleichs­
verhandlungen erfahren, daß es so etwas in Zukunft geben soll, daß sich die diesbezüglichen 
Verhandlungen aber sehr zäh gestalten. Gerade bei der Umsetzung des Konsultations­
mechanismus auf Landesebene seien nicht sehr positive Erfahrungen zu vermerken. In der 
Steiermark beispielsweise wurde in einer sehr schwierigen Budgetlage den Gemeinden ein 
dreisteiliger Millionenbetrag ohne Konsultation und ohne längerfristigen Diskussionsprozeß 
einfach übertragen. 

Ich glaube nicht, daß das Sinn und Zweck eines beschworenen Föderalismus und einer 
Kooperation zwischen Bund, Ländern und Gemeinden sein kann. Professor Lehner hat gemeint, 
bei einer straffen Budgetpolitik ist Konsultation fair und notwendig. Unsere bisherigen Erfahrun­
gen gingen aber nicht in diese Richtung. 

Ich möchte abschließend auch ein kritisches Wort zu den Sanktionen, die hier angesprochen 
worden sind, sagen. Lasten von oben nach unten zu verlagern und unter Umständen dann auch 
die Sanktionen wieder beim schwächsten Glied, nämlich bei den Gemeinden, einzufordern, 
halte ich für problematisch. Ich hoffe, daß all das, was ich bisher über Sanktionen gehört habe, 
nicht in die Richtung geht, daß Städte und Gemeinden bei den Sanktionen besonders betroffen 
sein sollten. - Danke. 
12.44 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke, Herr Dr. Messner. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Mag. Mühlbachler. - Er ist nicht im Saal. 
Die Wortmeldung findet daher nicht statt. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Kröll. - Bitte. 

12.45 
Abgeordneter Hermann Kröll (ÖVP) (Österreichischer Gemeindebund): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kollege Stadtrat Messner vom Städtebund hat mit der Befassung der Frage 
der Installierung eines Konsultationsmechanismus seine Ausführungen geschlossen. Ich 
möchte als Vertreter des Österreichischen Gemeindebundes in Vertretung von Präsident 
Romeder daran anschließen. 

Auch unter Unterstreichung des heute hier von den Experten Gesagten tritt doch klar in den 
Vordergrund, daß wir ein solches Instrumentarium brauchen. Wir brauchen es nicht nur im 
Verhältnis des Bundes zu den Ländern, sondern auch im Verhältnis der Länder zu den 
Gemeinden, und zwar möglichst rasch und dringend. Ein solches Übereinkommen ist nicht nur 
wegen der finanziellen Auswirkungen der Gebietskörperschaften untereinander und voneinander 
notwendig, sondern es ist auch im Sinne einer partnerschaftlichen Trägerschaft nach föderali­
stischen Grundsätzen, nach den Prinzipien, wie sie in Österreich der Fall sind, nämlich daß wir 
eine verbundene Finanzwirtschaft haben, geradezu unerläßlich. Es ist also kein Widerspruch, 
sondern eine Unterstreichung dessen, was der Städtebund sagt, wenn wir das als Öster­
reichischer Gemeindebund genauso sehen. Es ist daher nicht nur ein Anliegen der größeren 
Städte, sondern aller Kommunen Österreichs, daß es dazu kommt. 

Nur so ist unsererseits die Erfüllung der Konvergenzkriterien von 0,3 Prozent des BIP, was die 
Gemeinden betrifft, im Länderanteil auch realistisch machbar. Wenn man sich nicht ent­
sprechend auf solche Gepflogenheiten wirtschaftlicher und rechnerischer Art verlassen kann, 
nämlich auch zur Kostenbewußtseinsbildung politisch beizutragen, dann wird es rechnerisch 
auch nicht gehen, denn die Kontrolle im nachhinein wird bei 2 500 Gemeinden komplizierter sein 
als bei neuen Ländern oder einmal bei der Republik. 
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Es ist daher im § 14 - um diesem Oberbegriff Nachdruck zu verleihen - im besonderen zu 
gewährleisten, daß alle Initiativanträge nach § 14 Bundeshaushaltsgesetz ebenso und alle 
Abänderungsanträge die Mechanismen der Einbeziehung der Gemeinden und Städte bedingen. 
Es geht nur so, denn die Auswirkungen dieser Dinge sind mitunter größer als jene einer 
Gesetzesnovelle. 

Ebenso ist, was den § 5 des Finanzausgleichsgesetzes betrifft, in bezug auf Verordnungen -
das wurde dankenswerterweise von fast allen Vorrednern schon angesprochen - eine enorme 
finanzielle und rechtliche Auswirkung gegeben. Aber wir reden in erster Linie über finanzielle 
Gegebenheiten. Das, was über Verordnungen im Bereich Altlastensanierung, Abwasseranlagen 
oder Gesundheitswesenverordnungen gesagt wurde, möchte ich aus Zeitgründen nur noch 
unterstreichen. 

Zusammengefaßt: Die österreich ischen Gemeinden, vertreten durch den Österreich ischen 
Gemeindebund, sind wirklich ein aktiver Partner und Träger für all diese hochrangigen Ziele und 
Werte, die wir uns gemeinsam stellen. Volkswirtschaftlich , haushaltswirtschaftlich in der 
Gliederung Bund, Länder und Gemeinden können wir sie aber nur dann umsetzen und können 
wir nur dann ein wichtiger Partner sein, wenn wir ausreichend und zeitgerecht exakte Unterlagen 
darüber bekommen, was die eine oder andere Maßnahme kostet und wer sie finanzieren soll. 
Unter diesen Voraussetzungen wird es möglich sein , daß wir dieses hohe Ziel der Maastricht­
Kriterien in bezug auf Konvergenzkriterien auch erfüllen können. - Danke vielmals. 
12.49 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Dr. Fekter. - Sie ist nicht im Saal. 

Als nächster zu Wort kommt Senatsrat Hüttner. 

12.50 
Senatsrat Bertram Hüttner (Österreichischer Städtebund): Ich darf betonen, daß das Bemühen 
um Kostenrechnung und verstärktes Kostenbewußtsein nicht nur auf Bundesebene sehr stark 
ist, sondern auch bei Ländern und Gemeinden und daß sich beispielsweise gerade auch die 
Länder momentan sehr stark in die Diskussion begeben wollen, inwieweit die Kostenrechnung 
im Landesbereich sinnvoll eingesetzt werden kann. 

Allerdings muß dem Rechnung getragen werden, was heute schon mehrmals gesagt wurde: 
Kostenrechnung darf keine Kunst für sich sein , sondern es müssen bei ihrer Einführung und 
Durchführung bereits sehr klare Zielvorgaben bestehen. Gerade im öffentlichen Bereich ist eine 
perfekte Kostenrechnung mit Vollkosten - einschließlich kalkulatorischer Kosten - sicher nur 
dann sinnvoll, wenn tatsächlich Kalkulationen erfolgen müssen, Gebühren, Beiträge und so 
weiter zu kalkulieren sind. In weiten Bereichen sollte man sich hingegen wirklich überlegen, ob 
man sich nicht eher auf jene Arten von Kosten beschränkt - wie Herr Präsident Fiedler schon 
gesagt hat -, die direkt zugeordnet beziehungsweise letztendlich auch beeinflußt werden 
können. Das heißt: Kostenrechnung sehr wohl, allerdings mit Augenmaß. Und vor allem immer 
auch unter dem Gesichtspunkt: Was mache ich mit den gewonnenen Daten, welche 
Auswertungen sind notwendig? Dafür ist ein übergeordnetes Controlling notwendig. 

Ganz wesentlich ist natürlich auch - wie schon gesagt wurde -, welche Konsequenzen dann 
gezogen werden, wobei diese Konsequenzen nicht allein verstärktes Kostenbewußtsein sein 
müssen, sondern durchaus auch in legistischen Maßnahmen bestehen können. Man muß sich 
überlegen, ob gewisse Aufgaben überhaupt oder in dieser Intensität fortgeführt werden sollen 
beziehungsweise ob es nicht unter Umständen durch kleinere Veränderungen in der gesetz­
lichen Basis sehr starke Erleichterungen im Vollzug geben könnte. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf etwas hinweisen. Professor Mandl hat auf die 
Krankenanstalten-Kostenrechnungsverordnung verwiesen und sie als besonders .. gelungen 
bezeichnet. Wenn man sich die Ergebnisse ansieht, wie die Krankenanstalten Osterreichs 
derzeit dastehen und sich in den letzten Jahren kosten mäßig entwickelt haben, dann müßte 
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man eigentlich sagen, daß sich die Einführung dort nicht so glänzend bewährt hat. Allerdings 
muß man dazusagen, daß man in letzter Zeit, nachdem man auch in diesem Bereich verstärkt 
Controlling-Überlegungen angestellt hat, natürlich sehr dankbar auf diese Kostenrechnung 
zurückgegriffen hat. 

Kurzfristig wäre es jedenfalls wichtig, bei der Evaluierung von Gesetzes- oder sonstigen 
rechtssetzenden Maßnahmen Fortschritte zu erzielen. Denn in diesem Zusammenhang sind wir 
unmittelbar mit dem Problem konfrontiert, daß wir die Maastricht-Kriterien einzuhalten haben 
und daß wir sie, wenn sie einmal erreicht sind - wie Herr Professor Lehner gesagt hat -, auch 
weiterhin erfüllen müssen. 

Es gibt allerdings schon ein recht ansprechendes Werk, das schon mehrmals erwähnt wurde, 
das sich im wesentlichen auf den Personal- und Sachaufwand konzentriert, auf diesem Gebiet 
aber angewendet werden sollte. Da brauche ich gar keine Kostenrechnung. Man kann sehr wohl 
in weiten Bereichen mit Schlüsselwerten operieren beziehungsweise aufgrund des Personal­
einsatzes Berechnungen durchführen. Was aber dort noch zuwenig zum Ausdruck kommt, ist 
der Zweckaufwand, der entsteht und der natürlich genauso abgeschätzt werden soll, da er in 
den meisten Fällen viel mehr ausmacht als sonstige Posten. Dafür müßten aber auch, damit das 
nachvollziehbar ist, die Kalkulationsgrundlagen bekanntgegeben werden, damit man sieht, ob 
die Annahmen, die getroffen wurden, überhaupt einigermaßen den Denkgesetzen entsprechen. 

Was ich auch besonders betonen möchte: Neben Kostenrechnung und Evaluierung von rechts­
setzenden Maßnahmen gibt es in der Betriebswirtschaftslehre noch eine Fülle von Maßnahmen, 
die auch im öffentlichen Bereich durchaus ihre Berechtigung haben: von der Investitions­
rechnung angefangen über Folgelasten- und Folgekostendarstellungen, die gleichfalls die 
öffentlichen Haushalte, vor allem für die Zukunft, sehr wesentlich beeinflussen. 

Daher kurz: Kostenrechnung, verstärktes Kostenbewußtsein - selbstverständlich, allerdings mit 
Augenmaß. 
12.55 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Zu Wort gemeldet ist nunmehr Herr Abgeordne­
ter Dr. Gusenbauer. Ich erteile es ihm. 

12.55 
Abgeordneter Dr. Alfred Gusenbauer (SPÖ): Danke schön, Herr Präsident. - Ich möchte zu 
einigen der angesprochenen Fragen Stellung nehmen. 

Es wurde darauf hingewiesen, daß unser bisheriges Instrumentarium an sich ausreichend wäre, 
daß aber der politische Wille in diesem Zusammenhang nicht vorhanden ist. - Ich möchte das 
etwas relativieren: Ich habe den Eindruck, daß wir die heutige Enquete nicht aus Jux und 
Tollerei durchführen, sondern offensichtlich aus dem Konsens heraus, daß in der Vergangenheit 
einzelne Ausgaben etwas aus dem Ruder gelaufen sind und es daher absolut sinnvoll wäre, 
wenn das Parlament seine Entscheidungen über verschiedene Gesetzesvorlagen mit einem 
größeren Kostenbewußtsein trifft. 

In diesem Zusammenhang - auch auf Basis dessen, was gesagt wurde - halte ich den 
selektiven Zugang für den sinnvollen. Das heißt, daß der Budgetausschuß selbst binnen einer 
gewissen Zeit feststellen soll, zu welchen Gesetzen er sich zu äußern gedenkt - auch in der 
Frage der Kostenabschätzung - und zu welchen nicht. Das stellt natürlich auch die Frage der 
Justitiabilität einigermaßen in Zweifel, Herr Professor, denn es ist dann eine Frage für den 
Budgetausschuß, zu welchen Gesetzen er etwas sagt und zu welchen nicht. Daher ist die Frage 
des ordnungsgemäßen Zustandekommens nach der umfassenden Definition sehr stark 
abhängig von der Entscheidung des Budgetausschusses selbst. - Ich halte aber diesen 
selektiven Zugang für den richtigen, weil mir aufgrund der verschiedensten angesprochenen 
Probleme ein flächenmäßiger und gesamterfassender Zugang nicht möglich erscheint. 
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Das wesentliche dabei ist, wie ich glaube, wohl die Transparenzfrage. Diese Transparenzfrage 
geht noch weit über das hinaus, was Abgeordneter Stummvoll zu Recht kritisiert hat. Mich ärgert 
es auch jedesmal, wenn ich sehe: "Kosten des Bundes: keine." Da habe ich mir schon öfters die 
Frage gestellt, wieso wir seinerzeit jene gesetzliche Veränderung eingeführt haben, wonach 
bereits im Gesetzesvorschlag stehen solle, welche Kosten für den Bund auflaufen, wenn in einer 
Vielzahl von Fällen diese lapidare Bemerkung enthalten ist. Ich bezeichne das deswegen als 
"lapidare Bemerkung", weil in einer Fülle von Fragen der Kostenbegriff relativ reduziert auch in 
bezug auf den Bund selbst angewandt wird und zum Beispiel Folgekosten dabei überhaupt 
keine Erwähnung finden. Denn gerade diese Folgekosten stellen natürlich ein großes Problem 
bei einer Reihe von Investitionen und gesetzlichen Beschlüssen dar. Wir alle wissen, daß 
verschiedenste Maßnahmen auch dazu führen können, daß sich Interessen verselbständigen, 
die dann letztendlich zu einer völlig anderen Kostensituation führen , als sozusagen zum Zeit­
punkt der guten politischen Willensbildung in einem Ausschuß absehbar war. 

Ein Beispiel: Denken Sie an die großen Universitätsbauten, und sehen sie sich an, wie hoch die 
angenommenen Kosten zu Beginn waren. Wenn Sie hingegen jetzt eine Abrechnung durch­
führen, können Sie feststellen , wie hoch unter anderem aufgrund von verschiedenen Verselb­
ständigungstendenzen einzelner Kostenfaktoren die letztendlichen Kosten gewesen sind und 
daß da ein erheblicher Unterschied besteht. Ich glaube daher, daß die Frage der Transparenz 
eine entscheidende Kategorie ist, auch für eine gewisse Selbstbeschränkung des Parlaments 
beim Treffen verschiedenster Entscheidungen. 

Nachdem aber die Selbstbeschränkung immer dann am schwierigsten ist, wenn sie sozusagen 
personenident ist - das heißt, wenn die Mitglieder eines Ausschusses, die etwas wollen , gleich­
zeitig auch die Kosten einschätzen sollen - , scheint es mir sinnvoll zu sein , daß diese Ein­
schätzung personenverschieden durch einen anderen Ausschuß vorgenommen wird , nämlich 
durch den Budgetausschuß. 

Wie sollten wir uns allerdings - rein pragmatisch gesprochen - auch völlig klar darüber sein , 
daß dadurch nicht ein gigantisches Gutachterunwesen ausbrechen sollte, sondern daß man sich 
im wesentlichen durchaus einmal der Quellen, die im Finanzministerium vorhanden sind, be­
dienen könnte. Denn die umfassende Kompetenz des Finanzministeriums wird bei gewissen 
Entscheidungen anderer Ressorts nicht wirksam , ich denke nur an die jährliche Auf teilung von 
Kreditrückzahlungen, die dann manchmal das Gesamtprojekt eher in der Verschleierung ver­
sinken lassen. 

Ich meine, daß diese Einführung eines aufgewerteten Budgetausschusses durchaus eine 
Hilfestellung für das Finanzministerium selbst darstellen wird und daß wir schon allein aufgrund 
des Faktums, daß der Budgetausschuß das Finanzministerium auffordert, in bezug auf gewisse 
Vorlagen eine Kostenabschätzung durchzuführen, manchmal eine etwas realistischere Vorstel­
lung davon bekommen würden, was letztendlich Maßnahmen auch in finanzieller Hinsicht mit 
sich bringen. 

In diesem Zusammenhang habe ich noch zwei Anliegen. Herr Präsident! In der Vergangenheit 
wurde im Parlament auch ein Unwesen mit Abänderungsanträgen in zweiter Lesung mit finan­
ziellen Auswirkungen getrieben. Ich meine, daß vor dem Hintergrund einer Übereinstimmung 
über eine derartige Veränderung, wie sie nun vorgesehen ist, zumindest dieses Unwesen einge­
stellt werden sollte. Denn eines soll nicht die Folge unserer jetzigen Umstrukturierungs­
maßnahmen sein: daß in Hinkunft unter Umgehung des Budgetausschusses finanzwirksame 
Maßnahmen über Abänderungsanträge in zweiter Lesung eingebracht werden, damit man sich 
eben die Kostenabschätzung, die Herstellung von Transparenz und die Diskussion darüber 
erspArt. Das wäre mir ein dringendes Anliegen , das ich in diesem Zusammenhang gleich depo­
nieren möchte. - Ich danke, Herr Präsident. 
13.00 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke Herr Abgeordneter. 

Der nächste Redner ist Herr Abgeordneter Mag. Trattner. - Bitte, Herr Abgeordneter. 
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13.00 
Abgeordneter Mag. Gilbert Trattner (Freiheitliche): Herr Präsident! Sehr geehrte Herren Ex­
perten! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist heute schon Kritik laut geworden. - Eingangs 
möchte ich sagen, daß ich glaube, daß alle hier im Saale der Meinung sind, daß Kosten­
transparenz und Controlling notwendig sind. Ich meine aber, daß wir in diesem Zusammenhang 
keine neuen Instrumentarien brauchen. Es ist ohnedies schon einiges vorhanden, man bedient 
sich jedoch der vorhandenen Einrichtungen nicht. 

Man braucht sich nur einige Beispiele anzusehen. Wie gehen wir derzeit mit Berichten des 
Rechnungshofes um? - Der Bericht wird diskutiert, zur Kenntnis genommen, abgelegt. 
Konsequenzen: gleich null. Wie gehen wir mit dem Rechnungsabschluß um? Wenn irgendeine 
Nationalratswahl vor der Tür steht, wird der Rechnungsabschluß hintangehalten, wird dann kurz 
im Ausschuß behandelt und im Plenum zu mitternächtlicher Stunde in einer einstündigen 
Diskussion abgehandelt, die eher nur dazu dient, alles zuzudecken. 

Würde man Analysen bei den letzten Rechnungsabschlüssen anstellen, wieweit das Ziel verfehlt 
worden ist, dann hätten wir genug Ansatzpunkte für Controlling. 

Da heute Experten anwesend sind, möchte ich die Gelegenheit wahrnehmen und Herrn 
Professor Gantner ansprechen, der auch Kritik daran geübt hat, wie wir mit Berichten bezie­
hungsweise dem Rechnungsabschluß umgehen. Er hat gesagt, daß es Sanktionen für Fehl­
angaben beziehungsweise Fehlerangaben geben müßte. - Ich möchte Herrn Professor Gantner 
gerne fragen, welche Sanktionen er sich da vorstellen könnte. Professor Lehner vom Wifo hat 
gesagt: Nachkalkulation von Kosten. - Darauf sage ich: Das ist alles gut, recht und schön, das 
können wir machen. Jetzt haben wir allerdings ein Gesetz beschlossen, und es hat sich 
herausgestellt, daß der budgetierte Ausgabenrahmen dieses Gesetzes um das doppelte über­
schritten worden ist. Herr Professor Lehner! Ich hätte gerne gewußt, welche Konsequenzen Sie 
vorschlagen, wenn die Nachkalkulation vorgenommen worden ist. Soll das Gesetz wieder rück­
gängig gemacht werden? Soll es - in welcher Form auch immer - geändert werden? 

Zum sogenannten Regelmechanismus, der durch das neue Instrument eines Haushaltsaus­
schusses eingeführt werden soll: Wie soll denn das funktionieren? Dieser Haushaltsausschuß 
ist in seiner politischen Zusammensetzung ja ganz identisch mit dem Fachausschuß. Wie Prä­
sident Fiedler schon gesagt hat, hat es einen solchen Regelmechanismus bereits im 
Geschäftsjahr 1920 gegeben, und da ist ein einziger Fall angezogen worden. Das heißt: Es soll 
wieder eine Institution eingeführt und es sollen eine Menge Schreibtische besetzt werden, die 
Konsequenz wird jedoch gleich null sein. Denn die politische Willensbildung wäre sicherlich die 
gleiche wie in jeglichem Fachausschuß. 

Deswegen ist es unsere Intention, die Instrumente, die wir bereits derzeit zur Verfügung haben 
und die im Bundesrechnungsgesetz geregelt sind, konsequent anzuwenden und erst dann, 
wenn diese nicht ausreichen, neue Überlegungen anzustellen. 
13.04 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke, Herr Abgeordneter. 

Nunmehr gelangt Frau Abgeordnete Hagenhofer zu Wort. - Bitte. 

13.04 
Abgeordnete Marianne Hagenhofer (SPÖ): Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! 
Ich möchte gerne auf die Wortmeldung von Herrn Dr. Fiedler eingehen, der gemeint hat, daß in 
der öffentlichen Verwaltung die Akzeptanz der Kostenrechnung fehle. Ich möchte diesen Satz 
relativieren: Es fehlt nicht die Akzeptanz, sondern es fehlt ganz einfach die Information, was mit 
der Kostenrechnung wirklich angestrebt wird. Das heißt: Es muß zu Bewußtseinsbildung kom­
men, und damit diese stattfinden kann und Informationen gegeben werden können, müßten in 
der öffentlichen Verwaltung meines Erachtens wesentliche Voraussetzungen sowohl in sach­
licher als auch in technischer Hinsicht bestehen, die derzeit aber noch fehlen. Es müßten vor 
allen Dingen für die Kostenrechnung Kennzahlen und Richtwerte vorgegeben und diskutiert 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)42 von 151

www.parlament.gv.at



42 Parlamentarische Enquete - Mittwoch, 15. Mai 1996 

Abgeordnete Marianne Hagenhofer 

werden. Es müßten laufende Erfolgskontrollen durchgeführt werden. Auch Evaluationen wären 
dringend notwendig. 

Herr Dr. Fiedler! Sie haben gemeint: Der Führungsstil in der Verwaltung müßte geändert 
werden, wenn man das erreichen will. Bis zu einem gewissen Grad kann ich Ihnen sehr wohl 
recht geben. Ich meine aber, daß in dieser Sache nicht der Führungsstil im Vordergrund stehen 
muß, sondern die Führungsverantwortung. Denn Führungsverantwortung bedeutet, auch in den 
kleinsten Einheiten Budgethoheit zu haben und damit auch Verantwortung zu tragen. Es nützt 
gar nichts, wenn ich auf der Ebene der mittelbaren Bundesverwaltung die kleinsten Einheiten 
ohne Budgethoheit arbeiten lasse und sie trotz allem dann zur Verantwortung ziehe. Ich bitte 
Sie, das im Lichte der Praxis zu sehen! 

Wenn wir von Kostenrechnung sprechen, ist meines Erachtens unbedingt auch auf Effizienz des 
Mitteleinsatzes zu achten, das heißt, wir müssen schauen, ob die Kosten im Verhältnis zum 
gesellschaftlichen Nutzen stehen, der durch den entsprechenden Gesetzesbeschluß erreicht 
werden soll. Wir müssen abwägen, wenn wir von der Kostenrechnung ausgehen, ob es zu 
einem bestimmten Gesetz nicht auch kostengünstigere Alternativen gibt. Auch das sollte man 
beachten und diskutieren. 

Der Experte von der FPÖ hat gemeint: Im Bereich der Kärntner Straßenverwaltung kam es zu 
Privatisierungen, um dort mehr Effizienz zu erreichen. Ich sehe in diesem Zusammenhang die 
heutige Diskussion eher als eine Art Gegensteuerung zu Privatisierungstendenzen. Denn die 
Argumentation für die Privatisierung von Unternehmen im Bereich der öffentlicher Hand ist stets 
die mangelnde Professionalität des Managements in der öffentlichen Verwaltung. In diesem 
Punkt würde ich in Anbetracht der Konklusion des Experten der FPÖ einfach den Gegenschluß 
ziehen: Bei aller Notwendigkeit der Kostenrechnung möchte ich darauf hinweisen, daß wir uns 
nicht ausschließlich auf monetäre Rahmenbedingungen einigen sollten. Wir dürfen vielmehr 
auch die Betroffenheit des Humankapitals nicht außer acht lassen. Ich glaube, das wäre unsere 
dringendste Aufgabe. - Danke schön. 
13.08 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke, Frau Abgeordnete Hagenhofer. 

Zu Wort ist nunmehr Herr Mag. Kaufmann gemeldet. - Bitte. 

13.08 
Abgeordneter Mag. Herbert Kaufmann (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist von mehreren Vorrednern schon gesagt worden, daß zwar kein System 
geschaffen werden soll, das immens viel Geld kostet und riesige Umstellungen verursacht, daß 
wir uns aber doch in Richtung einer Kostenabschätzung der Maßnahmen, die wir treffen und die 
wir beschließen, bewegen wollen. 

Ich glaube, daß dieser Vorgang im Prinzip nur zweistufig gesehen werden kann. Zum einen wird 
es notwendig sein, innerhalb eines Zeitraumes von etwa drei bis vier Jahren, solange es noch 
kein Kostenrechnungssystem in der öffentlichen Verwaltung gibt, für einzelne Gesetzesvor­
haben Kosten ad hoc abzuschätzen. Dabei sollte man sich aber im Ausschuß überlegen, was 
überhaupt unter Kosten verstanden wird. Und dann wird , glaube ich, das Handbuch allein nicht 
ausreichen. 

Die Definition des Kostenbegriffs hängt, wie wir alle wissen, sehr stark davon ab, welche 
Zielsetzungen man damit verbindet. Bei einer Make-or-buy-Entscheidung oder bei der Frage, ob 
ein Gesetz zu beschließen ist oder nicht, wird man zu einer ganz anderen Beurteilung der 
Kosten kommen. Es ist mir bewußt, daß es etwas komisch ist, daß bei so vielen Geset­
zesvorhaben dabeisteht, daß es nichts koste. Aber wenn man das nach Grenzkosten, nach 
zusätzlichen Kosten berechnet, so wird man feststellen , daß diese tatsächlich oft gleich null sind 
oder sehr wenig ausmachen. Das Problem ist, ob man jetzt auch eine Beurteilung der Oppor­
tunitätskosten einführen will , nach der man feststellen kann, was der öffentlichen Verwaltung 
entgeht, wenn man eine bestimmte Maßnahme trifft. - Diese grundsätzliche Diskussion wird der 
Ausschuß führen müssen, solange es noch kein Kostenrechnungssystem gibt. 
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Ich komme somit zur Frage, die auch der Ausschuß behandeln wird müssen, wie ein solches 
Kostenrechnungssystem ausschauen soll. Die Professoren haben schon sehr gute Anregungen 
dazu gegeben. Ich will nur einen Hinweis machen, der bis jetzt nicht gefallen ist: Ich glaube, daß 
- und das ist sicher keine übermäßige Forderung - ein Kostenrechnungssystem der öffentlichen 
Hand letzten Endes auch vom Voranschlag ausgehen muß. Wenn das Kostenrechnungssystem 
vom Voranschlag abgeleitet werden soll, so ist das nur dann möglich, wenn in Zukunft Vor­
anschläge anders gegliedert werden. Es wird dann notwendig sein, die Voranschläge so zu 
gliedern, daß man letzten Endes zwischen Ausgaben, die kostengleich sind, und Ausgaben, die 
keine Kosten sind, unterscheidet. - Ich will das jetzt nicht näher ausführen. Ich glaube, die 
meisten wissen, was damit gemeint ist. 

Wenn man sich eines solchen Systems bedient, leitet man die Kostenrechnung letzten Endes 
von den Voranschlägen ab. Das bedeutet keine riesige Umstellung, immerhin aber eine bewußt 
darauf ausgerichtete Neugliederung des Voranschlages. - Diese Neugliederung des Voran­
schlages haben wir überhaupt noch nicht diskutiert, ich möchte diesen Aspekt also neu erwäh­
nen und ins Spiel bringen. 

Dr. Stummvoll hat von den Folgekosten für Dritte gesprochen. Diese können im System der 
Kostenrechnung definitionsgemäß nicht erfaßt werden, denn es geht bei dem, was wir bisher 
diskutiert haben, um die Kosten der öffentlichen Hand und nicht um die Kosten Dritter. Ich 
meine, es wäre dennoch sinnvoll, einmal erste Überlegungen anzustellen, ob es möglich und 
sinnvoll ist, Kosten Dritter mit ins Spiel zu bringen und bei den Gesetzesvorhaben Kosten Dritter 
mit anzuführen. Wobei es hiebe i sicher nicht nur um die Wirtschaft geht, sondern zum Beispiel 
auch um Haushalte, Konsumenten et cetera, die in ihrer Kostenstruktur natürlich auch von 
unseren Maßnahmen betroffen sind. 

Wir müssen uns auf jeden Fall klarmachen, daß die Diskussion, die wir bis jetzt betreffend 
Kosten einzelner Gesetze geführt haben, die sich aus dem Rechnungswerk der öffentlichen 
Hand ableiten, natürlich definitionsgemäß diese Kosten Dritter nicht erfaßt. Daher müssen wir 
neue Überlegungen, die bis jetzt noch nicht angestellt wurden, nun ebenfalls in Betracht ziehen. 
- Danke sehr. 
13.13 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke, Herr Abgeordneter. 

Als nächster Debattenredner ist Abgeordneter Dr. Haselsteiner gemeldet. - Bitte. 

13.13 
Abgeordneter Dr. Hans Peter Haselsteiner (Liberales Forum): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob wir nicht da oder dort ein bißehen aneinander vorbei 
geredet haben. 

Wir behandeln zwei verschiedene Themenkreise. Der erste betrifft die Funktion des Haus­
haltsausschusses. Ich bin gerne bereit, darüber zu diskutieren, ob das ein eigener Ausschuß 
oder ein Teil des Budgetausschusses, ein Unterausschuß des Budgetausschusses sein soll. 
Dieser soll und muß auf jeden Fall mit einer Funktion ausgestattet sein, die wir heute aufgrund 
aller herrschender Gegebenheiten und vorliegenden rechtlichen Vorschriften, die wir nicht oder 
nur sehr lax exekutieren, noch nicht haben. 

Es wurde heute - sehr treffend, wie ich meine - eine Art Vier-Augen-Prinzip erwähnt, daß sich 
nämlich neben den Fachabgeordneten, die ein sachliches Anliegen haben, etwas in eine 
bestimmte Richtung zu regeln, eine zweite Gruppe von Abgeordneten sozusagen in wohlmei­
nender paralleler, kontrollierender Begleitung dieser Gesetzeswerdung mit den Konsequenzen 
in finanzieller Hinsicht befaßt. Ich sehe hiebei nicht die Auswirkungen auf den Bund im Vor­
dergrund. Mindestens gleich wichtig - das haben die Herren vom Städtebund und Gemein­
debund auch bereits gesagt - sind selbstverständlich die Auswirkungen auf alle anderen 
Gebietskörperschaften. Da kann ich Herrn Stummvoll nur recht geben. 
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Meine Damen und Herren! Fühlen Sie sich jetzt nicht herabgesetzt! Noch viel wichtiger sind 
natürlich die gesamtvolkswirtschaftlichen Kosten. Diese sind zwar in einem Kostenrechnungs­
system nicht zu erfassen. Diese Abschätzung müßte aber in einem Haushalt oder in einem 
Unterausschuß des Budgetausschusses vorgenommen werden, wenn wir nur einen Schritt 
weiterkommen wollen. Dabei sind wir auf Schätzungen angewiesen; das ist klar. Dabei sind wir 
auf sehr viel Hausverstand angewiesen. Ansonsten werden wir tonnenweise Papier produzieren, 
wenn irgendwelche Experten um viel Geld Gutachten erstellen, die wir letztendlich gar nicht 
mehr überblicken werden können. 

Frau Fekter! Denken Sie an das berühmte Arbeitnehmerinnenschutzgesetz! Hätte irgendwann 
einmal irgend jemand nachgerechnet, wie hoch die volkswirtschaftlichen Kosten dieses 
Gesetzes sind, so hätte man es niemals beschlossen, insbesondere wenn man dann die 
Effizienz und den Output gegenüberstellt. Davon bin ich überzeugt. Für eine solche Funktion 
brauchen wir einen Haushaltsausschuß. Ich würde daher seine möglichst rasche Einführung 
sehr begrüßen. 

Im Zusammenhang mit der Einführung der eigentlichen Kostenrechnung sehe ich eine Möglich­
keit, die Effizienz auch der staatlichen Verwaltung zu beurteilen und letzten Endes auch 
kontrollieren zu können. Im Gegensatz zu Ihnen, Herr Präsident Fiedler, bin ich nicht der 
Meinung, daß diese Maßnahme nicht flächendeckend sein soll. Ich glaube, diese muß flächen­
deckend sein. Sie können ja den Raster anfänglich sehr grob oder verhältnismäßig grob wählen 
und können ihn dann im Laufe der Zeit verdichten , damit Sie die befaßten öffentlich Be­
diensteten nicht überfordern, damit Sie nicht mit einem Modell, das zu sophisticated ist, die 
ganze Effizienz zunichte machen, weil niemand daran glaubt. Diesen Fehler macht man oft bei 
Neueinführungen. Ich würde mir jedenfalls eine flächendeckende, das heißt eine die gesamten 
staatlichen Aufgaben umfassende, wenn auch sehr grobe Kostenrechnung wünschen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns die Budgetkapitel, den Voranschlag und dann den 
Rechnungsabschluß vornehmen, dann hätten wir sozusagen die gröbste aller Gliederungen 
nach Ministerien! Das ist natürlich viel zuwenig, wir müssen dann mehr in die Tiefe gehen. Es 
gäbe dann viele Möglichkeiten, die Grenze zu ziehen: pro Universität, pro Schulzentrum, pro 
Bezirkshauptmannschaft. Über diese Frage müßte noch diskutiert werden. Die Schnittstellen 
sind - wie Herr Professor Van der Bellen erwähnt hat - sicher eines der wesentlichen Themen, 
ferner die Frage, wie wir das steuern und nutzen können. Denn Kostenrechnung sollte kein 
Selbstzweck sein. Wenn keine entsprechenden Konsequenzen gezogen und umgesetzt werden, 
ist sie nutzlos. 

Noch einmal zurück zum Haushaltsausschuß: Herr Professor! Ich stimme Ihnen natürlich zu. 
Die Kernfrage dieses Vier-Augen-Prinzips ist natürlich: Wer bestimmt was? - Ich glaube aber im 
Gegensatz zu Ihnen, daß allein das Bewußtmachen in einem anderen Personenkreis schon 
sehr viel brächte. Es müßte nicht unbedingt ein besonderes Recht der Opposition eingeräumt 
werden. Wenn es in diesem Haushaltsausschuß gelänge, die Dimensionen wirklich aufzuzeigen 
und die Bremsen im letzten Augenblick anzuziehen, dann wäre, wie ich glaube, viel gewonnen, 
und die Qualität der Gesetzgebung im Hinblick auf deren finanzielle Auswirkungen wäre 
entschieden besser. - Danke. 
13. 19 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke, Herr Abgeordneter. 

Zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Mag. Dr. Fekter. 

13. 19 
Abgeordnete Mag. Dr. Maria Theresia Fekter (ÖVP): Ich möchte genau an das anschließen, 
Herr Haselsteiner, was Sie gerade gesagt haben: Wir können in einem solchen Ausschuß nur 
das diskutieren, was uns als Abgeordnete auch bekanntgegeben wird. Das heißt, wir müssen 
wissen, worüber wir diskutieren. Es ist heute bereits mehrmals der Vorwurf an uns Abgeordnete 
gekommen, daß in der politischen Priorität die Kosten eindeutig vernachlässigt werden. In der 
politischen Prioritätenreihung kommen die Kosten, wenn überhaupt, ganz zum Schluß. - Das ist 
in der politischen Praxis tatsächlich so, nur muß man sich fragen: Warum ist das so? 
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Ich glaube, wir können erst dann einen politischen Willen für mehr Kostensensibilität entwickeln, 
wenn wir genauere und exaktere Hinweise für zu erwartende Kosten bekommen. Das heißt: Der 
Vollzug des § 14 BHG ist für die Verwaltung - Aufdecken der Kosten, genauere Angaben - in 
den Erläuternden Bemerkungen wesentlich detaillierter anzugeben. Und da, bin ich der 
Meinung, muß man diese Angaben sehr wohl institutionalisieren. 

Mir persönlich ist genau das aber ein besonderes Anliegen, was meine beiden Vorredner auch 
angesprochen haben: die Folgen für den Normadressaten, für die Volkswirtschaft, für den, der 
es vollziehen muß; das können Privathaushalte genauso sein wie Unternehmen. Diese Bereiche: 
wurden aber bisher überhaupt nicht hinterfragt. 

Es gibt in der EU das Instrument des Fragenkatalogs für die Folgekosten von Gesetzen. Dieser 
Fragenkatalog nimmt nicht nur auf die reine Quantifizierung Rücksicht, sondern auch auf 
Verbalbeschreibungen von Kosten. Ich meine, daß wir ehestmöglich ein Instrument in dieser 
Richtung brauchen, daß wir auch solch einen Fragenkatalog in den Erläuternden Bemerkungen 
zu einem Gesetz brauchen, der zeigt, wer von diesem Gesetz betroffen ist, welche Auswirkun­
gen es ganz konkret hat, welche wirtschaftlichen Folgen, Kosten oder andere wirtschaftliche Fol­
gen, auf das Humankapital, auf Innovationen, auf Investitionen et cetera. 

Ich teile die Meinung des Kollegen Stummvoll, daß diese Dinge, die in die Erläuternden Be­
merkungen aufzunehmen sind, vom Rechnungshof einer Plausibilitätsbegutachtung unterworfen 
gehören, und zwar deshalb, weil ich der Auffassung bin, daß das Fachressort, das eine Regie­
rungsvorlage ins Parlament einbringt, bei der Kostenberechnung selbstverständlich befangen 
ist, wenn es darum geht, daß eine politische Priorität des Fachressorts umgesetzt werden soll. 

Das heißt, ich bin der Meinung, daß wir in den Erläuternden Bemerkungen nicht nur bezüglich 
des Haushalts, des Budgets, genaue, detailliertere Angaben brauchen, sondern auch im 
Hinblick auf die Wirkung auf Dritte ganz klare Aussagen, welcher Normadressat wie von diesem 
Gesetz betroffen ist. 

Es stört mich nicht, wenn da unter Umständen divergierende Angaben kommen, daß ein Teil 
der Normadressaten begünstigt und der andere stark belastet ist. Denn für uns Abgeordnete ist 
der politische Wille dann leichter und transparenter zu fassen. Es würde ein Kosten-Nutzen­
Hinweis in der Gesetzwerdung zu mehr Transparenz führen und die Priorität in der Inter­
essenabwägung ein bißchen gleichwertiger machen. Wir können die Prioritäten nur dann 
wirklich auch argumentativ entwickeln, wenn wir Zahlenmaterial betreffend die Kosten dafür 
haben. 

Meine Fraktion wird daher an den Folgekosten für Dritte mit Sicherheit genauso intensiv 
weiterarbeiten, wie an den Folgekosten für die Verwaltung und für das Budget. Orientieren 
werden wir uns dabei an dem Fragenkatalog, den man in der EU bereits kennt, der speziell für 
die mittelständische Wirtschaft ausgearbeitet ist, der aber für den gesamten wirtschaftlichen 
Bereich in Österreich sehr wohl anpaßbar ist. - Danke. 
13.24 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinrich Neisser: Danke, Frau Abgeordnete. 

Der nächste Redner ist Herr Abgeordneter Dr. Lukesch. - Bitte. 

13.24 
Abgeordneter Dipl.-Vw. Dr. Dieter Lukesch (ÖVP): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wir sollten uns an den eigentlichen Anlaß unserer heutigen Enquete und der Fachvorträge, die 
hier gehalten worden sind, zurückerinnern. Es ist nicht zu leugnen, daß der Konsolidierungs­
bedarf, der in den nächsten beic;en Jahren zur Abdeckung heransteht, ein Auslöser dieser 
Enquete war. Und es muß von uns und auch von den Medien zugegeben werden, daß wir uns in 
den Folgekosten, in den Kosten der einen oder anderen Gesetzgebung eindeutig getäuscht 
haben, daß also die Vorausschätzung der Kosten bestimmter gesetzlicher Maßnahmen, 
üblicherweise solcher Maßnahmen, die einstimmig, auch mit den Stimmen der Opposition, 
beschlossen worden sind, nicht richtig war, daß der Umfang der Kosten größer ist. 
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Es kann die politische Verantwortung des Parlaments nur gestärkt werden, wenn mehr 
Transparenz in diese Folgekostenfrage kommt. 

Zweiter Punkt: Es wird von der Bevölkerung, ziemlich unabhängig vom Adressatenkreis, immer 
wieder hervorgehoben, daß die Bürokratisierung, die Kosten der Bürokratie seitens des Bürgers 
als Last empfunden werden. 

Damit bin ich unmittelbar bei der Enunziation meines Kollegen Kaufmann: Ich glaube, eine 
Überlegung über Folgekosten der Gesetzgebung wäre tatsächlich unvollständig, wenn nicht 
gerade auch die Folgekosten für die Betroffenen, die Normadressaten, die wir definieren, für die 
wir diese Gesetze machen, ganz klar auf den Tisch gelegt werden. 

Ich darf noch ein Argument im Anschluß an den Diskussionsbeitrag von Professor Lehner 
bringen: Es wird in Zukunft immer mehr darauf ankommen, daß wir einen schlanken, effizienten 
Staat, der öffentliche Leistungen bei geringstmöglichen Kosten erbringt, tatsächlich realisieren, 
denn der Umfang und die Effizienz der staatlichen Leistungen werden in einem gemeinsamen 
europäischen Markt, noch dazu bei einer gemeinsamen Währung, zu einem ganz entschei­
denden Standortfaktor werden. Daher müssen wir uns mit der Frage der Kosten für die 
öffentliche Verwaltung, aber auch für die Normadressaten, ob Haushalte, Unternehmen oder 
nachgeordnete Gebietskörperschaften, sehr intensivauseinandersetzen. 

Selbstverständlich gibt es das Argument, das Professor Gantner eingebracht hat: daß die 
Betrachtung der öffentlichen Finanzwirtschaft überwiegend Input-orientiert ist; eigentlich müßten 
wir eine Output-orientierte Rechnung anstellen. 

Ich teile dieses Argument. Aber auf der einen Seite ist mir klar, wie schwierig der Output zu 
messen und zu bewerten ist, der einzelnen staatlichen Leistungen zugemessen wird - das kann 
man methodologisch vielleicht mehr oder weniger gut überwinden; es wird aber im Rahmen 
einer Kosten-Nutzen-Rechnung selbstverständlich notwendig sein, das zu tun -, auf der anderen 
Seite meine ich, wenn wir unsere ganze Kraft jetzt in erster Linie auf die Kostentransparenz der 
Gesetzgebung für öffentlichen und privaten Sektor konzentrieren, entsteht auch Druck auf eine 
problemadäquate Output-Messung, denn es entsteht Rechtfertigungsdruck für die Kosten, die 
entstanden sind - wenn man sie kennt; man muß sie zuerst einmal kennen. 

Ich bin wie viele Vorredner und wie auch die Experten der Meinung, daß wir die vorhandenen 
Instrumente nutzen sollten und kein zusätzliches neues Institut, keinen von den bisherigen 
Ausschüssen unabhängigen Haushaltsausschuß einrichten sollen. 

Ein Problem habe ich mit einer Aussage, die sowohl der Herr Präsident des Rechnungshofes 
als auch andere Diskussionsteilnehmer gebracht haben, nämlich: Es fehlt der politische Wille, 
das vorhandene Instrumentarium, das nur in kleinen Bereichen ergänzungsbedürftig wäre, tat­
sächlich umzusetzen! (Abg. Dkfm. Mag. Mühlbachler übernimmt den Vorsitz.) 

Ich sehe hier ein Spannungsverhältnis zwischen dem Parlament als Institution auf der einen 
Seite und der Regierung auf der anderen Seite. Man kann den rechtspolitischen Weg gehen, 
wie vom Kollegen Hengstschläger vorgeschlagen, daß man sich auf das verfassungskonforme 
Zustandekommen eines Gesetzes bei nicht entsprechender Kostenabschätzung beschränkt. Ich 
meine aber auch, daß wir im Hause selbst einen gewissen Sanktionsmechanismus haben 
sollten. 

Auch wenn der Herr Bundesminister für Finanzen gesagt hat, daß er in einer erweiterten Kom­
petenz des Budgetausschusses eher einen Auftrag zur Zusammenarbeit als zum gegenseitigen 
Abblocken sieht, meine ich, daß, zumindest was die Terminisierung des Gesetzwerdungs­
ablaufs anlangt, eine Sanktionsmöglichkeit vorhanden sein muß für den Fall, daß der Budget­
ausschuß oder eine andere vorhandene Institution der Meinung ist oder zum Beschluß kommt, 
daß die Kosten nicht in entsprechender Weise dargelegt und transparent gemacht wurden und 
werden. Das würde dann ganz in Richtung der Vorstellungen der Frau Kollegin Hagenhofer 
gehen. Wir würden einen Anreiz setzen, eine Kostenrechnung, die so gut wie möglich ist und auf 
so wenig Einsprüche seitens des zuständigen Ausschusses wie möglich stößt, einzurichten. 
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Ein Argument noch zum Schluß: Es haben Herr Präsident Fiedler und Herr Abgeordneter 
Wiczorek aus Deutschland gesagt, daß der legislative Wille zur Gestaltung bestimmter Bereiche 
die Frage der Kosten dominiert. Ich gebe beiden recht, aber das darf auf keinen Fall eine Ent­
schuldigung dafür sein, daß wir uns die Frage der Folgekosten der öffentlichen Gesetzgebung 
und Verwaltung - eben einschließlich der Verordnungen; darum sage ich "Verwaltung" - in 
Zukunft nicht sehr genau ansehen. 
13.31 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Nächste Wortmeldung: Herr Abgeordneter Gartlehner. - Bitte. 

13.31 
Abgeordneter Ing. Kurt Gartlehner (SPÖ): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte ganz kurz dazu Stellung nehmen, wie wir in der Praxis damit umgehen werden können. 

Wir wissen ja, daß die Fristen sehr kurz sind: Eine Woche nach dem Fachausschuß soll der 
Budgetausschuß eine Entscheidung getroffen haben. Ich meine, es wird in dem einen oder 
anderen Fall notwendig sein, daß wir uns tatsächlich parallel mit den Fachausschüssen einig 
werden darüber, welche Gesetzesmaterien einer solch genaueren Untersuchung unterzogen 
werden sollen. 

Ich glaube, daß es notwendig sein wird, zu versuchen, auf parlamentarischer Ebene, alle 
Fraktionen eingeschlossen, eine neue Kultur zu entwickeln, uns auf die wirklich wesentlichen 
Dinge im Budgetausschuß zu konzentrieren, um nicht aus politischer Agitation heraus vielleicht 
dem 37. Zuckerabkommen eine besondere Behandlung in diesem Budgetausschuß zukommen 
zu lassen. 

Ich persönlich meine, daß es ein sehr innovativer Ansatz ist, daß es Qualitätsgewinn bedeuten 
kann, wenn wir die Umsetzung der neuen Rahmenbedingungen für den Budgetausschuß ernst 
nehmen, und freue mich als Abgeordneter dieses Hauses schon darauf, hier mitwirken zu 
können. - Danke. 
13.34 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Ich bitte nunmehr Herrn Dr. Hink vom Gemeindebund um seine Ausführungen. - Bitte. 

13.34 
Generalsekretär wHR Dr. Robert Hink (Österreichischer Gemeindebund): Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Aus Sicht der Gemeinden möchte ich betonen, daß der Konsoli­
dierungsbedarf und die transparente Darstellung der Kosten für alle Gebietskörperschaften 
unbestritten sind. 

Wenn ich mir hier jetzt einige Ausführungen zum Gesetzgebungsverfahren erlaube, so möchte 
ich voranstellen: Wir sind nicht zufrieden mit der Kostendarsteilung von Gesetzesinitiativen für 
Gemeinden, sofern diese in Regierungsvorlagen vorgenommen wird. Darin sind die Kosten­
darsteIlungen sehr wage, keine oder nur geringfügige Kosten, beziehungsweise sehr oft sind die 
KostendarsteIlungen überhaupt nur tür den Bund vorgenommen, nicht aber tür alle Gebiets­
körperschaften. 

Viel schlimmer wird es für die Gemeinden aber noch, wenn Initiativanträge, Abänderungs­
anträge oder Zusatzanträge komrr.en, die Kostenbelastungen für die Gemeinden bewirken. Das 
letzte Beispiel dafür waren, das möchte ich hier nennen, die 600 Millionen Schilling Zweck­
zuschuß für die Kindergärten. Hier wurde lediglich eingefügt: Auch Leistungen der Gemeinden 
sind anrechenbar. Das bedeutete, daß eine Kostenverschiebung zwischen Ländern und 
Gemeinden in der Höhe von 600 Millionen Schilling stattfand, und das im Zuge einer Ausschuß­
sitzung! 
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Ich glaube daher, daß es, wenn wir das Ziel Maastricht-Kriterien und Konvergenzprogramm 
ernst nehmen, aus kommunaler Sicht unbedingt notwendig ist, im gesamten parlamentarischen 
Verfahren die Kostenauswirkungen auch für die Gemeinden darzustellen. In dieser Hinsicht 
erschiene mir als einzig wirklich zielführender Weg jener, daß der Budgetausschuß jene 
Vorlage, die dann im Plenum beschlossen werden muß, zu begutachten hat. Und ich würde mir 
wünschen, daß diesen Beratungen des Budgetausschusses dann auch Vertreter des Öster­
reichischen Gemeindebundes und Städtebundes beigezogen werden, um die Möglichkeit zu 
haben, dort auf die finanziellen Auswirkungen auf die Kommunen hinzuweisen . 

Einen weiteren Aspekt der kostenmäßigen Belastung möchte ich hier auch noch hervorheben: 
Sehr oft sind in den gesetzlichen Bestimmungen "Auslagerungen" der Kostenverursachung 
enthalten. Ich verstehe darunter Verordnungsermächtigungen an die Minister. Diese Verord­
nungsermächtigungen beinhalten für sich noch überhaupt keine Kostenbelastungen, erst in der 
Vollziehung des Gesetzes werden die Kosten verursacht - sei es, daß bestimmte Grenzwerte 
festgelegt werden, sei es ein Förderungsumfang in Richtlinien, et cetera. Ich meine, diesem 
Problem sollte man sich bei der Kostenschätzung und Kostenbestimmung sehr wesentlich 
widmen. 

Abschließend noch einen weiteren Wunsch - obwohl der Herr Finanzminister schon gegangen 
ist, sei es mir gestattet, darauf hinzuweisen -: Die Verordnungen, überhaupt die Vollziehung der 
Gesetze und die kostenmäßige Belastung sollten intensivst beraten werden. § 5 Finanzaus­
gleichsgesetz wäre ein geeignetes Instrument, wenn man es ausbaut, die finanziellen Bezie­
hungen zwischen den Gebietskörperschaften zu regeln . Das wäre ein idealer Vorläufer dafür, 
daß wir hier ein Konsultationsgremium schaffen und in diesem Gremium die §-5-Verhandlungen 
führen. - Danke. 
13.38 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Ich bitte Frau Mag. Cordula Frieser um ihre Ausführungen. 

13.39 
Abgeordnete Mag. Cordula Frieser (ÖVP): Meine Damen und Herren! Da ich die letzte bin , will 
ich Sie nicht länger vom Mittagessen abhalten und meine Ausführungen besonders kurz halten. 

Ich möchte noch einmal das aufgreifen, was Kollege Dr. Gusenbauer und Kollege Mag. 
Kaufmann gesagt haben: nämlich die Gefahr des Umschiffens von Kostenberechnungen durch 
Initiativanträge beziehungsweise Abänderungsanträge hier im Haus. Ich frage, Herr Kollege: 
Aufgrund welcher Infrastruktur oder welcher vorhandenen Ressourcen werden wir in der Lage 
sein , diese Kosten hier im Haus abzuschätzen - es sei denn, Sie greifen auf die Sozialpartner 
oder das Ministerium zurück? 

Meine Damen und Herren von der Opposition! Wenn wir uns auch darauf verstehen, daß Ihre 
Anträge Folgekostenabschätzungen aufweisen müssen - abgesehen davon, daß ich hoffe, daß 
sich die Zahl der Anträge der Opposition aufgrund dieser Auflage verringern wird -: Herr 
Professor Van der Bellen, wie wollen Sie dieser Aufforderung nachkommen, wenn Sie nicht die 
entsprechende Infrastruktur haben? Ich darf in diesem Zusammenhang meinen Uraltwunsch -
Sie wissen, daß mir das seit vielen , vielen Jahren ein Anliegen ist - nach Entbürokratisierung, 
Deregulierung und meine Forderung nach einem Legislativdienst hier im Haus einbringen. Ich 
nenne es "Legislativdienst"; ich bin da nicht an den Terminus technicus gebunden. Jedenfalls 
deponiere ich den Wunsch nach einer Infrastruktur, die den Abgeordneten die Möglichkeit gibt, 
all diesen Anforderungen zu entsprechen. 

Ich möchte noch einen Aspekt einbringen, der hier völlig negiert wurde, nämlich den Aspekt der 
Verständlichkeit von Gesetzen. Wir sind zwar jetzt schon so weit, daß wir die Kosten berechnen 
wollen , aber wir tragen noch überhaupt keine Sorge dafür, daß der Normadressat die Gesetze, 
die ihn betreffen, auch versteht. Das ist auch eine meiner Uraltforderungen: Wir brauchen einen 
Sprachwissenschaftler, wir brauchen bessere Legisten hier im Haus. Wir wissen alle , daß wir, 
die Abgeordneten , die allerschlechtesten Legisten sind. Wir sind in dieser Hinsicht de facto 
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unfähig und müssen immer wieder auf Ressourcen in den Ministerien oder bei den Sozial­
partnern zurückgreifen. 

Ich appelliere an unser Selbstwertgefühl. Es kann doch bitte nicht wahr sein, daß der Gesetz­
geber, der sich als Legislative über der Exekutive wähnt, auf all diese infrastrukturellen 
Möglichkeiten im Haus hier verzichtet. Es gibt wohl Legisten in Ministerien, es gibt sie bei den 
Sozialpartnern, aber nicht bei uns. Außerdem haben wir keine Möglichkeit, Gesetze auf ihre 
Verfassungsmäßigkeit zu überprüfen. 

Noch etwas im Zusammenhang mit den Kosten: Wie oft werden Kosten nur aufgrund der 
Tatsache verursacht, daß sie verfassungswidrig sind? Dabei denke ich an das ASVG; und auch 
das sollte uns ein Anliegen sein. Kosten hin - Kosten her, eine zusätzliche Institution: Ich 
glaube, daß man mit sparsamen Mitteln für alle Abgeordneten infrastrukturelle Möglichkeiten 
bilden und schaffen muß, um all diesen Aufgaben gerecht zu werden. - Danke. 
13.42 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Ich erteile Herrn Professor Van der Bellen das Wort. 

13.42 
Abgeordneter Dr. Alexander Van der Bellen (Grüne): Danke, Herr Vorsitzender. - Ich will 
erstens zu der Aussage des Herrn Wiczorek Stellung nehmen, der gesagt hat, der Haus­
haltsausschuß des Deutschen Bundestages habe 15 qualifizierte Mitarbeiter des höheren 
Beamtendienstes. Das würde in Richtung Ihrer Intention gehen. 

Ich sehe auch das Problem, daß das Parlament von sich aus relativ wenig Ressourcen hat. Die 
Klubs haben gewisse Ressourcen. Die großen Klubs haben Ressourcen über die Sozialpartner 
und den Zugriff auf die einzelnen Ministerien. Ich meine, was aber natürlich bei der heutigen 
Enquete nicht herauskommen sollte, ist, daß letzten Endes die Oppositionsparteien überhaupt 
keine Anträge mehr zu stellen brauchen, weil die Mehrheit immer sagen würde, die Kosten­
berechnung sei leider unzureichend, also weg damit. Das wird wohl hoffentlich nicht das 
Ergebnis der heutigen Beratungen sein! 
13.43 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Die endgültig letzte Wortmeldung stammt von Herrn Bundesrat Dr. Kapral. - Bitte. 

13.43 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ): Danke, Herr Vorsitzender. - Da hier in der Unterlage, die 
verteilt wurde, im Punkt 5 dieser Konsultationsmechanismus zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden angesprochen und daran auch die Frage geknüpft wird, wie weit der Bundesrat 
unter gewissen Voraussetzungen bei von den Ländern oder Gemeinden zu vollziehenden 
Gesetzen das Recht haben soll, Einspruch aus finanziellen Gründen zu erheben, habe ich mich 
verpflichtet gesehen, mich kurz zu Wort zu melden. 

Dieses Konsultationserfordernis beziehungsweise die Notwendigkeit eines Konsultationsgre­
miums dieser Art ist sicher unbestritten. Meiner Meinung nach sollte dies - und diesbezüglich, 
glaube ich, muß man den Hinweis auf Erörterung ernst nehmen - noch gründlich überlegt 
werden, denn wenn man den Bundesrat als Gremium, als Institution anerkennt, so muß er in 
diesem Konsultationsprozeß unbedingt eine Rolle spielen, da er sonst überhaupt zur völligen 
Bedeutungslosigkeit degradiert wird. Ich glaube, daß es notwendig ist, diese Frage, wie und in 
welcher Form ein solcher Vorschlag umgesetzt werden kann, noch im Gremium, im Bundesrat­
wir sind heute hier leider nicht allzu zahlreich vertreten -, durch die Fraktionen zu erörtern. -
Danke. 
13.44 
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Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Meine Frage richtet sich nunmehr an den Herrn Präsidenten des Rechnungshofes: Ist eine 
Schlußbemerkung erwünscht? - Bitte sehr, Herr Präsident. 

Schlußworte 

13.45 
Präsident des Rechnungshofes Dr. Franz Fiedler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich möchte nur ganz kurz zu einigen der aufgeworfenen Fragen 
aus meiner Sicht - das möchte ich betonen - abschließend Stellung nehmen. 

Sehr intensiv wurde darüber diskutiert, ob es ein Sanktionsinstrumentarium für die Nichtein­
haltung der Berechnung von Folgekosten geben soll oder nicht beziehungsweise wie dieses 
Sanktionsinstrumentarium aussehen soll. Es wurde nicht ernsthaft in Erwägung gezogen, daß 
es ein strafrechtliches Sanktionsinstrumentarium sein soll. Es wurden allerdings mehrere andere 
Modelle angesprochen. Herr Professor Hengstschläger hat ein verfassungsrechtliches Modell 
vorgeschlagen, der Herr Bundesminister für Finanzen ein eher monetäres Sanktionsinstru­
mentarium. Man wird darüber zu diskutieren haben. 

Ich glaube, man sollte in erster Linie die bereits im parlamentarischen Bereich bestehenden 
Instrumentarien einsetzen, wenn es an der Berechnung der Folgekosten von Gesetzen mangelt 
oder auch wenn diese Berechnung unrichtig ist beziehungsweise wenn gegen sie von verschie­
denen Seiten Einwände erhoben werden - vor allem natürlich vom Rechnungshof. Die 
bestehenden parlamentarischen Sanktionsinstrumentarien brauche ich Ihnen nicht vorzuführen. 
Sie gehen von der Interpellation bis - allerdings nur als Theorie - zum Mißtrauensantrag. Man 
wird irgendwo zwischen diesen Exptrempositionen die geeigneten Mittel zu finden haben. 

Voraussetzung dafür, daß das Parlament und der betreffende Ausschuß überhaupt von diesen 
politischen Instrumentarien Gebrauch machen können, ist, daß sie sich einen Überblick 
verschaffen , ob die Berechnungen, die in den Erläuterungen zu den Regierungsvorlagen 
enthalten sind, auch einer Plausibilitätsprüfung standhalten. Der Rechnungshof nimmt derzeit 
bereits solche Plausibilitätsüberprüfungen vor. Und als Vertreter des Rechnungshofes, eines 
Organs des Parlaments, darf ich an Sie als Parlamentarier appellieren: Bitte beachten Sie 
unsere Plausibilitätsüberprüfungen, unsere Stellungnahmen zu den einzelnen Gesetzesvor­
schlägen und ziehen Sie daraus Ihre Konsequenzen! Damit allein wird das Problem, das wir 
heute diskutiert haben, natürlich keiner endgültigen Lösung zuzuführen sein, aber es wäre doch 
auch für den Rechnungshof von Vorteil, einmal zu sehen, daß auf seine Stellungnahmen, die er 
dem Parlament zuleitet, eine gewisse Resonanz erfolgt. 

Ich muß mit Bedauern bemerken, daß in der Vergangenheit eine solche Resonanz von seiten 
der Parlamentarier für uns nicht festzustellen war. Wir sind nicht in den Ausschußberatungen 
dabei. Wir können daher nicht sagen, was sich dort abspielt. Möglicherweise finden dort Dis­
kussionen darüber statt, möglicherweise sind dort unsere Stellungnahmen zu den Gesetz­
entwürfen auch mit ein Gegenstand der Diskussion. - Wir wissen es nicht. Aber eine Reaktion 
von seiten der Parlamentarier an den Rechnungshof - wie immer diese auch geartet sein möge 
- haben wir bisher vermissen müssen. Daher mein Appell an Sie: Nützen Sie die bestehenden 
Möglichkeiten, die Ihnen der Rechnungshof bietet! Ich glaube, damit ließe sich schon derzeit 
vieles verbessern. 

Was die Kostenrechnung betrifft, so bin ich - entgegen der Meinung der Frau Abgeordneten 
Hagenhofer - sehr wohl der Ansicht, daß es hier noch der Lösung eines Akzeptanzproblems 
bedarf, denn die Information der Beamten allein wird nicht ausreichen. Ich gebe Ihnen recht, 
Frau Abgeordnete, es wird natürlich einer ganzen Fülle von Informationen bedürfen, um 
überhaupt das Problembewußtsein bei den Beamten zu schaffen. Nur glauben wir vom 
Rechnungshof aufgrund unserer zahlreichen Prüfungen doch soviel Einblick in die öffentliche 
Verwaltung gewonnen zu haben, um behaupten zu können, daß die Information allein nicht 
ausreichen wird. 
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Es wird Widerstände gegen die Kostenrechnung geben - das ist bereits absehbar. Und es muß 
von der jeweiligen Amtsleitung in den betreffenden Ressorts, auch in den jeweiligen nach­
geordneten Dienststellen, sehr klar zum Ausdruck gebracht werden, daß es nicht im Belieben 
von irgend jemandem stehen darf, ob er nun die Kostenrechnung akzeptiert oder nicht, sondern 
daß dahinter Sanktionen stehen müssen. Ich glaube, damit liegen wir auf einer Linie, Frau 
Abgeordnete. 

Es wird noch gewaltiger Aufklärung bedürfen, um die Kostenrechnung umzusetzen. Und es wird 
auch - und da wiederhole ich mich und darf an das anknüpfen, was ich bereits in meineITI 
Referat zum Ausdruck gebracht habe - eines gewissen Zeitaufwandes bedürfen, um schritt­
weise die Kostenrechnung, maßgeschneidert auf die einzelnen Dienststellen, einzuführen. 

Wenn man der Versuchung erliegen sollte, die Kostenrechnung zu rasch einzuführen zu wollen, 
ohne genügend Vorbereitungszeit, ohne genügend Informationen für die Beamten, dann ist ein 
Scheitern bereits irgendwie vorprogrammiert. Man muß der Verwaltung die Möglichkeit geben, 
sich darauf einzustellen, das entsprechende Problembewußtsein zu entwickeln, das Problem zu 
verstehen, sich darnach zu orientieren und dann die Erwartungen, die in die Kostenrechnung 
gesetzt werden, auch zu erfüllen. Denn erfahrungsgemäß ist die Umsetzungsphase das 
schwierigste bei all diesen Projekten - nicht die Schaffung der gesetzlichen Grundlage, das geht 
relativ einfach, sondern die Umsetzung ist am schwierigsten. Und gerade ein so entscheidender 
Schritt wie die Einführung der Kostenrechnung in der Hoheitsverwaltung bedarf ausreichender 
Vorbereitungszeit und der nötigen Akzeptanz. - Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 
13.50 

Vorsitzender Präsident Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr, Herr Präsident. 

Ich bitte nunmehr Herrn Professor Gantner um sein Schlußwort. 

13.51 
Univ.-Prof. Dr. Manfried Gantner (Universität Innsbruck): Abgeordneter Trattner hat mich 
gefragt, worin die Sanktionen bestehen könnten. Der Herr Rechnungshofpräsident hat jetzt eine 
Reihe von Sanktionsmöglichkeiten aufgelistet. Ich möchte diese nicht wiederholen. Von 
besonderer Bedeutung erscheinen mir das Vier-Augen-Prinzip Fachausschuß - Budgetaus­
schuß und dort gewisse Minderheitenrechte, wie sie im Papier des Herrn Abgeordneten 
Professor Van der Bellen festgelegt sind. Eine der großen Sanktionen in der Politik sind also 
eben die Öffentlichkeit und letztlich Wahlen. Dazwischen gibt es das Instrumentarium monetäre 
Sanktionen bis hin zu den parlamentarischen Sanktionen, die von Ihnen, Herr Präsident, 
aufgezeigt wurden. 
13.52 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Ich bitte Herrn Professor Lehner um sein Schlußwort. 

13.52 
Professor Dkfm. Dr. Gerhard Lehner (Institut für Wirtschaftsforschung): Ich bin gefragt 
worden, welche Konsequenzen sich eventuell aus den Nachkalkulationen ergeben könnten. Ich 
glaube, es gibt zwei Möglichkeiten. 

Erstens: Es wäre denkbar, daß man vorerst befristete Gesetze beschließt und bei bestimmten 
Gesetzen, wo man von vornherein nicht genau weiß, wie sich die Ausgaben entwickeln werden, 
nach einer bestimmten Zeit eine Überprüfung vorsieht, das Gesetz also gewissermaßen 
auslaufen läßt. Das nennt man in der Wissenschaft "sunset-Iegislation". 

Zweitens: Es wäre natürlich auch fllöglich, daß bei jenen Gesetzen, bei denen sich innerhalb der 
folgenden zwei oder drei Jahre herausstellt, daß sie um einen bestimmten Prozentsatz abge­
wichen sind, ein zwingendes Verfahren eingeleitet wird, zum Beispiel, daß das Gesetz novelliert 
wird. Es könnte natürlich auch sein, daß die Abgeordneten zur Erkenntnis kommen, daß das 
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Gesetz sehr wichtig ist, wie dies - wie auch Herr Wiczorek gesagt hat - in Deutschland bereits 
öfter vorgekommen ist. 

Ich glaube, das wären Möglichkeiten, die man in diesem Zusammenhang einführen könnte. 

Ein Punkt scheint mir noch wichtig zu sein, auf den ich hinweisen möchte: die Frage eines 
selektiven Zugangs, der in einigen Wortmeldungen angeklungen ist. Ich glaube, man muß, 
wenn man Nachkalkulationen macht, von vornherein festlegen , welche Gesetze einer solchen 
Prozedur unterzogen werden, damit nicht der Budgetausschuß gewissermaßen in Nachkal­
kulationen ertrinkt. 

Ein letzter Punkt: Ich glaube, daß Abänderungsanträge sehr wichtig sind. Man müßte, wenn 
man dieses Folgekostenverfahren ernst nimmt, auch Abänderungsanträge miteinbeziehen. -
Danke schön. 
13.54 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Ich bitte nunmehr Herrn Professor Mandl um sein Schlußwort. 

13.54 
Univ.-Prof. Mag. Dr. Dieter Mandl (Institut für Wirtschaftspädagogik): Das Erfreuliche der 
gesamten Vorträge und der Diskussion war, daß sich eigentlich alle Anwesenden für die Not­
wendigkeit der Kostenrechnung ausgesprochen haben. Die Unterschiede zwischen den einzel­
nen Äußerungen waren eigentlich eher geringe, die sich ausmerzen lassen. 

Das, was im Rahmen der Diskussion und der einzelnen Wortmeldungen etwas zu kurz 
gekommen und für mich auch jetzt noch etwas unrein ist, ist, was Kollege Schauer in seinem 
Einführungsreferat angesprochen hat: Meint man bei den vielen Fragen und Anliegen der hier 
Anwesenden wirklich immer im Detail Kosten , oder sind es nicht doch manchmal Ausgaben, um 
die es geht, die es gilt festzustellen? 

Es ist dies eine sehr essentielle Frage, da sonst Gefahr besteht, daß man über den Geset­
zentwurf zu Regelungen kommt, wo dann wieder sehr gescheite und geschickte Köpfe ver­
suchen müssen, Gesetzestexte zu interpretieren, und versuchen müssen, nachzuweisen, ob 
nun Kosten oder Ausgaben gemeint sind. Es ist richtig, korrekt und legitim - auch im Hinblick 
auf Folgewirkungen - , das in Ausgaben auszudrücken. Es macht einen anderen Sinn, 
Folgewirkungen in Kosten auszudrücken. 

Ich glaube, das sind wichtige Fragen, die noch zu prüfen wären und die sehr klar formuliert 
werden müßten. - Danke. 
13.56 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Danke sehr. 

Ich ersuche nunmehr Herrn Professor Schauer als letzten um sein Schlußwort. 

13.56 
Univ.-Prof. Dkfm. Dr. Reinbert Schauer (Johannes Kepler Universität Linz) : Ich möchte drei 
Bemerkungen machen. 

Erstens: Das Anliegen, die Folgekosten, die Folgelasten von Gesetzen abzuschätzen, ist primär 
ein Problem der zukunftsgerichteten Systemanalyse, einer Organisationsanalyse des Verwal­
tungshandelns und erst sekundär ein Problem der Rechnungsorganisation . 

Zweitens: Die Kostenerfassung, die Kostenbewertung, die Zuordnung zu den Leistungen, zu den 
Produkten ist immer abhängig vom Ziel der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, das man sich 
vorgibt. Daher ist zu empfehlen, daß man hier eine gewisse Flexibilität in der Organisation der 
Kosten- und Leistungsrechnung vorgibt, das heißt, daß der Umfang der Kosten , das anzu­
wendende Kosten- und Leistungsrechnungsverfahren, auch die Art der Zurechnung der Kosten 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 53 von 151

www.parlament.gv.at



Parlamentarische Enquete - Mittwoch, 15. Mai 1996 53 

Univ.-Prof. Dkfm. Dr. Reinbert Schauer 

zu den Leistungen offengelassen werden, sodaß nur das "Was", der Auftrag zur Wirt­
schaftlichkeitsanalyse, vorgegeben wird, das "Wie" aber offengelassen wird. Das bietet auch die 
Möglichkeit, die Auswirkungen von Gesetzen auf die Wirtschaft und Gesellschaft entsprechend 
in die Analyse einzubeziehen. 

Drittens: Eine zielorientierte Steuerung öffentlicher Verwaltungen setzt sowohl Planung als auch 
in der Folge Überwachung voraus. Das heißt, eine Kosten- und Leistungsrechnung einzuführen 
ohne das Ziel, Gesetzesvorhaben zu evaluieren, wäre von vornherein sinnlos. 
13.57 

Vorsitzender Abgeordneter Dkfm. Mag. Josef Mühlbachler: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Abgeordneten Mag. Mühlbachler, Ing. Gartlehner, Mag. Trattner, Dr. Hasel­
steiner und Dr. Van der Bellen haben gemäß § 98a Abs. 5 GOG den Antrag eingebracht, das 
Stenographische Protokoll der heute, am 15. Mai 1996, abgehaltenen parlamentarischen 
Enquete zum Thema "Kostentransparenz staatlicher Aufgabenerfüllung, Einfuhrung einer 
Kostenrechnung des Bundes und Einrichtung eines Haushaltsausschusses" als Verhandlungs­
gegenstand dem Nationalrat vorzulegen. 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den ersuche ich nunmehr um ein Zeichen mit der 
Hand. - Danke sehr. 

Gibt es Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

Ich bedanke mich bei den Experten sowie beim Präsidenten des Rechnungshofes für ihr 
Erscheinen und tür ihre Mitwirkung an der heutigen Enquete. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir ein kurzes Schlußwort. Ich glaube, 
daß die Ausführungen gezeigt haben, daß die Erwartungen und Ansprüche sehr hochgesteckt 
sind und daß es eine Vielzahl von Möglichkeiten gibt, das Ziel zu erreichen. Ich denke aber: 
Sollten wir nicht die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit im Auge behalten, 
dann werden wir wahrscheinlich an dem Problem scheitern. 

Ein Letztes noch: Ich kann mir nur vorstellen, daß es eine Problem lösung gibt, wenn wir über die 
Parteigrenzen hinweg den Konsens in einer Angelegenheit suchen, die uns allen - das hat die 
heutige Enquete gezeigt - ein Anliegen sein muß. 

Ich bedanke mich tür Ihre Mitwirkung und schließe die Enquete. 

Schluß der Enquete: 13.59 Uhr 
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UniY.-Prof. Dr. Monfried Gontner 
Institut fOr Finonzwissenschaft der 

Leopold·Franzens-Universitöt Innsbruck 
Rennweg 23, A-6020 Jnnsbrvck 

Tel 0512/507-7171 Fox 0512/507·2970 

Kunstellungnahme betreffend die parlament3rische Enquete zum Thema 

"Kostenrransparenz staatlicher Aufgabenerfüllung, Einführung einer 

Kostenrechnung des Bundes und Einrichtung eines Haushaltsausschusses" 

(15. Mai 1996) 

Aus der Sicht emes Finanzwissenschafters ist das Thema der gegenständlichen 

parlamentarischen Enquete in den umfassenderen Zusammenhcuzg der Steuenmg staatlicher 

Aujgahenerfollung zu stellen. 

Umfang, Art und Weise der Erfullung und Finanzierung der Staatstätigkeit sind ein zentraler 

Standort- und Wettbewerbsfaktor einer Volkswirtschaft. Vor dem Hintergrund der Beschäfti­

gungssicherung und der Erhaltung sozialer Errungenschaften inmitten des globalen Wettbe­

werbs' beißt die zentrale Frage zum Staatssektor aber nicht: Wieviel "Staat« braucht ein Land? 

sondern: Welche Art der"Staatstätigkeit" kann sich ein Land leisten? Es geht also weniger um 

Niveau- als vielmehr um Stroktwjragen der StaaJstätigkeit. 

Im Vordergrund der Beurteilung der Staatstätigkeit stehen in der öffentlichen Diskussion 

(leider) immer noch Fragen der Höhe der Ausgaben und der Einnahmen sowie der Verschul­

dung. Diese sagen aber wenig bis nichts über die Art und Weise staatlicher Aufgabenerfullung 

aus. Es dominieren bei der Beurteilung der Staatstätigkeit Input- statt Outpotindikatoren. 

Traditioneilerweise werden Ausgaben und Einnahmen usw. statt Leistungen und Wirkungen 

des öffentlichen Sektors diskutiert Darauf soll in dieser kurzen Ein:fiihrung eingegangen wer­

den, sind sie doch Vorfragen zur Themenstellung der Enquete. 

Zunächst gibt es in unserem Land im Staatssektor keine klare Trennung in politisch-strategi­

sehe Zielvorgaben und in betrieblich-operative Aktivitäten. Erstere müßten Parlament und 

Regierung in einer näher zu diskutierenden Abstufung setzen, fur letztere wäre die Verv .. altung 

zuständig. 

Die bisherige Steuerung ist vor allem inputorientiert über Budgets und Stellenpläne. Diese wei­

sen einen sehr hohen Detaillierungsgrad auf Sie sind begleitet von ebensolchen Gesetzen und 
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Vorschriften. Die Verwaltung konzentriert sich unter diesen Anreizen auf die Einhaltung der 

Budgetansätze und Vorschriften, denn daran wird sie ü~iegend von den Kontrolleinrich­

tungen gemessen (z.B. Voranschlagsvergleichsrechnung). Es gibt in der Verwaltung kaum 

Motive vorhandene Rationalisierungspotentiale offenzu1egen. 

Staatsbürger und WIrtschaft sind nicht nur Betroffene (und wohl auch Gefangene) immer 

detaillierterer Vorschriften, sie messen auch die Staat stätigkeit nicht an Inputs oder am 
ProduktionsprozeB der Verwaltung. Vielmehr \\--erden von ihnen die Outputs - die staatlichen 

Leistungen - beurteilt: Diese sollen kostengünstig, bedarfsgerecht, erreichbar, gerecht, ameiz­
konform, bürgemah, zeitgerecht usw. sein sowie in akzeptabler Qualität erbracht werden. 

Für die FoI..··ussienmg der staatlichen Tätigkeit im Hinblick darauf, was Staatsbürger und 

Wirtschaft vom Staat erwarten, ist demnach output-seifiges Wissen und output-seitige Steue­

nmg von zentraler Bedeutzmg. Dieses fehlt aber weitgehend innerhalb des Staates. Analoges 

gilt, wenn man tatsächlich Strukturrefonnen statt Ausgaben1cürzungen und Steuererhöhungen 

zur mehr als rrur transitorischen Sanierung des Staatssektors anstreben wollte. 

Für die strategische Steuerung durch Parlament und Regierung braucht es lc1are, messbare 

Zielvorgaben fiir staatliche Programme. Die staatliche Inputsteuerung muß durch eine 

Leistungs- und Wirkungsorien1ienmg ersetzt werden. In dieser Sichtwei.se konzentriert sich 

das Parlament bei seiner Kontrollfunktion vor allem auf Leistungsziele und -vorgaben, also auf 

die Effektivität (Werden die richtigen Aktivitäten gesetzt?). 

Die Verwaltzmg benötigtfiir ihre betrieblich-operative Tätigkeit präzisierte Leistzmgsaujträge 

und Leistungsvereinhanmgen (über Quantität, Qualität, Standards). Im Vordergrund stehen 

die angestrebten Ziele und Wirkungen, also die Effizienz staatlicher Leistungserbringung 

(Werden die vereinbarten Leistungen ,,richtig", also effektiv produziert?). 

Wenn die staatliche Verwaltung primär an einen Leistungsauftrag und an Leistungsvereinba­

rungen gebunden würde, so dürfte sie im Gegenzug nicht immer detaillierteren Budgetvorga­

ben, Stellenplänen und Vorschriften ausgesetzt werden. Es ist ihr vielmehr beim Produktions­

prozeß der Leistungserbringung ein größerer Spielraum bei der Faktorkombination ·einzuräu­
men. Sie benötigt mehr Wahlfreiheit beim Instrumenteneinsatz zur Zielerreichung. Dies setzt 

Maßnahmen in Richtung GiobaIbudgets und Stelleoplafondierung, aber auch Anreize und 

Sanktionen fur die Führungskräfte in der Verwaltung voraus. Die SteIlenplanung ist in den 

Leistungsauftrag zu integrieren. Insgesamt müssen ausreichend Kompetenzen· an . die Verwal­

tung delegiert werden. Denn von der bestmöglichen Art der Zielerreichung versteht sie ,"vor 

Ort" vergleichsweise mehr, während die strategische Ebene von Parlament und Regierung viel 

mehr Kompetenz bei der Zielfestlegung hat. 
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Im Zentrum der Verwaltungssteuerung beim staatlichen Leistungsern:ellungsprozeß steht die 

anband von Outputindikatoren, Kennziffern, "benchmarks« etc. definierte Leistungsvereinba­

rung. Kontrolliert wird von Regierung und Parlament die Erfiillung der Leistungsvereinbarung 

unter den Nebenbedingungen der EinhaItung von Globalbudgets und Stellenplafonclierung. 

Bisher fehlt es bei slaat/ichen Programmen weitgehend an operatianaIisienen Zielvorgahe7L 

Die angestrebten Leistungen und eine akzeptable Qualität ihrer Erbringung werden kaum 

definien. fIber die angestrebten oder mit der Umset...--ung verbundenen Wirkungen (auf den 

Staatshaushalt, auf die übrigen öffentlichen Rechtsträger, auf die Wutschaft) v.1rd nur höchsJ 

un...-ureichend injarmiert, l-7elleicht auch, weil darüber zu wenig Wissen ~usammengetragen 

wird 

Für diesen Prozeß bedarf es ziel-, leistungs- und kostenorierrtierter Elemente. 

Y Eine v.irkungsorientierte VeTVI--altungsfuhrung kann nicht schlagartig und fur den gesamten 

öffentlichen Sektor oder fur die gesamte zentrale Verwalrung eingefuhrt werden. Es 

bedarf einer experimentellen Phase in ausgewahlten Bereichen (vgl. z.B. Art. 51 des 

Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (R VOG) vorn 6. Oktober 1995 in der 

Schweiz). Es müssen zuerst Erfahrungen gesammeh werden. 

>- Für den non-profit-Sektor müssten zunächst operationalisierte Zieivorgaben und 

Leistungsvereinbarungen im Vordergrund stehen. Dafur milßte vordringlich ein System 

aussagekräftiger Outputkennzahlen entwickelt werden. 

>- Für Folgekostenberechnungen von Gesetzen steht ein sehr nützlicher A.rbeitsbehelf .,., Was 

kostet ein Gesetz?" zur Verfiigung (Bundesministerium fur F ödera.lismus und 

Verwaltungsreforrn, Dez. 1~2). Seine Verwendung im Zusammenhang mit der im BHG 

vorgesehenen Kalkulationspflicht fu.r Gesetze, Verordnungen sowie Initiativanträge wäre 

ein realistischerer Schritt als die Ein.fUhrung des \-'Orgeschlagenen Kostenrechmmgs­

gesetzes. 

Der zitiene Arbeitsbehelf könnte auch fiir den in Aussicht genommenen Konsultations­

·mechanismus (betreffend die gegenseitigen Belastungen) zw.ischen den Gebietskörper­

schaften im Zusammenhang mit ,,Maastricht" eine gute Grundlage bieten. 

Y Folgekostenberechnungen ohne Sanktionen und ohne nachfolgende Evaluationen sind 

nicht zielfiihrend. 

>- Das Budgetprogramrn und du Budgetbericht der Bundesregierung sollten wesentlich aus­

sagekräftiger (vgI. §§ 12 und 13 BHG) und in Richtung wirkungs- und ergebnisorientierter 

Steuerung ausgebaut werden. (Der Autor könnte als Vorsitzender der Arbeitsgruppe 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)58 von 151

www.parlament.gv.at



. ..Budgetpolitik" des Beirats fur WUlschafts.. und Sozialfragen üher diesbezüglich laufende 

Arbeiten des Beirats berichten, vgl. auch die heiden nachfolgenden Punkte). 

,. Der Recbrumgsabschluß soHte (- wie im privaten Urrtemehmenssektor auch -) zu einem 
eigentlichen "management too1" ausgebaut werden. 

,. Das im BHG vorgesehene InstrumeIJt der "Evaluationen- sollte tatsächlich Anwendung 
tinden. Dafur ist eine normiertes, aussagekräftiges Verfahren zu entwickeln. 

r Eine Bereinigung der vielß1tigen Mitbefa.ssung~lcompetenren von ·Ministerien sollte 

nac.hh.altig angegangen werden. Aus; ökonomischer Sicbt besteht hier ein besonders 

günstiges Kostcn-INutzenverhältnis . 

. ~ Bei der Frage des ,jIcntshaltsaussc}mssei" sollte es weniger um die Frage .gehen, ob ein 

solcher Ausschuß zu sehaffen ist oder nicht, vielmehr sullLt: di~ Umset..zungjener Vorhaben 

gesichert sein, die man fur den offemlichen Sektor dringend ~nstreben müßte: Laufende 
wirlrungsorientierte Analyse (der Auswirkungen auf den Bundcshaushalt, auf die übrigen 
öffentlichen Haushalte und auf die Wut5chaft) von ~lZt:Sinitiativen sowie begleitende 

finanzielle. vor allem aber leiswngs.- bzw. ergebnilOmientierre Kontrolle und Evaluierung 

der Staatstätigkeit. Dafiir muß jemand verantwortlich gemacht werden! 

Di~ Erf4hrungen mit dem Haushaltsallsschuß des Dellt~en Hllnrlestages Ic.önnen bei der 

.Enquete eingebracht werden. Der Autor würde dan Ansatz des ,,New Public Managmcnts", 

nlso einer 'l'oirl..-ungs- und leistungsorientierten SLeu~nm~ ~1aatlicher Au.tgabenerfullung. der 

traditionellen lnputorientierung, der auch der Delltsche HAushaltsausschuß verpflichtet ist, 

vorziehen. Analoges gilt fur die EinfUhrung einer 3USgebnutcn Kostenrechnung filr den Dund. 

Diese Vjäre auf die Kostcn-lNutzenrelatioll im V t:r,pc:ich zu alternativen Instrumemen der 

ErhOh1lng von Effizienz und Effektivlt.at staatlicher I .eist\mgserbringung zu hinterfragen. 
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STELLUNGNAHME ZUR PARLAMENTARISCHEN 
ENQUETE 

"KOSTENTRANSPARENZ STAATLICHER AUFGABENERFÜllUNG , 
EINFÜHRUNG EINER KOSTENRECHNUNG DES BUNDES UND 
EINRICHTUNG EINES HAUSHALTSAUSSCHUSSES" 

GERHARD LEHNER 

Die Stellungnahme gliedert sich in fünf Punkte. 

Erstens, Geänderte Rahmenbedingungen der Budgetpolitik. (Sie bilden eine wesentli­

che Grundlage für die ThemensteIlungen.) 

Zweitens, Probleme der gegenwärtigen Bestimmungen über die Evaluierung von Aus­

gaben (Kosten) von GeselLen und Verordnungen (insbesondere § 14 Bundeshaus­

haltsgesetz (BHG)). 

Drittens, Vorteile und Probleme eines Haushaltsausschusses, 

Viertens, Aspekte einer Kostenrechnung im Bereich des Bundes, 

Fünftens, Gedanken ZUrrl Konsultationsmechanismus Z'Nischen den Gebietskörper­

schaften. (Er stellt eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen einer mittelfristigen 

Budgetkonsolidierung aller öffentlichen Haushalte dar, weil die Verflechtungen zwi­

schen Bund, Ländern und Gemeinden stark zunehmen.) 

Geänderte Rahmenbedingungen der Budgetpolitik 

Oie zunehmende Globalisierung der Wirtschaft und die enge Verflechtung der internationa­

len Finanzmärkte bewirken einen grundlegenden Wandel in der Budgetpolitik aller Länder. 

Budgetkonsolidierung, der Abbau der hohen Budgetdefizite, ist gegenwärtig die prägende 

Zielvorstellung der Finanzpolitik in den meisten Ländern. Österreich kann sich dieser Ten­

denz nicht entziehen. Die für die Budgetgestaltung maßgebenden Kriterien im Vertrag von 
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Maastricht (Art. 104C und das Protokoll zu Art. 104C) sehen vor, daß die jährliche Neu­

verschuldung eines Staates 3% des Brutto·lnlandsprodukts nicht übersteigen darf und der 

Schuldenstand 60% des Brutto-Inlandsprodukts nicht übertreffen soll. Für die Erörterungen 

hier ist vor allem das Kriterium der Neuverschuldung relevant. 

Mittelfristige Vorschauen für den Bundeshaushalt und die Haushalte der Bundesländer 

haben gezeigt, daß bei unveränderter Rechtslage die Defizite bis 1997 rasch ansteigen . 

Die Abgänge in allen öffentlichen Haushalten zusammen hötten im Jahre 1997 etwa 8% 

des Brutto-Inlandsprodukts betragen (1992 1,9%; 1994 4,5%; 1995 6,2%) . Eine solche 

Entwicklung wäre vermutlich nicht ohne Rückwirkungen auf die monetäre Stabilität Öster­

reichs geblieben. 

Ein Abgang von 3% des Brutto-Inlandsprodukts im Jahre 1997 ergibt daher einen Konso­

lidierungsbedarf von gut 120 Mrd. S, wovon rund 100 Mrd. S auf den Bund entfallen. 

Die mittelfristige Aufgabe der Budgetpolitik ist es jedoch nicht nur, die Quote von 3% zu er­

reichen, sondern sie in den folgenden Jahren auf diesem Niveau zu stabilisieren. Das wird 

in den Jahren nach 1997 erhebliche Anforderungen an die Budgetpolitik aller Gebietskör­

perschaften stellen. 

Die Stabilisierung der Defizitquote ist erforderlich, um die ausgezeichnete Bonität Öster­

reichs auf den internationalen Finanzmärkten zu sichern. Sie ist ferner notwendig, um künf­

tig wieder mehr Budgetspielraum zu erhalten und um künftigen Anforderungen on die öf­

fentlichen Haushalte und einer aktiven Steuerpolitik gewachsen zu sein. Das Erreichen der 

Konvergenzkriterien nach dem Vertrag von Maastricht ist daher nur ein Ziel, die Budget­

konsolidierung geht in ihren Wirkungen darüber jedoch weit hinaus. 

Die mittelfristige Aufgabe der Budgetpolitik, die Defizitquote zu stabilisieren, setzt voraus, 

daß die öffentlichen Leistungen effizient erstellt werden. Die Beurteilung der Effizienz des 

öffentlichen Sektors erfordert wiederum, daß künftig betriebswirtschaftliche Instrumente ein­

gesetzt werden. 

Ferner ist die mittelfristige Ausrichtung der Budgetpolitik, insbesondere der Ausgabenent­

wicklung, eine wichtige Voraussetzung, um die Defizitquote stabilisieren zu können, weil das 

Zeitmoment einen wichtigen, oft unterschätzten Faktor der Budgetpolitik bildet. Deshalb ist 
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eine realistische ex-ante Abschätzung der Kosten von Gesetzen eine wichtige Vorausset­

zung für die mittelfristige Stabilisierung der Defizitquote. 

Die Budgetpolitik in föderalistisch organisierten Staaten erfordert eine verstärkte Koopera­

tion zwischen den Gebietskörperschaften. International wird die Budgetpolitik - sei es von 

der EU, sei es von den internationalen Finanzmärkten - im Hinblick auf den Gesamtstaat 

beurteilt. Dos gilt auch für die Konvergenzkriterien. Sie beziehen sich auf den Gesamtstaat 

und werden die Kooperation zwischen den Gebietskörperschaften, die bisher eher sehr 

lose und sporadisch war, sicher intensivieren. 

Diese Tendenz wird durch die Ent-Nicklung der Defizite noch verstärkt. Lange Zeit wiesen die 

Länder und teilweise auch die Gemeinden gemäß dem Konzept, das für die Beurteilung 

der Maastricht-Kriterien relevant ist (net lending des Staates), und sich teilweise wesentlich 

von den administrativen Salden unterscheidet (Salden laut Rechnungsabschlüsse) zum Teil 

erhebliche Überschüsse auf, die iedoch durch das Konzept bedingt sind. 

Übersicht 1: Net lending des Staates 

Aufgrund dieser Überschüsse der Länder hat sich der Finanzierungsspielraum des Bundes 

vergrößert (Übersicht 1). Auch vor 1992 war der Abgang im Bundeshausholt (noch den 

Maastricht-Kriterien) meist höher als 3%, dennoch wies der Gesamtstaat einen Abgang 

aus, der deutlich unter 3% lag. Die Überschüsse der Länder werden jedoch immer kleiner 

und 1995 zeigten Länder und Gemeinden zusammen ebenfalls bereits einen Abgang von 

0,9% des BIP (Übersicht 1). 

An dieser Entwicklung hätte sich gemöß den Vorschauen (bei gegebener Rechtslage) nichts 

geändert. Das bedeutet aber, daß der Finanzierungsspielraum des Bundes störker als frü­

her eingeengt wird, weil sich nunmehr olle Gebietskörperschaften innerhalb des Neuver~ 

schuldungsspielraumes von 3% bewegen. 

Das unterstreicht die Notwendigkeit einer verstärkten Kooperation. Bund, Länder und Ge­

meinden haben daher bereits auch eine "Aufteilung" des Neuverschuldungsspielraumes (am 

22. Februar 1996) global vereinbart. Danach wird der Bund einen Neuverschuldungsspiel~ 

raum von 2,7% des BIP und die Länder und Gemeinden zusammen von 0,3% des BIP be­

anspruchen. Das ist eine sehr straffe Vorgabe (auch für die Zukunft) und erfordert eine en­

gere Kooperation, woraus sich auch die Bedeutung eines Konsultationsmechanismus er-
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Übersicht 1 : Net lending des Staates 

Stoat davon : Staat ohne 
insgesamt Bundes- Landes- Gemeinden Sozialver. Bundes-

sektor ebene sicherungs- sektor 
träger 

In % des 8rutto-lnlondsproduktes 

1980 - 1,7 -2,7 -;- 0,9 + 0,0 -:- 0,0 + 1,0 
1981 - 1,8 - 2,2 -i- 0,8 - 0,1 - 0,3 + 0,4 
1982 - 3,4 - 3,8 -;- 0,8 - 0,2 -0,1 + 0,4 
1983 - 4,0 - 5,0 -i- 0,6 - 0,1 + 0,1 -;- 1,0 
1984 - 2,6 - 3,8 -:- 0,8 + 0,1 + 0,2 + 1,2 
1985 - 2,5 -3,7 + 0,9 + 0,3 -0,1 + 1,2 
1986 - 3,7 - 4,5 + 0,9 + 0,2 - 0.4 -;- 0,8 
1987 -4,3 - 5,0 + 0,8 + 0,1 - 0,3 -;- 0,7 
1988 - 3,0 - 4,2 + 1,0 + 0,4 - 0,3 + 1,2 
1989 -2,8 -3,4 + 0,6 -:- 0,3 - 0,3 -;- 0,6 
1990 - 2,2 - 3,1 + 0,8 -;- 0,3 - 0,2 -i- 0,9 
1991 - 2,6 - 3,7 + 0,9 + 0,1 + 0,0 + 1,1 
1992 - 1,9 -2,8 + 0,7 -:- 0,2 - 0,2 + 0,9 
1993 - 4,1 -4,7 -;- 0,6 - 0,2 -;- 0,0 + 0,6 
1994 - 4,5 - 4,5 -i- 0,3 - 0,5 - 0,0 + 0,0 

1995 - 6,2 -5,3 -0,1 - 0,8 - 0,0 - 0,9 
1996 -4,5 - 4,1 -;- 0,1 - 0,5 :::!: 0,0 - 0,5 
1997 - 3,0 - 2,7 + 0,2 - 0,4 == 0,0 - 0,3 

Q. : ÖSTAT, Österreichs Volkseinkommen 
Ab 1995 Schätzung BMF von März 1996 bzw. WIFO-Prognose März 1996. 
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klärt. Vor ollem dort, wo Aufgaben von mehreren Gebietskörperschaften gemeinsam finan­

ziert werden, ist diese Zusammenarbeit besonders wichtig (zum Beispiel für die Ausgaben 

(Kosten) im Pflichtschu!bereich). 

Probleme der gegenwärtigen Bestimmungen zur Abschätzung der 
Kosten von Gesetzesvorhaben 

Im Bundeshaushaltsgesetz § 14 sind Bestimmungen über die Darstellung der finanziellen 

Auswirkungen neuer rechtssetzender Maßnahmen enthalten. Im § 28 des Geschäftsord­

nungsgesetzes für den Nationalrat sind ebenfalls Regelungen über die Kalkulation von In­

itiativanträgen vorgesehen. Allerdings sind die Ergebnisse dieser Bestimmungen gegenwär­

tig recht unbefriedigend. Das läßt sich teilweise damit erklären, daß bisher auch recht glo­

bale Aussagen über Kostenschätzungen akzeptiert werden (wie "fast keine Kostena, "Kosten 

nur geringfügig" oder "Kosten nicht abschätzbar") . 

Der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen hat daher in seinem Bericht "Gutachten zur 

Budgetkonsolidierung" vom September 1995 (unter Pkt. 6) Vorschläge für eine Verbesse­

rung des § 14 BHG vorgelegt, die sicher sehr überlegenswert wären. 

Außerdem wäre es norw-endig, die Berechnungen (oder Annahmen), die zur Feststellung 

geführt haben, daß mit einem Gesetzesvorhaben "keine Kosten" verbunden sind offenzule­

gen und detailliert darzustellen, um nachvollziehen zu können, weshalb ein Gesetz keine 

Kosten (oder nur geringfügige Kosten elc.) mittelfristig verursacht. Erst dadurch wäre eine 

Beurteilung möglich. 

Durch die BHG-Novelle 1993 ist im § 14 ein Abs. 5 eingefügt worden, gemäß dem das 

Sundesministerium für Finanzen Richtlinien für die Darstellung der finanziellen Auswirkun­

gen zu erlassen hat. In diesen Richtlinien sollte (auch) festgelegt werden, welche Grenzen 

für Formulierungen wie "fast keine Kosten" oder "unerhebliche Kosten" bestehen. Es müßten 

quantitative Grenzen gezogen werden, um eine einheitliche Vorgangsweise herstellen zu 

können. 

Die Festlegung was unerhebliche Kosten sind, ist oft sehr uneinheitlich. In der gegenwärti­

gen Handhabung ist somit § 14 sehr unbefriedigend. Er konnte daher auch erhebliche Ab-
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weichungen zwischen den Kostenschätzungen und den tatsächlichen Ausgaben nicht ver­

hindern. Ähnlich unbefriedigend ist auch § 28 GOGNR. 

Im Grunde sollten die Richtlinien, die vom Bundesministerium für Finanzen zum § 14 BHG 

(Abs . 1 bis 3) ergehen, auch für die Initiativanträge angewendet werden, zumal es für Bud­

getwirkungen egal ist, ob es sich um Regierungsvorlagen oder Initiativanträge handelt. 

Ein Problem, das ebenfalls zu beachten wäre, kann sich aus Abönderungsanträgen erge· 

ben. Selbst wenn die ursprüngliche Kalkulation (Kostenschätzung) plausibel wäre, könnte 

sie durch Abänderungsanträge nicht unerheblich modifiziert werden. Für eine effiziente 

langfristig angelegte Budgetpolitik wäre es daher auch wichtig, zu diskutieren, inwieweit Ab· 

änderungsanträge in die Kalkulationspflicht einbezogen werden (müssen), um mögliche 

Lücken von vornherein zu schließen. 

Die Wirksamkeit der Kalkulationsvorschriften leidet jetzt auch darunter, daß zu wenig Über. 

prüfungen der vorgelegten Zahlen erfolgen, damit allenfalls in einer ausführlichen Diskus­

sion Differenzen aufgezeigt und ausgeräumt werden könnten. Dazu kommt, daß auch ex 

post keine Überprüfung der Kalkulationen (Ko'stenschätzungen) erfolgt und eine Analyse 

von Abweichungen zwischen den ex ante Schätzungen und den tatsächlichen Ausgaben 

(Mindereinnahmen) nicht vorgenommen wird. 

Im Grunde stehen allerdings alle Vorschläge im Spannungsverhältnis zwischen der Verbes­

serung der Qualität der Kostenschätzung einerseits und den damit verbundenen zusätzli. 

chen Kosten für die Überprüfung (Verbesserung der Kalkulation) andererseits. Dieser Ge­

gensatz darf nicht gering geschätzt werden. Er ist in allen Verbesserungsvorschlögen zu be­

achten. Es ist allerdings klar, daß eine effiziente Kostenschötzung und die erforderliche 

Überprüfung zusätzliche Ressourcen erfordern. 

Vorteile und Probleme des Haushaltsausschusses 

Ein Hausnaltsausschuß könnte den institutionellen Rahmen für solche Kostenüberprüfungen 

bilden. Allerdings sind einige Probleme zu berücksichtigen. Zunächst wöre der Ausschuß 

möglicherweise überfordert, wenn er alle Gesetzesvorschlöge überprüfen müßte. Es wöre 

daher ein Auswahlverfahren zweckmäßig. 
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Zum Beispiel könnte eine quantitative Grenze festgelegt werden, d. h. nur solche Gesetze, 

die einen bestimmten Ausgabenbetrag übersteigen, werden der Überprüfung unterzogen, 

wobei auf einen Zeitraum (Zeitraum des 8udgetprogramms) abgestellt werden könnte. An­

dererseits wöre zu überlegen, daß jene Vorlagen, von denen behauptet wird, daß sie "keine 

Kosten" erfordern, dem Ausschuß iedenfalls zur Prüfung vorzulegen wären oder auch sol­

che Vorhaben, in denen es heißt "Kosten nicht abschätzbar'. Damit könnte vielleicht länger­

fristig eine präzisere Abschätzung der Kosten von Gesetzesyomaben durch die Ministerien 

erreicht werden. 

Ähnlich wie die ex ante Schätzung von Ausgaben ist auch die ex post Evaluierung von Ge­

setzen wichtig. Auch hier wäre allerdings eine Auswahl der Gesetze avs Praktikabilitäts­

gründen notwendig. Wahrscheinlich müßten auch hier, quantitative Grenzen vorgesehen 

werden. Möglicherweise wäre es zweckmäßig vor ollem solche Gesetze ex post zu überprü. 

fen, bei denen die Abweichungen zwischen den geschätzten Ausgaben und den tatsächli­

chen Ausgaben einen bestimmien Prozentsatz übersteigen und bei denen insbesondere 

auch die Abweichungen zu den Voranschlägen im Zeitablauf größer werden und mittelfri­

stig eine zunehmende Rolle spielen. 

Es geht in der Schätzung der Folgeausgaben (Kosten) vor allem um rwei Aspekte. Zum ei­

nen darum, künftige Fehlentv.licklungen zu vermeiden, insbesondere die sogenannten 

"Eisbergeffekte" d. h., daß Angaben für bestimmte Aufgaben zunächst sehr gering scheinen 

(angesetzt werden) und erst in folgenden Jahren das gesamte Ausmaß der Ausgaben 

(Kosten) sichtbar wird. Daher ist eine mehrjährige Ausrichtung wichtig. Zum anderen aber 

auch darum, aus den Abweichungen der Vergangenheit für die Zukunft zu lernen. Es wäre 

in diesem Zusammenhang natürlich wichtig festzulegen, welche Konsequenzen das Par­

lament aus allenfalls festgestellten Abweichungen zieht (ohne Konsequenzen machen sol. 

ehe e.x post Überprüfungen wenig Sinn). 

für diese Überprüfungen ex post ober auch für die Kostenschätzungen ex ante (siehe 

Pkt. 2) scheint es rweckmäßig, die Ausgabenent-Nicklung für einzelne Vorhaben ieweils in 

drei Komponenten zu zerlegen. Erstens, die Entwicklung der Nachfrage (Inanspruchnahme) 

nach der betreffenden öffentlichen Leistung. Sie wird meist von physischen Größen be­

stimmt (sei es z. B. Schülerzahlen, Zahl der Leislungsempfänger, Straßenkilometer ete.). Sie 

ist für jede Aufgabe anders. Zw~itens, die Ausgaben pro leistungseinheit und drittens, die 

Preisentwieklung. 
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Diese Komponentenzerlegung, die in theoretischen Analysen bereits weit verbreitet ist, er­

möglicht nicht nur bessere Einsichten in die Ul'5achen der Ausgabenentwicklung und ihre 

Abweichungen von den Prognosen, sie wäre auch in der Loge, bessere Einsichten in die 

Korrekturen für bestimmte Entwicklungen Zu geben. 

Die ersten beiden Komponenten (Nachfrage und Ausgabe pro Leistungseinheit) könnten 

(bei gesetzlichen Verpflichtungen)durch gesetzliche Novellierungen korrigiert werden. Fehl­

schätzungen aufgrund falscher Preisannahmen hingegen werden durch gesetzliche Maß­

nahmen zunächst kaum zu modifizieren sein. 

Eine Analyse von Differenzen zwischen den angenommenen und den tatsächlichen Entwick­

lungen ist insbesondere für die beiden el'5ten Faktoren wichtig, wobei zu beachten ist, daß 

die beiden Komponenten untel'5chiedliche Maßnahmen erforderlich machen können. 

Wenn die Nachfrage (Inanspruchnahme) falsch eingeschätzt wurde, muß dort angesetzt 

werden. Es hilft dann wenig, bei den Leistungen pro Einheit anzusetzen. Wenn hingegen die 

Ausgaben pro Einheit falsch eingeschätzt wurden, muß dort angesetzt werden. Dann hilft es 

wenig, an der Inanspruchnahme anzusetzen. 

Wichtig wird es im Hinblick auf die bereits erwähnte Kooperation zwischen den Gebiets· 

körperschaften sein, daß auch die Kosten von Gesetzen, die den Ländern und Gemeinden 

aus der mittelbaren Bundesverwaltung, Auftragsverwaltung etc. entstehen, mitberücksichtigt 

werden. Es ist erforderlich, die einzelnen Aufgaben als Einheit zu sehen. Es wäre nicht 

zielführend, bei den gemeinsam finanzierten Aufgaben nur jeweils den Bundesanteil zu 

beachten. 

Neben der Schätzung der Ausgaben (Kosten) für die öffentlichen Haushalte sind zuneh­

mend auch die Kosten gesetzlicher Maßnahmen für die Wirtschaft zu berücksichtigen, weil 

sie die (internationale) Wettbewerbsfähigkeit merklich beeinflussen (können). 

Alle Evaluierungsmaßnahmen stehen im Spannungsfeld von Perfektion und Praktikabilität. 

Es sind natürlich auch die Kosten zu berücksichtigen, die mit der Einführung einer verbes­

serten Kalkulation von Gesetzen und dem Haushaltsausschuß verbunden sein können. Die 

zusätzlichen Kosten dieser Vorschläge sind natürlich genau so zu evaluieren wie die Ge· 

setze selbst. Es muß aufgezeigt werden, mit welchen Kosten eine solche beabsichtigte Ab· 
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schätzung der Gesetze - sowohl ex ante als auch ex post - verbunden ist. Es ist auch für 

diese Vorschläge eine Kosten~Nutzen~Rechnung notwendig. 

Im Grunde ist es nicht erforderlich, daß der Ausschuß (oder seine Experlen) grundsätzlich 

eigene Kostenschötzungen vornehmen. Es müßte genügen, die Annahmen, die den Ko­

stenberechnungen zvgrundeliegen, auf Plausibilität Zu überprüfen (überprüfen zu lassen), 

insbesondere im Hinblick auf die drei vorhin erwähnten Ausgabenkomponenten. Der mög­

liche Einwand, daß dazu eine genaue Kenntnis der Verwaltung notwendig sei, ist nur be­

grenzt stichhaltig. Denn viele Ausgaben(entwicklungen) hängen vielmehr von ökonomi­

schen, demographischen und anderen Faktoren ab. 

Aspekte eines Kostenrechnungsgesetzes 

Im Grunde sehen die bestehenden Bestimmungen des § 82 Bundeshaushaltsgesetzes und 

der Bundeshaushaltsverordnung (§ 97ff) bereits sehr umfangreiche Regelungen über die 

Einführung einer Kostenrechnung im Bereich des Bundes vor. Insbesondere auch über die 

Durchführung einer solchen Kostenrechnung gibt es bereits sehr detaillierle Regelungen 

(§§ 97ff BHV). Ein eigenes Gesetz ist möglicherweise daher entbehrlich. Es würde wahr~ 

scheinlieh genügen, den § 82 BHG entsprechend zu novellieren (aus einer "Kannbestim­

mung" für die Hoheitsverwaltung eine "Mußbestimmung" zu machen). Obwohl die grund­

sätzlichen Regelungen in der Bundeshaushaltsverordnung bereits sehr detailliert sind, wäre 

für die Einführung die Beiziehung externer Experten (möglichst mit internationaler Erfah­

rung) zweckmäßig. Das gilt insbesondere für die Bewertung des Vermögens. 

Dennoch scheint es empfehlenswert, auch hier nicht zu perfektionistisch vorzugehen. Das 

trifft insbesondere für die Anrechnung von kalkulatorischen Kosten (insbesondere Wagnisse 

und Zinsen) zu. Man könnte sie der Einfachheit halber auch weglassen. Vielleicht wäre 

auch ein etappenweiser Aufbau (Einführung) der Kostenrechnung sinnvoll. Das gilt auch für 

die Ermittlung des Vermögensbestandes, der zwar interessant, aber doch sehr schwierig 

scheint. Wahrscheinlich wäre diese Maßnahme auch mit erheblichen Kosten verbunden. 

Das heißt, es stellt sich die Frage, wie genau müssen die Abschreibungen ermittelt werden. 

Das hängt auch von den Aufgaben (den Zielsetzungen) ab. Die Kostenrechnung des Bun­

des muß sich dann stärker jenen der Unternehmungen angleichen, wenn es darum geht, 

zu entscheiden, ob Leistungen vom privaten Sektor zugekauft oder in der Verwaltung selbst 
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erstellt werden sollen (z. B. Reinigung). Für die Abschätzung der Kosten von Gesetzen (die 

häufig eigentlich Ausgaben sind) könnten auch 'einfachere" Kostenrechnungen (ohne kal­

kulatorische Kosten) genügen. 

Gedanken zum Konsultationsmechanismus 

Auf die Notwendigkeit einer verstärkten Kooperation zwischen den Gebietskörperschaften 

wurde bereits mehrfach hingewiesen. Sie muß auch durch einen verstärkten Datenaus­

tausch gestützt werden. Das gilt insbesondere für jenen Teil der Ausgaben (Kosten), der 

sich auf gemeinsame Aufgaben bezieht. Die vorgeschlagene Teilnahme von Vertretern der 

Länder und Gemeinden on Beratungen des Haushaltsausschusses bei Gesetzen (Verord­

nungen), die auch die Länder und Gemeinden betreffen, ist ein wichtiger Schritt für die 

Information, ober es ist fraglich, ob dadurch Verschiebungen in den Ausgeben zwischen 

den Gebietskörperschaften verhindert werden können. 

Das entscheidende Problem ist, ob damit eine zusätzliche Belastung der länder und Ge­

meinden vermieden werden kann. 

Die von den Ländern und Gemeinden akzeptierte Neuverschuldung von 0,3% des SIP ist 

ohnehin sehr straff und diese Gebietskörperschaften hoben im Grunde nur sehr einge­

schränkte Möglichkeiten, ihre Einnahmensituation zu gestolten. Daher kommt der Frage 

der Kostenschätzung yon Gesetzen gerade für die Länder und Gemeinden große Bedeu­

tung zu . 

Die Einspruchsmöglichkeiten des Bundesrates sind sinnvoll, wenn sie tatsächlich dazu füh­

ren, daß die Zusammenarbeit gestärkt werden kann. Es muß hier ein sehr intensiver Infor­

mationsausteusch erfolgen. Es müssen die Folgeeusgeben von Ausgaben insgesamt erho­

ben werden, das wäre nach § 14 BHG auch vorgesehen. Das müßte allerdings auch für in­

itiativanträge gelten. Kostenschätzungen sollten getrennt nach Bund, Ländern und Ge­

meinden erfolgen und dargestellt werden, soferne mehrere Gebietskörperschaften von den 

(gesetzlichen) Maßnahmen betroffen sind. 
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STELLUNGNAHME 

ZUR PARLAMENTARISCHEN ENQUETE 

"KOSTENTRANSPARENZ STAATLICHER AUFGABENERFÜllUNG; 

EINFÜHRUNG EINER KOSTENRECHNUNG DES BUNDES 

UND EINRICHTUNG EINES HAUSHALTSAUSSCHUSSES" 

o. Univ.-Prof. Mag. Dr. Dieter MANDL 
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o. Univ.-Prof. Mag. Dr. Dieter Mandl 
KARL-FRANZENS-UNIVERSITÄT GRAZ 

UNIVERSITÄTSZENTRUM 

A-8010 Graz, Merangasse 70 

Tel. (0316) 380-3530 Fax (0 316) 326 902 

Betrifft: Partamentarische Enquete zum Thema "Kostentransparenz 
staatlicher Aufgabenerfüllung, Einführung einer Kostenrechnung 
des Bundes und Einrichtung eines Haushaltsausschusses" 
ZI. 13540.0070!1-L 1.3/96 

Schriftliche Stellungnahme 

1. Evaluierung der Kosten staatlicher Aufgabenertüllung 

Auf der parlamentarischen Enquete wird insbesondere zu erörtern sein, ob unter dem im 

"Grundlagenpapier" durchgängig verwendeten Begriff 'Kosten' der betriebswirtschaft­

liche Kostenbegriff zu verstehen ist, oder ob der verwendete Ausdruck Kosten an ein­

zelnen Stellen des Papiers durch den Begriff 'Ausgaben' zu ersetzen ist. 

Geht man hinsichtlich der 'Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung' vom betriebswirtschaft­

lichen Kostenbegriff aus, so kommt man zu folgenden Feststellungen: 

Es bestehen keine praktikablen und effizienten Instrumente zur Evaluierung (= Bewertung, 

Auswertung, Überprüfung) der Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung, insbesondere in 

Form einer Kostenrechnung für die Bundesverwaltung sowie einer Kostenabschätzung für 

Gesetzes- und Verordnungsentwürfe, aber auch keine zur Evaluierung der Kosten 

staatlicher Aufgabenerfüllung im Bereich der Rechtssetzung und der Vollziehung des 

Bundes im Hinblick auf Kostentransparenz, Kostenwahrheit sowie der jährlichen Kalkulier­

barkeit und Kontrolle des Bundeshaushaltes. Dazu müßte ein auf das Rechnungsziel 

"Kostenevaluierung' ausgerichtetes Kostenrechnungssystem vorhanden sein. 

Der Grundsatz der 'Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit' fordert verpflichtend die Ausrich­

tung der staatlichen Aufgabenerfül!ungen, die mit ausgabewirksamen Folgen verbun-
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den sind, nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Und es besteht die Verpflichtung, die 

sog. "Gesetzeskosten' zu ermitteln und darzustellen, um die Ausgabewirkung von 

Gesetzesvorhaben auf den Haushalt festzustellen. Dem im "Grundlagenpapier" skizzierten 

Modell eines Haushaltsausschusses ist grundsätzlich zuzustimmen. Es ist eine Frage des 

Kostenrechnungsmodells bzw. des Systems der einzurichtenden Kostenrechnung, ob es 

möglich sein wird , im Rahmen der sogenannten Kosten- und Folgekostenabschätzung 

von Gesetzen und Verordnungen sowie von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen auf 

die Haushalte tatsächlich die betriebswirtschaftlichen Kostenauswirkungen oder bloß d ie 

Ausgabewirkung zu ermitteln. 

In zahlreichen Gesetzen w ird d ie Beachtung des Grundsatzes der "Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit' gefordert, ohne daß an irgendeiner Stelle 'Wirtschaftlichkeit' und 

"Sparsamkeit' genauer beschrieben bzw. operational definiert werden. Will man diesen 

Grundsatz operabel machen, kann man dies unter dem ökonomischen Aspekt erreichen 

und Aussagen über die 'Wirtschaftlichkeit" der Aufgabenerfüllung in Form von betriebs­

und volkswirtschaftlichen Zweck-Mittel-Kategorien treffen. 

Die Notwendigkeit bzw. das Erfordernis der KostenreChnung ist aus dem Grundsatz der 

"Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit' ableitbar, wenn man eine betriebswirtschaftliche Be­

trachtungsweise der Aufgabenerfüllung anstrebt und deren Wirtschaftlichkeit im be­

triebswirtschaftlichen Sinn unter Verwendung von Kategorien der Kostenwirtschaftlichkeit 

(Leistungen und Kosten) beurteilen will. Insgesamt ist die Untersuchung der staatlichen 

Aufgabenerfüllung aus betriebswirtschaftlicher Sicht nach einheitlichen Kriterien auf­

grund der Aufgabenvielfalt schwierig; in vielen Bereichen gibt es überhaupt keine 

betriebswirtschaftlichen Kategorien entsprechenden Bewertungskriterien. Diese Schwie­

rigkeiten sollten aber nicht ausschließen, staatliche Aufgabenerfüllungen bzw. staatliches 

Handeln verstärkt unter betriebswirtschaftlichen Aspekten zu analysieren, um eine 

Erhöhung der Wirtschaftl ichkeit und Effizienz zu erreichen, was umso eher gelingen wird, 

je stärker man eine differenzierende Vorgehens- bzw. Betrachtungsweise wählt. 

Gesetzliche Bestimmungen, aus denen sich direkt zwingende Vorschriften bezüglich der 

Feststellung und wirtschaftlichen Beurteilung der Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung 

auf Basis einer Kostenrechnung für die Bundesverwaltung ergeben würden, gibt es nicht. 
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Die Evaluierung der Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung setzte voraus, daß Kosten in 

diesem Zusammenhang ermittelt werden. Die Kameralistik als System des öffentlichen 

Rechnungswesens beruht auf den Rechnungsgrößen "Einnahmen' und "Ausgaben", die 

sich wesentlich von den betriebswirtschaftlichen Rechnungsgrößen 'Leistungen" und 

"Kosten' unterscheiden. Sie erfaßt finanzwirtschaftliehe Vorgänge und läßt im Hinblick auf 

ihre Zwecksetzung und ihren Informationsgehalt betriebswirtschaftliehe Interpretationen 

von vorneherein nicht zu. Nach betriebswirtschaftlichen Prinzipien ermittelte Kosten 

können aus dem kameralen Rechnungswesen nicht entnommen werden. Dieses ist als 

Instrument zur Evaluierung der Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung und einer Kostenein­

schätzung für Gesetzes- und Verordnungsentwürfe ungeeignet. Dazu müßten Kosten­

rechnungen bestehen. Das kamerale Rechnungswesen reicht für Zwecke der Kosten­

rechnung nicht aus und ist nicht imstande, Kostentransparenz zu sichern und Kosten­

wahrheit zu gewährleisten. 

Aufgrund des Fehlens einer Kostenrechnung für die Bundesverwaltung sind die Kosten 

staatlicher Aufgabenerfüllung derzeit nicht feststellbar und fehlt daher die Grundlage für 

eine Kostenevaluierung, insbesondere für eine betriebswirtschaftliehe Wirtschaftlichkeits­

steuerung. Das haushaltswirtschaftlichen Rechnungszielen dienende einnahmen-/aus­

gabenbezogene kamerale Rechnungswesen ist keine geeignete Grundlage für be­

triebswirtschaftliche Steuerungsmaßnahmen (Wirtschaftlichkeitsfeststellungen bzw. -kon­

trollen, -beurteilungen, Rationalisierungsmaßnahmen); die Ergebnisse des primär 

finanzwirtschaftlich ausgerichteten kameralen Rechnungswesens lassen unmittelbar 

weder betriebswirtschaftliehe noch nutzenmäßige Betrachtungen bzw. Aussagen zu, weil 

die zugrundeliegenden Rechnungsgrößen nicht nach betriebswirtschaftlichen Prinzipien 

zu ermittelnden Leistungen und Kosten entsprechen. 

Sehr wohl sind neben den haushaltswirtschaftlichen Rechnungszielen durch den zentra­

len Grundsatz der "Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" auch betriebswirtschaftliehe 

Rechnungsziele vorgegeben. Und nur mit einer entsprechend zweckorientierten Kosten­

rechnung als Instrument der Wirtschaftlichkeitssteuerung könnten die Kosten staatlicher 

Aufgabenerfüllung ermittelt und könnte das Ziel einer ökonomisch wirtschaftlichen und 

sparsamen Aufgabenerfüllung erreicht werden, indem das kamerale Rechnungswesen 

durch eine KostenreChnung ergänzt wird. 
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Derzeit gibt es keine expliziten gesetzlichen Vorschriften, die zur zweckorientieren 

kostenrechnungsmäßigen Erfassung bzw. Dokumentation der durch die staatliche 

Aufgabenerfüllung verursachten Kosten verpflichten, z.B. für Zwecke 

D der Kontrolle der Kostenwirtschaftlichkeit und analysierenden Auswertung, 

D der Kostenvergleiche (Zeit-, Betriebs-, Verfahrensvergleiche), 

D der Kostenkalkulation von Leistungen und ihrer verursachungsgerechten Weiterver­

rechnung, 

D der Bereitstellung von Entscheidungsgrundlagen, 

D der Verbindung zwischen Kostenverursachung und Kostenverantwortung und der 

Rechtfertigung von Kosten, 

D der Schaffung von Leistungsanreizen und Kostenbewußtsein sowie von Kostentrans­

parenz, 

D der Überwachung der Kostenentwicklung, 

D der Durchführung von Folgekostenrechnungen (Folgekostenabschätzung von Kosten 

und Verwaltungen sowie von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen auf die Haus­

halte aller am Finanzausgleich beteiligten Gebietskörperschaften), 

D der Bereitstellung von Kostenintormationen tür Kosten-Nutzen-Rechnungenj Analysen 

(volkswirtschaftliche Wirtschaftlichkeit) und der Beurteilung der volkswirtschaftlichen 

Auswirkungen staatlichen Handeins, 

D der Bereitstellung von Informationen tür Kapazitätsplanungen, 

D des Nachweises des Ressourceneinsatzes bzw. -verbrauches für staatliche Auf­

gabenerfüllungen , 

D der Ermittlung von Kennzah~en und Standards, 

D der kostenmößigen Kontrolle des Bundeshaushaltes. 

Vereinzelt sind Ansätze von Kostenrechnungen anzutreffen im Zusammenhang mit der 

Ermittlung von Entgelten für öffentliche Leistungen und von Kostenerstattungsan­

sprüchen. 

Eine Besonderheit bildet die durch die KRV (Krankenanstaltenkostenrechnungsverord­

nung) geregelte Kostenrechnung für Krankenanstalten. 
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2. Einsatzbereiche der Kostenrechnung 

Die Kostenrechnung ist ein zweckorientiertes Rechnungssystem. Ihre Art, ihr Aufbau und 

Ablauf (Organisation) und ihre Häufigkeit hängen von den Rechnungszielen eZweckset­

zungen) bzw. Funktionen ab. Vor der Einrichtung einer Kostenrechnung hat daher eine 

klare Entscheidung über die Kostenrechnungszwecke zu stehen. 

Sinnvolle Zwecksetzungen im Hinblick auf eine Kostenrechnung zur Evaluierung der 

Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung sind: 

1) Kontrolle der Wirtschaftlichkeit des Leistungsprozesses in Form der 

o "Innerbetrieblichen Kontrolle", der Wirtschaftlichkeit durch Ist-Kosten- sowie Soll-Ist­

Kostenvergleiche bezogen auf den Leistungserstellungsprozeß und einzelne Lei­

stungen innerhalb des jeweiligen organisatorischen Verantwortungsbereiches, 

o "Über- bzw. zwischenbetrieblichen Kontrolle", der Wirtschaftlichkeit durch Ist­

Kosten- sowie Soll-Ist-Kostenvergleiche zwischen verschiedenen miteinander 

vergleichbaren Verantwortungsbereichen bezogen auf den Leistungserstellungs­

prozeß und einzelne Leistungen; 

2) Bereitstellung von Informationen für Entscheidungen im Rahmen des innerbetrieb­

lichen Aufgaben-, Entscheidungs- und Verantwortungsbereiches und Gewinnung 

von Informationen für Entscheidungen übergeordneter Entscheidungsträger; 

3) Sicherstellung einer verursachungsgerechten, entscheidungsorientierten Verrech­

nung von Leistungen; 

4) Bereitstellung der Grundlagen zur Beurteilung der volkswirtschaftlichen Auswirkungen 

staatlichen Handeins; 

5) Förderung des Kostenbewußtseins und Schaffung von Leistungsanreizen; 
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6) Schaffung aller Voraussetzungen und Gewinnung der entsprechenden Informa­

tionen zur Rechtfertigung der durch die staatliche Aufgabenerfüllung verursachten 

Kosten. 

Soll die Kostenrechnung - wie es dem "Grundlagenpapier" zu entnehmen ist - so einge­

richtet werden, daß die Kosten sämtlicher von Dienststellen des Bundes erbrachten 

Leistungen transparent werden und die Kostenwahrheit gewährleistet ist und sie als 

Instrument der Wirtschaftlichkeitssteuerung das Kostenbewußtsein fördert und dem Ziel 

sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung dient und die Effizienz des Mittelein­

satzes und Leistungserbringung steigert, so bleiben als sinnvolle Einsatzbereiche für 

laufende Kostenrechnungen jene Bereiche, für die Kosten verursachungsgerecht und 

kostenartenweise erfaßt und Leistungen definiert und quantifiziert werden können. In 

diesem Rahmen sollten dann Kostenrechnungen eingerichtet und gegliedert in Kosten­

arten-, Kostenstellen- und Kostenträgerrechnung durchgeführt werden. 

Aufgabe der Kostenartenrechnung ist es, betriebswirtschaftlieh bewertete Kosten 

lückenlos zu erfassen und für Zwecke der Kostentransparenz und der Kostenanalyse und 

Weiterverrechnung in Grund- und kalkulatorische Kosten unterteilt systematisch zu 

gliedern. 

Aufgabe der KostensteIlenrechnung sind die verursachungsgerechte, kostensteIlenweise 

Erfassung der Kosten nach dem Prinzip der Kostenverantwortlichkeit und die Kontrolle der 

Wirtschaftlichkeit bei allen KostensteIlen, die Informationsgewinnung für und die 

Steuerung von Entscheidungen, die Schaffung von Kostenbewußtsein und Leistungs­

anreizen sowie von Kostengrundlagen für die Kostenträgerrechnung und für die 

Leistungsverrechnung . 

Aufgabe der Kostenträgerrechnung ist die Ermittlung der Kosten der verschiedenen 

Leistungen zur Kontrolle der Kosten je Leistungseinheit. 

Dem im "Enquete-Grundlagenpapier" skizzierten Modell zur Einführung der Kostenrech­

nung ist grundsätzlich zuzustimmen. 
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3. Ergebnis 

Die Kostenrechnung hat die wichtige Aufgabe zu erfüllen, den durch die Leistungs­

erstellung bzw. Leistungserbringung verursachten Gütereinsatz mengenmäßig zu erfassen 

und zu bewerten. Weiters hat sie die Aufgabe, die bewerteten Gütereinsätze, d.h. die 

Kosten auf die in die Leistungserstellung involvierten Organisationseinheiten/Stellen 

zuzurechnen und schließlich auf die erstellten Leistungen zu verteilen. 

Es besteht überwiegend die Tendenz, die in der Betriebswirtschaftslehre für die private 

Wirtschaft entwickelten Verfahren und LösungsteChniken für die Erfassung, Zurechnung 

und Verteilung der Kosten auch auf den öffentlichen bzw. staatlichen Bereich zu über­

tragen, was jedoch voraussetzt, daß hierbei auf die Besonderheiten der Bedingungen 

der Leistungserstellung und des Leistungsprogrammes bzw. der Aufgabenerfüllung aus­

reichend Bedacht genommen wird. 

Während in der privaten Wirtschaft die Beachtung der Kostenwirtschaftlichkeit ein 

zentrales Handlungsprinzip darstellt, hat dieses Prinzip für die staatliche Aufgaben­

erfüllung noch nicht den Charakter einer Handlungsleitlinie, obwohl es große Bereiche im 

staatlichen Bereich gibt. in denen dieses betriebswirtschaftliche Prinzip genau so gut wie 

in der privaten Wirtschaft Gültigkeit hat. Dies zu erkennen, sich danach zu richten und 

dazu die nötigen Voraussetzungen zu schaffen, muß eine der vorrangigsten Aufgaben 

sein. Die Erörterung des Themas 'Einführung einer Kostenrechnung des Bundes und 

Einrichtung eines Haushaltsausschusses' weist bereits deutlich in diese Richtung. Schlag­

wörter wie 'Lean Management', 'Schlanke Strukturen', 'Controlling' in der öffentlichen 

Verwaltung deuten ebenfalls in diese Richtung. 

Das Ziel der Evaluierung der Kosten staatlicher Aufgabenerfüllung im Bereich der Rechts­

setzung und der Vollziehung des Bundes im Hinblick auf Kostentransparenz und Kosten­

wahrheit erfordert die Einrichtung einer zweckentsprechenden Kostenrechnung. 

Die Analyse der Kosteneinwirkungen von Gesetzen und Verordnungen sowie von Ge­

setzes- und Verordnungsentwürfen auf die Haushalte aller am Finanzausgleich beteilig­

ten Gebietskörperschaften in der Form einer wirksamen Kosten- und Folgekosten­

abschätzung, bedingt eine Kostenrechnung, wenn es darum geht. die jeweilige Kosten­

beeinflussung bzw. die entsprechenden Kostenbelastungen und -veränderungen (z.B. in 
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Form von sprungfixen Kosten) festzustellen. Hier wäre es sicher auch zweckmäßig, die 

Folgewirkungen von Gesetzen und Verordnungen sowie von Gesetzes- und Verord­

nungsentwürfen nicht nur in Kosten, sondern auch in Ausgaben auszudrücken bzw. 

darzustellen. Insbesondere wesentlich wäre es, weitergehend auch die Kostenbelastung 

bzw. die Kostenauswirkung darzustellen, die sich z.B. für die Wirtschaft oder andere 

Bereiche ergeben; z.B. die Kostenbeeinflussung und -belastung von Unternehmen im 

Zusammenhang mit einer durch Gesetzesänderung ausgelösten Änderung in der Lohn­

und Gehaltsverrechnung. 

Es erscheint sinnvoll, dem Haushaltsausschuß die in dem 'Grundlagenpapier' skizzierten 

Aufgaben bzw. Rechte zu übertragen, wenn klar definiert ist, ob es hier um die finan­

ziellen oder/und um die kostenmäßigen Auswirkungen eines Gesetzesvorschlages geht. 

Es spricht nichts dagegen, mit einem Bundesgesetz prinzipiell alle mit der Vollziehung von 

Bundesgesetzen beauftragten obersten Organe des Bundes zu verpflichten, in ihrem 

gesamten Verantwortungsbereich eine Kostenrechnung einzuführen. Für die praktischen 

Handlungen zur Einrichtung der Kostenrechnung, ihrer Anwendung bzw. Nutzung und 

Einsatzbereiche wären dann ohnehin das Wirtschaftlichkeitsprinzip und die der Kosten­

rechnung durch die speziellen gesetzlichen Bestimmungen einer 'Bundeskosten­

rechnung ' vorgegebenen Ziel- bzw. Zwecksetzungen bestimmend, sodaß sich daraus bei 

der Umsetzung der Installierung der Kostenrechnung für jeden Einzelfall die Frage beant­

worten ließe, wo konkret eine Kostenrechnung einzurichten ist. Jedenfalls sollten Kosten­

rechnungen für jene Bereiche bzw. Stellen eingerichtet werden, für die Kosten nach dem 

Verursachungsprinzip erfaßbar und Leistungskataloge erstellbar sind, damit jeder Leistung 

die durch sie verursachten Kosten zugerechnet und die Kosten der GesetzesvolIziehung 

ermittelt und analysiert werden können. 

Das im 'Grundlagenpapier' skizzierte Modell zur Einführung der KostenreChnung kann als 

durchaus geeignet bezeichnet werden. 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 79 von 151

www.parlament.gv.at



STELLUNGNAHME 

ZUR PARLAMENTARISCHEN ENQUETE 

"KOSTENTRANSPARENZ STAATLICHER AUFGABENERFÜllUNG; 

EINFÜHRUNG EINER KOSTENRECHNUNG DES BUNDES 

UND EINRICHTUNG EINES HAUSHALTSAUSSCHUSSES" 

o. Univ.-Prof. Dr. Reinbert SCHAUER 
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JOHANNES-KEPL::::R-UNIVERSIT AT LlNZ 

INSTITUT FÜR BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRE DER 
GEMEINWIRTSCHAFTLICHEN UNTERNEHMEN 

Vorstand: 0 Unlv.-Prof. Or. Reinbert Schauer 
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19. März 1995 

Enquete: Kostentransparenz staatlicher Aufgaben, Einführung einer Kosten-
rechnung des Bundes und Einrichtung eines Haushaltsausschusses; 
Stellungnahme 

Die Punktuation folgt der in der Anlage zum Schreiben vom 7. 2. 1996 vorgegebe­
nen Gliederung. 

ad 1: Überblick über die bestehenden rechtlichen Instrumente 

a. Die Führung einer Kostenrechnung ist in der Bundeshaushaltsverordnung 
1989 (BHV 1989; BGBI 1989/570) im Abschnitt VIII ("Betriebsabrechnung"), §§ 97 
ff., umschrieben. Gemäß § 97 Abs 1 kann Amtsorganen und betriebsähnlichen Ein­
richtungen vom zuständigen haushaltsleitenden Organ Im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen und dem Rechnungshof die Führung einer Betriebsab­
rechnung aufgetragen werden. Dieser Ermächtigung wurde in der Praxis kaum ent­
sprochen. 

Dies widerspricht der Intention von § 97 Abs 1 dritter Satz, wonach der Auftrag zur 
Führung einer Betnebsabrechnung insbesondere dann zu erteilen ist, wenn Einrich­
tungen des Bundes entgeltliche Leistungen mit angestrebter Kostendeckung gegen­
über anderen Organen des Bundes oder gegenüber Dritten erbringen (zB Erzeu­
gung, Dienstleistung), die Wirtschaftlichkeit gleichartiger Einrichtungen des Bundes 
durch zwischenbetriebliche Vergleiche ermittelt werden soll oder aus anderen Grün­
den eine genaue Kenntnis der Kosten der Leistungserstellung bzw -erbringung so­
wie ihrer Wirtschaftlichkeit erforderlich 1St. 

b. Vom Bundesministerium für Finanzen wurde im Einvernehmen mit dem Rech­
nungshof die Vorschrift über die Durchführung der Betriebsabrechnung (VDB) erlas­
sen (Rundschreiben des BMF vom 1. April 1993, GZ, 63 1 004/1-VI/3/93) und in den 
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o.Univ.Prof. Dr. Reinbert SCHAUER, Univ. Linz 
Enquete: Kostentransparenz staatlicher Aufgaben - Stellungnahme Seite 2 

Verfahrensvorschriften für die Verrechnung des Bundes (W), I. Teil , 3. Band, veröf­
fentlicht. 

c. Schon früher bestanden ressortspezifische Kostenrechnungs-Richtlinien : z. B. 
Bundesministerium für Landesverteidigung , Abteilung Grundsatzplanung, 
"Bundesheer-Kostenrechnung: Grundsätzliche Richtlinien zur Einführung", Beilage 1 
zu ZI. 65.325/12-5.5/86. 

d. Zur Berechnung der finanziellen Auswirkungen von Rechtsvorschriften wurde 
vom Bundeskanzleramt, 8tabsstelle für Verwaltungsreform, ein Arbeitsbehelf in Lo­
seblatt-Sammlung (beginnend mit Dezember 1992) veröffentlicht: "Was kostet ein 
Gesetz? - Ein Arbeitsbehelf zur Berechnung der finanziellen Auswirkungen von 
Rechtsvorschriften" . 

ad 2: Praktikabilität und Effizienz der vorhandenen rechtlichen Instrumente 

Bisher fand die Betriebsabrechnung (BAR) im Bereich der Hoheitsverwaltung kaum 
Einsatz, Erfahrungen aus ins Gewicht fallenden Einsatzgebieten sind daher nicht 
gegeben. Dennoch sollte auf die in den Bundesbetrieben gemachten Erfahrungen 
Bezug genommen werden. 

Die BAR ist als eine vergangenheitsbezogene Ist-Rechnung entwickelt. Zur Wirt­
sChaftlichkeitssteuerung ist eine verfahrensgleiche zukunftsbezogene Soli-Rech­
nung (Planungsrechnung oder zumindest Prognoserechnung) erforderlich, damit 
Soll-1st-Vergleiche mit entsprechenden Abweichungsanalysen systematisch entwik­
kelt werden können. Ein operatives Verwaltungs-Controlling macht diese 801l-lst­
Vergleiche unabdingbar. 

ad 3: Notwendige Verbesserungen 

Das Verwaltungshandeln war in der Vergangenheit überwiegend ressortbezogen 
(Denken in Personal- und Sachkapazitäten) und vielfach inputorientiert; es fehlte 
hingegen das primäre Denken in Verfahrensabläufen (in Verwaltungsprozessen) . 
Demgemäß ist es schwierig, das Mengengerüst von Gesetzesvorhaben in Planun­
gen zu antizipieren und diese Mengen an Personal- und Sachmitteleinsätzen zu be­
werten und in Kosten transparent zu machen. 

Die Folgekostenabschätzung von Gesetzen und Verordnungen ist daher weniger ein 
Problem des Rechnungswesens als vielmehr ein Problem der Systemanalyse und 
der Gestaltung der Ablauforganisation. Dieses Denken in qualitativen und quanti­
tativen Dimensionen von künftigen Verwaltungsabläufen ist den Verwaltungsbe­
diensteten vielfach fremd , weil sie weder in der akademischen bzw. schulischen 
Ausbildung noch in der beruflichen Weiterbildung damit zwingend konfrontiert sind. 

Da ein Großteil der Kosten aus der Nutzung von Sachkapazitäten resultiert, ist eine 
Bestandsaufnahme und Bewertung des Bundesvermögens notwendig , um kalkulato-

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)82 von 151

www.parlament.gv.at



o.Univ.Prof. Dr. Reinbert SCHAUER, Univ. Linz 
Enquete: Kostentransparenz staatlicher Aufgaben - Stellungnahme Seite 3 

rische Kosten für nutzungsbedingte Abschreibungen, Zinsen und Wagnisse ermit­
teln zu können. Hiezu sind Regelungen hinsichtlich der Vermögenserfassung 
(Neufassung der RIM-Vorschrift) und vor allem hinsichtlich der Vermögensbewer­
tung erforderlich. Die Bewertungsvorschrift des § 99 Abs 1 BHV ist ungeeignet, da 
sie zu allgemein verfaßt ist und Wertansätze nach Belieben ermöglicht. 

Wegen des hohen Anteils an Gemeinkosten In öffentlichen Verwaltungen besteht 
bei der Anwendung der traditionellen Volkostenrechnung durch eine Vielzahl an 
notwendigen Kostenschlüsselungen die Gefahr des Treffens von Fehlentscheidun­
gen. Deshalb ist es erwägenswert, die Kostenanalyse nach den zu erbringenden 
Verwaltungstätigkeiten vorzunehmen und als "Prozeßorientierte Kostenrechnung" 
einzurichten 

zu 3a: Prüfung der finanziellen Auswirkungen eines Gesetzesvoranschlages 

Die bisher schon erforderlichen Folgekostenschätzungen von Normen sind überwie­
gend nichtssagend, nicht nachvollziehbar und als Planwerte auch nicht "einklagbar" 
(sie unterliegen keinen Soll-1st-Vergleichen mit entsprechender Verantwortlichkeit 
für Abweichungen). 

zu 4: Verantwortung je Ressort tür Kosten und Leistungen 

Kosten entstehen in erster Linie durch die vorgehaltene Leistungsbereitschaft und 
erst sekundär durch die im Rahmen dieser Kapazität erbrachten Leistungen Die 
Leistungen in öffentlichen Verwaltungen sind zu einem großen Teil der Entgeltlich­
keit entzogen und können daher monetär als Erträge (Erlöse) nicht bewertet werden. 
Sie sind (nur) mengenmäßig erfaßbar und somit Kosten-Wirksamkeits-Überlegun­
gen (im Sinne von Produktivitätsüberlegungen) zugänglich. Damit Ist aber ein kom­
plexes LeistungSbündel anzusprechen, das sich im Hinblick auf Effektivität und Effi­
zienz einer Gesamtbetrachtung entzieht. 

An ihre Stelle hat ein ressort- und prozeßspezifisches Kennzahlensystem zu tre­
ten, das das Kosten- und Leistungsbewußtsein in seinen verwaltungsInternen und 
-externen Dimensionen steigert und vor allem im Sinne von Soll-1st-Vergleichen die 
Planung und Steuerung des Verwaltungshandelns unterstützt. 

ad 5: Einspruch aus finanziellen Gründen 

Es ist streng zu trennen zwischen einer rein finanzwirtschaftlichen Betrachtung, 
die nur die Zahlungswirkungen geplanter Maßnahmen umfaßt, und einer lei­
stungswirtschaftlichen Betrachtung, die sich mit Ressorcenverbrauch und 
-nutzung und den damit bewirkten Leistungen auseinandersetzt. ZahlungswIrkung 
und Leistungswirkung fallen Vielfach zeitlich weit auseinander. 
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o.Univ.Prof. Dr. Reinbert SCHAUER, Univ. Linz 
Enquete: Kostentransparenz staatlicher Aufgaben - Stellungnahme Seite 4 

Demgemäß ist zwischen einem Finanz-Informationssystem und einem Kosten- und 
Leistungs-Informationssystem zu unterscheiden. In den übermittelten Unterlagen 
werden immer wieder die Begriffe "Kosten" und "budgetäre Auswirkungen" ver­
mengt. Ein ausgabenorientierter Kostenbegriff steht im Gegensatz zu kalkulatori­
schen Wertansätzen. Kostenplanung, Leistungsplanung und Ausgabenplanung 
müssen als drei voneinander unabhängige Planungsdimensionen angesehen wer­
den. Sie sind über ein integriertes Verrechnungssystem miteinander zu verbinden. 

o. Univ. Prof. Dr. Reinbert SCHAUER 

Anlagen: 

1. SCHAUER, Reinbert, Ansatzpunkte für eine Ausgestaltung des Öffentlichen 
Rechnungswesens als Instrument zur Effizienzsteigerung in öffentlichen Verwaltun­
gen, in: Das öffentliche Haushaltswesen in Österreich, 1989, H. 2-3, S. 85 - 112. 

2. KÖNIG, Herbert, Controlling in der öffentlichen Verwaltung?, in: Verwaltungs-
führung-Organisation-Personal (VOP), 1994, H. 3, S. 158 - 162. 
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Das öffentliche Haushaltswesen in Österreich 
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Ansatzpunkte für eine Ausgestaltung des Öffent­
lichen Rechnungswesens als Instrument zur 

Effizienzsteigerung in öffentlichen Verwaltungen 
Von Ord. Universitätsprofessor Dkfm. Dr. Rcinbert S c hau e r (Linz)*) 

Bel einem znternatzonalen \Cor~JJop uber dze )) Verglezchende Analyse 

affentlicher Rechnungssysteme" (;J; a'r?r Hochschule für Ver(Dalumgswissen­

schaften In Speyer Anfang AprZl 1989 ;st dem in Ostenezch seit 1968 angewen­

deten und im Bundesha.tshaltsgesetz 1986 festgeschrzebenen "Neuen Verfahren 

der österreichischen Stadtsvenechmo;g~, das In Gememschajisarbelt von Fach­

leuten des Rechnungshofes, des B;o;desmmlstenums für Fmanzen und ezner 

Betrzebsberattmgsflrma enr7.i.-'lckelr -.;.or'den Ist, ein verglelchsuHise hoher Stan­

dard, insbesondere wegen der mzr der (/ir die Budgetvc!lzugskontrolle 'i)onan­

glgen Voranschlagswirksamen \'encclmung Integrzerten Vermogensrcclmlmg, 

bescheinigt worden. 

Diese Beurteilung sollte )cdodJ einen asterrezchlschen Staatsbuchhalter 

nzcht ZH Selbstwohlgefallen 'iHr/eiten, ills ob er" zn der besten affer \Y/elten" leb­

te, zumal auch bel der angeführten \ 'eranstalrung deutlzche Einschränkungen 

hz'mz'chrlich der Bewertung der Akti:'", der vollstcindlgen Erfassung der Passiva 

und der Aussagekrafr des negatzven Elgenkapztalsaldos der seit 1982 veraffent­

fichren "BundesbiLanz " geäußert u:urden. 

Gerade die in den letzten Jahren vzelfach zu einer merklich von Unlust 

getragenen n Pflzchtübung (.{ rituall5lerte pLnlamentansche Behandlung des Bun­

desrechnungsabschlusses sollte emer kritischen Betrachtung Gchör ~Jerschaffen, 

WIe das verfügbare Datenmatenal "1T1schaulicher präsentiert und fitr Maßnah­

men der Verwaltungsreform besser nutzbar gemacht 'Lü'erden konnte. 

Wenn die im derzeitigen Bundeshaushaltsrecht verankerte Ausnchtung der 

Jahresbestands- und Jahreserfolgsrechnung am Aktienrecht wegen der zn Vor­

bereitung befindlIchen umfassenden Reform des privaten Rechnungs7.i'esens 

durch das Rechnungslegungsgesetz eine Neuausn'chtung v'erlangt, solLten die 

Anregungen eines erfahrenen Betnebswzrtes der offentlichen Verwaltung 

Beachtung finden, Der in der fG-Richtlinie für Kaufleute gestellten Anforde­

rung, ".1 true and fair view" zu bieten, sollten sich auch die offentlichen Haus­

halte mcht verschließen. 

1. Zur Problemstellung 

Öffentlichc Vcrwaltungen sind zu einem effektiven und euizzenten Vcrwal­

tungshandeln vcrpflichtct. Daraus leitet sich dic Frage ab, ob das Öffentliche 

~) Erweiterte fassung eines Vortrages über "Möglichkeiten einer I\usgestaltung des 
öffentlichen Rechnungswesens zu einem Management-Informationssystcm der Offentli­
chen Verwaltung" im Rahmen der "Rechnungshof-Akademie" in Wien am 19. Mai J 989 
so.wi~ eines ähnlichen Referats im Rahmen des 11. Verwalrungssvmposiums der Öster­
rClchlschen AkademIe für Führungskräfte in Grn am 15, März 1989. 
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Rechnungswesen als ein System angesehen werden kann, das dem Verwal­
tungsmanagement Informationen bereitstellt, ob, wo und in welchem Ausmaß 
in öffentlichen Verwaltungen Effizienzverbesserungen möglich sind. Oder ist 
es richtig, daß das Rechnungswesen öffentlicher Verwaltungen das Verwal­
tungsgeschehen in erster Linie nur dokumentiert und deshalb als "unprodukti­
ver" Ballast angesehen werden muß? Muß das kameralistische Rechnungswe­
sen als veraltet, wenig flexibel und jeder Dynamik sich entgegenstellend ange­
sehen werden? 

Im folgenden soll der Fragestellung nachgegangen werden, ob das Öffent­
liche Rechnungswesen aus betriebswirtschaftlicher (einzelwirtschaftlicher) 
Sicht einen Beitrag zu einem stärker leistungsorientierten Verwaltungshandeln 
abgeben kann. Läßt es Potentiale zur Effizienzsteigerung in den einzelnen Ver­
waltungen erkennen? 

2. Der Zusammenhang von Effektivität und Effizienz in der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben 

Der Erfolg des Verwaltungshandelns ist aus dem Spannungsfeld zu beurtei­
len, das sich 

(1) aus den vorgegebenen öffentlichen Aufgaben (den Verwaltungszielen); 
(2) dem zu ihrer Verwirklichung disponierten Mitteleinsatz (Personal-, 

Sachmittel-, Förderungsmitteleinsatz) und 
(3) dem daraus resultierenden Leistungsvolumen öffentlicher Verwaltun­

gen ergibt (siehe Abb. 1). Ziele, Mittel (Input) und Ergebnis (Output) sind 
damit die bestimmenden Elemente für die Bewertung des anzustrebenden oder 

MITTEL­
EINSATZ 
(PERSONEN, 
SACHMITTEL, 
FINANZMITTEL) 

AUFGABEN 
(YERWALTUNGSZIELE) 

ERFOLG? 

VERWALTUNGS­
LEISTUNGEN 

(ERGEBNISSE) 

Abb. 1: Beurteilungselemente für ein erfolgsorientiertes Verwaltungshandeln 
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erreichten Erfolgs des Verwaltungshandeins. Dies hat zur Folge, daß für die 

Erfolgsmessung und -bewertung ausreichende Informationen verfügbar sein 

mussen. 
Die Erfolgsbeurteilung im öffentlichen VerwaltungshandelnI) kann an zwei 

Grundkategorien ausgerichtet werden: an der Zweckmägigkeit (Effektivität) 

und an der Wirtschaftlichkeit (Effizienz; siehe Abb. 2). 

Die Zweckmäßigkeit (Effektivität) des Verwaltungshandelns ergibt sich 

aus dem Maß der Zielerrezchung bei der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben. 

Effektivitätsüberlegungen messen die erbrachten Verwaltungsleistungen an den 

zu erreichenden Zielen. Sie führen zu Zielerreichungsgraden als Erfolgsgrößen 

und ziehen den hiefür erforderlichen Mitteleinsatz zunächst nicht in Betracht. 

Aus dem Gesichtspunkt eines rationalen Verwaltungshandelns ist bei­

spielsweise zu fragen, ob Zielinformationen in ausreichendem Maße zur Verfu­

gung stehen. Den politischen Entscheidungsträgern wird vielfach vorgeworfen, 

daß sie allgemeinere Zielvorstellungen gegenüber konkreten Zielvorgaben 

bevorzugen, um in ihrer Rechenschaftslegung nicht eingeengt zu werden. \'Vie 

VERWAL TUNGSAUFGABE 

EFFEKTIVITÄT 

= ZWECKMÄSSIGKEIT 

VORGEGEBENER 

GRAD DER 

VER\VALTUNGSLEISTUNGEN 
ZIELERREICHUNG 

(OPERATIONALIT Ä T)? 
EFFIZIENZ 

= WIRTSCHAFfLICHKEIT 

MITTELEINSATZ 

Abbildung 2: Effektivität und Effizienz des VerwaLtungshandelns 

gibt das Verwaltungsmanagement im Rahmen der Verwaltungsorganisation die 

zu erreichenden Ziele vor? Handelt es sich dabei um eine operatzonale Vorga-

I) Vgl. R. Schauer, Handlungsmaßstäbe der Verwaltung, in: Grundriß der Verwaltungs­
lehre, herausgegeben von K. Wenger - eh. Brünner - P. Oberndorfer, Wien-Köln 1983, S. 
319 H. 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)88 von 151

www.parlament.gv.at



be eines Zieles, die mit der Zielvorgabe selbst auch eine Vereinbarung über die 
Überprüfung des Zielerreichungsgrades vorsieht? Sind Informationen über 
Zielerreichungsgrade verfügbar und wie werden sie einer Analyse zugeführt2)? 

Die Wirtschaftlichkeit (Effizienz) des Verwaltungshandelns ergibt sich aus 
dem Verhältnis zwischen den erbrachten Leistungen und dem hiefür notwendi­

gen Mitteleinsatz bei einem vorgegebenen Grad der Zielerreichung. Wirtschaft­
liches Handeln setzt einen Handlungsfreiraum voraus und bedingt die Aus­
wahl aus zumindest zwei Handlungsalternativen. Das Streben nach größtmög­
licher Effizienz des Verwaltungshandelns ist daher im Sinne der bestmöglichen 
Gestaltung des Verhältnisses von Einsatz- und Ergebnisgrößen zu verstehen . 

Die Ausgestaltung eines Informationssystems ist selbst unter Wirtschaft­
lichkeitsgesichtspunkten zu sehen. Während die Kosten der Informationserfas­
sung, -speicherung und -bereitstellung relativ leicht ökonomisch faßbar wer­
den, entziehen sich die Nutzenüberlegungen sehr oft rechnerischen Argumen­
tationen. Was bringt eine frühzeitige oder rechtzeitige Information im ausrei­
chendem Ausmaß? \Xfelchen subjektiven Nutzen ziehen die verschiedenen 
Informationsempfänger bei ihrer Informationsverarbeitung? Wie viel an Infor­
mationen braucht der einzelne Entscheidungsträger und welche Informations­
quellen wünscht er zu benutzen? 

Das der Verwaltung vorgegebene Sparsamkeitsprinzip soll die öffentliche 
Verwaltung zu einem Verwaltungshandeln mit möglichst geringer Ausgaben­
wirkung verhalten. Es stellt eine finanzwirtschaftlich orientierte Leitlinie für 
die Auswahl aus den verfügbaren Handlungsalternativen dar und kann insofer­
ne als besondere Ausprägung des WirtschaftLichkeitsprinzips3) angesehen wer­
den. Dabei werden jedoch leistungswirtschaftliche Elemente des Mittelein ­
satz-/Ergebnisdenkens außer Acht gelassen. 

Bei den unterschiedlich ausgerichteten Leitlinien für ein erfolgsorientiertes 
Verwaltungshandeln vermag es zu Zielkonf/ikten zu kommen. Für diese Fälle 
ist eine Rangfolgeregel vordringlich. Die Dominanz von Sachzielen (Leistungs­
zielen) vor Formalzielen (wie z.B. Sparsamkeit) bedingt, daß die Bewertung 
jeglicher Handlungsalternativen zunächst von Zweckmäßigkeitskriterien aus­
zugehen hat. Erst in diesem Beziehungsrahmen sind (zusätzlich) Wirtschaft­
Lichkeitsgesichtspunkte von Bedeutung. 

3. Mögliche Beiträge des Rechnungswesens zur Ausschöpfung von 
Effizienzpotentialen 

Das einzelwirtschaftlich ausgerichtete Rechnungswesen läßt das Verwal­
tungsgeschehen in Form von Ermittlungsrechnungen abbilden, soweit es in 
Zahlen faßbar wird. Die Abbildung kann in Mengen- und Wertgrößen erfolgen. 

2) R. Schauer, Informationsmanagement und Wirtschaftlichkeit des VerwaltungshandeIns, 
in: H . Bauer (Hrs9.), Verwaltungsführung und modernes Informationsmanagement, 
Schriftenreihe des Kommunalwissenschaftbchen Dokumentationszentrums, Wien 1989 
~in Vorbereitung) . 
) Vgl. J.Gornas, Grund züge einer Verwaltungskostenrechnung, Baden-Baden 1976, 

S.66f. 
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Sie bezieht sich zeitpunktbezogen auf Bestände und zeitraumbezogen auf Ver­

waltungsabläufe. Die Darstellungen sind in Form von Planungsrechnungen 

zukunftsorientiert und in Form der Rechenschaftslegung vergangenheitsorien­
tiert. Sie haben sowohl externen Interessenlagen als auch dem Informationsbe­
dürfnis des VerwaLtungsmanagements zu dienen. Durch den laufenden Soll-Ist­

Vergleich wird die okonomische Lenkung und Steuerung des VerwaltungshJn­

dclns ermöglicht. 
Die Betriebswirtschaftslehre gliedert die Ermittlungsrechnungen in drci 

Teilsysteme (siehe Abb. 3): 
(1) Finanzrechnung: Sie operiert zeitraumbczogcn mit Einzahlungcn (Ein­

nahmen) und Auszahlungen (Ausgaben) und dokumentiert damit die Zah­

lungsströme in einer Rechnungsperiode. 
(2) Bt:standsrechnung: Sie stellt zeitpunktbczogcn den Bestand an Vcrmö­

gcn und Schulden dar. 

(3) Erfolgsrechnung: Sie gibt zeitraumbezogen den Wert des Mitteleinsat­

zes (Aufwendungen, Kosten) und den mit der Lcistungserstcllung in Zusam­

menhang stehendcn Wertzufluß (Erträge, Leistungen) \vicder. 

ERMTTTLUNGSRECHNUNGEN 

FINANZRECHNUNG 

E A 
bruuhmen Au'gaben 

LIQUIDITf 

LIQUIDITÄT 

ZEITRAUM BEZ. 

BHG: VWV 

BESTANDSRECHNUNG 

V S 
Vcrmogen Schulden 

ERFOLG 
TSSALDO 

VERMOGENSAND. 

ZEITPUNKT B EZ. 

JBR 

ERFOLGSRECHNUNC 

K L 
Aufwand Ertnge 

KOSlal Lc "lun gen 

~SALDO 

"ERFOLG" 

ZEITRAUM BEZ. 

JER 
"ERFGLC" 

#" ......... 
SALDO- \VIRK Ui'\CS-
GRÖSSE QUOTIE"iT 

Abbildung 3: Schema der Ermittlungsrechnungen 
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Die Finanzrechnung führt zu einem Liquiditätssaldo, der in die Bestands­
rechnung zum Ende der Rechnungsperiode übernommen wird. Der (monetäre) 
Saldo der Erfolgsrechnung geht zum gleichen Zeitpunkt ebenfalls in die 

Bestandsrechnung ein. Durch diese Salden ist die Vermögensänderung zu 
erklären, die sich gegenüber dem Bestand am Ende der Vorperiode ergibt. 

Diesem Gliederungsschema der Rechnungstheorie4) wird in der öster­
reichischen Verwaltungspraxis zumindest formal entsprochen. Das Bundes­
haushaltsgesetz (BGBI 1986/213) sieht in der Voranschlagswirksamen Verrech ­
nung (§ 78 BHG) eine Finanzrechnung vor. Die Jahresbestandsrechnung (§ 95 
BHG) ist als Bestandsrechnung im obigen Sinne interpretierbar. Ebenso kann -

zumindest auf den ersten Blick - die Jahreserfolgsrechnung (§ 96 BHG) als 
Erfolgsrechnung in der oben beschriebenen Art angesehen werden. 

Die Erfolgsrechnung in öffentlichen Verwaltungen ist allerdings unter dem 
besonderen Gesichtspunkt von nAufwandswirtschaften" zu sehen . Anders als 
bei marktorientierten erwerbswirtschaftlichen Unternehmen stehen bei öffent­
lichen Verwaltungen die Aufwendungen und Erträge in keinem direkten 
Zusammenhang. Die Erträge stellen im wesentlichen Abgabenaufkommen und 
Transferzahlungen dar und repräsentieren daher nicht den (Markt-)Wert der 
abgegebenen Leistungen. Diese Erträge können nicht im Sinne von Nutzen­
komponenten angesehen werden. Die Erfolgsrechnung in der obigen System­
darsteIlung gibt den Finanzierungserfolg für den Mitteleinsatz wieder. In die­
sem Sinne ist der monetäre Saldo als Ergebnis dieser Rechnung zu interpretie­
ren. 

Leiswngswirtschaftliche Überlegungen sind in erster Linie an den quantita­
tiven und qualitativen Dimensionen der Leisrungsabgabe in öffentlichen Ver­
waltungen zu orientieren. Die Erfolgsrechnung ist daher nicht nur in den 
monetären Kategorien von Aufwand und Erträgen, sondern zusätzlich auch in 
den mengen- und wertmäßig darzustellenden Kategorien von Kosten und Nut­
zen (Leistungen im engeren kalkulatorischen Sinne) zu entwickeln . Das Ergeb­
nis dieser Rechnung sind dann Wirkungsquotienten, die im Sinne von Produk­

tivitätsüberlegungen gesehen werden können. 
Die österreichische Praxis zeigt, daß der Voranschlagswirksamen Verrech­

nung und damit der Finanzrechnung ein sehr hoher Stellenwert beigemessen 

wird. Hingegen finden die Ergebnisse der Jahresbestandsrechnung und der Jah­
reserfolgsrechnung so gut wie keine Beachtung. Sie werden zwar im Bundes­
rechnungsabschluß veröffentlicht, in der Verwaltungsführung und in der 
Öffentlichkeit jedoch kaum diskutiert. 

Der Beitrag, den das Rechnungswesen öffentlicher Verwaltungen zur Aus­
schöpfung von Effizienzpotentialen zu leisten imstande ist, wird am folgenden 
Modell der Güterströme in öffentlichen Verwaltungen erkennbar. 

Die Leistungserstellung und Leistungsabgabe in öffentlichen Verwaltungen 
dient der Erfüllung der den Verwaltungen übertragenen Aufgaben und damit 

4) Vgl. K. Chmiclewicz, Betriebliches Rechnungswesen, Bd . 1, Reinbek bei Hamburg 
1973, S. 21 H. 
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VlEIR W AlL 1rUNGSZIIlElLIE 
VERWAlL1rUNGSAUFGABliN 

LEISTUNGSWIRTSCHAFTLICHES RECHNUNGSWESEN 

BESCHAFFUNG 
DER 
FAKTOREN VERWALTIJNGS-
FÜR DIE 

LEISTUNGS- LEISTUNGS- LEISTIJNGEN .-
LEISTIJNGS- ERSTELLUNG ABGABE 

ERSTELLUNG 

'VIElR~VAlL~lflUNG ABGABEN-

.. .... 

AUFKOMMEN ... <f ~ 

AUSGABEN = EINNAHMEN 

FINANZWIRTSCHAFTLICHES RECHNUNGSWESEN 

-----... ~ MENGEN (MITTELEINSATZ, LEISTUNGEN) 

~~ ZAHLUNGEN 

Abbildung 4: Modell da Güterströme in öffentlichen Verwaltungen und deren 
Abbildung im Rechnungswesen 

der Erreichung der gesetzten Verwaltungsziele. Zur Leistungserstellung wer­
den Personen, Sachmittel und Förderungsmittel C"Produktionsfaktoren") 
benötigt. Verwaltungsleistungen sind das Ergebnis des "Realgüterstromes" 
durch öffentliche Verwaltungen und erzeugen Leisrungs-Wirkungen im Hin­
blick auf die gesetzten Verwaltungsziele. Der Mitteleinsatz bedingt Finanzie­
rungsvorgänge, die in der Regel durch Einnahmen aus dem Abgabenaufkom­
men sowie Transferzahlungen und nur am Rande aus Einnahmen aus der ent-
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geltlichen Abgabe von Verwaltungsleistungen zustande kommen. Diese .Finan­
zierungs- und Definanzierungsvorgänge bilden den nNominalgüterstrom" 
durch öffentliche Verwaltungen. Er verläuft in entgegengesetzter Richtung zum 
Realgü terstrom. 

Der Realgüterstrom mit seinen Abbildungen in Mengen- und Wertgrößen 
ist in erster Linie Gegenstand eines leistungswirtschaftlichen (erfolgswirt -
schaftlichen) Rechnungswesens. Der Nominalgüterstrom, der naturgemäß nur 
einer Abbildung in Wertgrößen zugänglich ist, ist primärer Gegenstand des 
finanzwirtschaftlichen Rechnungswesens. Dieser Nominalgüterstrom alleine ist 
Gegenstand der traditionellen Verwaltungskameralistik, wenn auch in einer 
sehr ausgeprägten intensiven Form. Der zur Effizienzbeurteilung weitaus 
ergiebigere Realgüterstrom wird in den Verwaltungen hingegen nicht oder nur 
sehr eingeschränkt auf bestimmte Verwaltungsvorgänge einer Darstellung und 
Analyse unterzogenS) . 

4. Unerfüllte Ansprüche an die Aussagekraft des Öffentlichen Rechnungs­
wesens 

Die traditionelle Verwaltungskameralistik muß als einseitig angesehen wer­
den, weil sie sich nur an den Zahlungsströmen, nicht aber auch an den Realgü­
terströmen in öffentlichen Verwaltungen orientiert. Auf dieser Informationsba­
sis kann keine Auskunft über Mitteleinsatz und Ergebnis des Verwaltungshan­
delns und damit auch über die Aufgabenerfüllung gegeben werden. Leistungs­
wirtschaftliche Ansprüche im Sinne von Aussagen über die Effizienz und die 
Effektivität des Verwaltungshandelns können nicht erfüllt werden. Betnebs­
wirtschaftliche Elemente, welche die ökonomische Steuerung des Leistungs­
prozesses verbessern ließen, kommen zu kurz. 

Die in Österreich praktizierte Mehrphasenbuchführung6) stellt zwar eine 
Erweiterung der Verwaltungskameralistik auf der Grundlage der doppischen 
Verrechnung dar. Beim Bund und in den meisten Ländern wird dadurch die 
Abstimmung zwischen Haushaltsplan und Haushaltsdurchführung in einem 
geschlossenen Verrechnungssystem ermöglicht. Wenn auch beim Bund unter 
sinngemäßer Anwendung des Aktiengesetzes eine Bestandsrechnung und eine 
Erfolgsrechnung vorgesehen ist, so bleibt ihr Informationswert sehr beschei­
den, nicht zuletzt auch deshalb, weil es für die Bewertung der Vermögensein­
sätze keine klare Lösung gibt und weil der Sinn und Zweck, der mit dieser 
Rechnung verfolgt werden soll, kaum bewußt ist bzw. bewußt gemacht wird. 

Leistungswirtschaftlichen Ansprüchen wird nur in den Empfehlungen zur 
Ausgestaltung des Rechnungswesens in den wirtschaftlichen Unternehmungen 

5) Vgl. L. Richter, KosteninformationssJstem - ein notwendiges Instrumentarium des 
modernen Verwaltungsmanagements, in: . Weber - O. Tylkowski (Hrsg.), Controlling­
Eine Chance für öffentliche Unternehmen und Verwaltungen, Stuttgart 1988, S. 161 ff. 
6) F. Kohl, Ein neues Buchführungssystem in der öffentlichen Verwaltung, in: Journal 

für Betriebswirtschaft, 25. Jg., 1975, S. 217 ff.; R. Schauer, Neue An.sätze zur Buch­
führung und Rechnungslegung in der Bundes- und Landesverwaltung Osterreichs, in: P. 
Eichhorn (Hrsg.), Doppik und Kameralistik, Festschrift für Ludwig Mülhaupt zur Voll­
endung des 75. Lebensjahres, Baden-Baden 1987, S. 291 H. 
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der Gemeinden (BRR) entsprochen7). Auch die neue Bundeshaushaltsverord­

nung (BHV neu) sieht Bestimmungen über die Führung einer Betriebsabrech­

nung (BABR) vor. Sie sind nach § 82 Abs. 1 BHG verpflichtend bei Bundesbe­

trieben und nach Maßgabe einer Entscheidung der haushaltsleitenden Organe 

im Sinne von § 82 Abs. 2 BHG auch bei betriebsähnlichen Einrichtungen sowie 

bei Amtsorganen in der Hoheitsverwaltung zur Feststellung der Kostenstruk­

tur, als Planungshilfe für die Leistungserstellung, für die Ermittlung der Selbst­

kosten bzw. für die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit anzuwenden. Es bleibt 

abzuwarten, inwieweit diese Ermessensregel beansprucht und zur Bereitstel­

lung von Kosteninformationen genutzt wird. 

In anderen Staaten werden die Grundsätze des kaufmännischen Rech­

nungswesens weit stärker berücksichtigt als in Österreich. In den meisten west­

europäischen Staaten (mit Ausnahme der Bundesrepublik Deutschland) sowie 

in den Vereinigten Staaten (USA) und in Kanada bestimmt das kaufmännische 

Rechnungswesen auch den Rechnungsstil öffentlicher Verwalrungen8). Auch in 

der Schweiz sieht das "Neue Rechnungsmodell" auf kantonaler (und kommu­

naler) Ebene die Abkehr von kameralen Rechnungsstil vor'l). Die kaufmänni­

sche Buchführung wurde an die besonderen Bedürfnisse öffentlicher Verwal­

tungen angepaßt. Die angepaßte Übernahme von marktgängiger ADV-Soft­

ware für die Zwecke der Buchführung wurde so ermöglicht. Daraus ableitbare 

Synergieeffekte mit der Privatwirtschaft sollten bewußt genutzt werden kön­

nen. Das neue Rechnungsmodell sieht eine Verbundrechnung vor, die aus Lau­

fender Rechnung, Investitionsrechnung und Bestandsrechnung besteht. Beson­

deres Gewicht wird auf interne Leistungsverrechnungen zur Erfassung der ver­

waltungsinternen Leistungsverflechtungen gelegt. Damit soll die Verwirkli­

chung des Profit-Center-Gedankens gezielt unterstützt werden. Für kalkulato­

rische Abschreibungen, kalkulatorische Zinsen und für (kapitalisierte) Renten­

leistungen wurde ein klares Bewertungsschema entwickelt, das Festwerte oder 

den Wertansatz in Bandbreiten vorsieht. 

Aus diesem gerafften internationalen Überblick wird ein Spannungsfeld 

zwischen Verwaltungskameralistik und kaufmännischer Orientierung deutlich, 

das ein Verständnisproblem und ein Meßproblem widerspiegelt. Das Versttind-

7) Richtlinien zur Aufstellung von Bctriebsrechnungen (BRR), herausgegeben vom 
Osterreichischen Städtebund und vom Osterreichischen Gemeindebund, veröffentlicht 
u.a. in: H. Bauer - K. Saindl, Kommunale Finanzwirtschaft und Haushaltsführung, Wien 
1988, S. 267 H. 
8) K. Lüder, Ein kaufmännisches Rechnungswesen für die öffentliche Verw31tung? - Plä­
doyer für das Uberdenken der Zweckmäßigkeit des staatlichen Rechnungswesens in der 
Bundesrepublik Deutschland, in: PEichhorn (Hrsg.), Doppik und Kameralistik, Baden­
Baden 1987, S. 250 H.; J. Gornas, Offenthche Rechnungssysteme 1m europäIschen Aus­
land, in: K. Lüder (Hrsg.), Entwicklungsperspektiven des öffentlichen Rechnungswe­
sens, Speyerer Forschungsberichte Nr. 48, Speyer 1986, S. 53 H.; K. Lüder, Comparative 
Government Accounting Study - Interim Summary Repon, Speyerer Forschungsberich­
te Nr. 76, Speyer 1989; K. Lüder u.a., Vergleichende Analyse öffentlicher Rechnungssy­
steme, Speverer Forschungsberichte Nr. 73, Bd. 1: USA, Bd.2: Kanada, Bd. 3: Frankreich 
und Großbritannien, Bd. 4: Dänemark, Bd. 6: Kommission der Europäischen Gemein­
schaften, Speyer 1989. 
9) E. Buschor. Die Schweizer Haushaltsrcform der Kantone und Gemeinden, in: P. Eich­
horn (Hrsg.), Doppik und Kameralistik, Baden-Baden 1987, S. 29 H. 
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nisproblem berührt die noch keineswegs ausdiskutierte Fragestellung, ob die 
Instrumente und Techniken des kaufmännischen Rechnungswesens leistungs­
fähiger als jene der traditionellen Verwaltungskameralistik seien. Diese Frage 
kann nur an den zu erfüllenden Informationsansprüchen und damit an der 
gewünschten Aussagefähigkeit des Rechnungswesens in öffentlichen Verwal­
tungen beurteilt werden. Das Meßproblem liegt in der Tatsache begründet, daß 
die Zielsetzungen für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben oft nur allgemein 
formuliert werden können und deshalb nur sehr schwer operational (d .h . meß­
bar) zu definieren sind. In dieser Situation ist die Entwicklung eines Rech­
nungsstils, der sowohl die finanzwirtschaftlich als auch die leistungswirtschaft­
lich bedeutsamen Informationen bereitstellen läßt, besonders vordringlich. 10) 

5. Die Forderung nach einer Neuorientierung des Öffentlichen 
Rechnungswesens 

5.1 Der eingeschränkte Informationsw ert der Jahreserfolgsrechnung 
nach dem BundeshaushaLtsgesetz 

5.1.1 Die bisherige Darstellung laut Bundesrechnungsabschluß 

Nach den Zielsetzungen des Bundeshaushaltsgesetzes (BHG) ist die Jahreser­
folgsrechnung als finanzwirtschaftliche Saldorechnung anzusehen (Abb. 5). 

ERFOLGSRECHNUNG (BHG) 

AUF- ERTRÄGE 
WENDUNGEN 

(ABGABEN-
A UFKOMtvfEN) 

VERMOGENSABGANG 

UNTERSCHIED zu VWV : 

- PERlODENABGRENZUNG 
- LEISTUNGSABGRENZUNG 

Abbildung 5: Grundstruktur der Jahreserfolgsrechnun g 

10) Wissenschaftliche Kommission "Öffentliche Unternehmen und Verwaltungen " im 
Verband der Hochschullehrer für Betriebswirtschaft e.Y. , Leitlinien für d ie Reform des 
öffentlichen Rechnungswesens, in: ÖHW 29. J g. (1988), H . 1-2, S 59 ff. 
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Unterschiede zur Voranschlagswirksamen Verrechnung (VWV) ergeben 
sich einerseits in der (am Leistungsprozeß orientierten) Periodenabgrenzung 
der Zahlungsströme und andererseits in der Leistungsabgrenzung durch Aus­
grenzung der lediglich bestandswirksamen Zahlungen. Bisher wurden Jahres er­
folgsrechnungen für die Jahre 1982 - 1987 veröffentlicht. Sie weisen die in 
Übersicht 1 dargestellte Grobstruktur auf. 

Übersicht l:Jahreserfolgsrechnungen 1982 - 1987 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 

Auj wendun1en 
in Mrd. S 

1. Aufwand . Bedienstete 100,1 105,9 111,9 119,2 126,5 131,2 
2. Abschreibungen und 

Wertberichtigulen 11,2 13,0 14,8 18,5 22,4 24,4 
3. Ubrige AufWen ungen 82,5 102,8 101,3 114,1 114,9 125,9 
4. Transfers D2.4 1 ~Q.6 122.2 172,2 121.2 2Q1.1 
Summe Aufwendungen 326,2 372,3 427,2 431,1 458,7 482,6 

Erträge 
1. Ab~abenerträge 213,0 224,7 252,7 270,8 279,3 291,6 
2. An ere Haupterträge 60,9 63,6 67,4 75,0 74,1 77,2 
3. Ubrige Erträge 19,0 16,5 19,1 33,4 21,4 25,2 
4. Aktivierte 

Eigenleistungen 2,4 2,9 3,5 3,8 3,6 3,6 
5. Transfers 22,8 21,8 17,3 15,7 19,2 20,8 
6. Verm1frensabgang 8.1 42.8 67.2 lZ.1 61.1 63.2 
Summe rträge 326,2 372)3 427) 431)1 458/ 482)6 

QueLle: Rechnungsabschlüsse des Bundes, vcrfaßt vom Rechnungshof 

Bei graphischer Darstellung ergeben sich die folgenden Entwicklungen 
(Abb. 6 und 7): 

Einem stetig ansteigenden Personalaufwand stehen vergleichsweise geringe 
Abschreibungen und \Vertberichtigungen gegenüber. Die unstetige Entwick­
lung der gesamten Aufwendungen ist deutlich von der Entwicklung der übri­
gen Aufwendungen und der Transfers bestimmt. Auf der Ertragsseite wird die 
rückläufige Steigerung der Abgabenerträge deutlich. Ebenso deutlich ist das 
Verhältnis der Vermögensabgänge zu den einzelnen Ertragsposten zu erkennen. 

Abb. 8 zeigt die Aufwendungen und Erträge des Jahres 1987 in einer gra­
phischen Gegenüberstellung. Die gesamten Abgabenerträge reichen gerade aus, 
den Personalaufwand, die Abschreibungen und die übrigen Aufwendungen des 
Bundes zu decken. Der große Block der Transferzahlungen ist ertragsseitig 
nicht voll bedeckbar und läßt eine rechnerische Ausgleichsposition bedeuten­
den Ausmaßes (Vermögensabgang) offen. 

In öffentlichen Verwaltungen stehen die .\ufwendungen und Erträge 
bekanntlich in keiner direkten (Leistungs-)Beziehung zueinander (nAufwands­
wirtschaften"). Deswegen wird die Erfolgsrechnung noch nicht wertlos. Auch 
für öffentliche Institutionen ist 
- der Grundsatz der Vermögenserhaltung, 
- das mögliche Selbstfinanzierungspotential, 
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- das Wissen um die Vorbelastung künftiger Perioden mit Fehlbeträgen aus der 
Wahrnehmung laufender Aufgaben von Bedeutung. 
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Abbildung 6: Jahreserfolgsrechnungen 1982 - 1987, Aufwendungen 
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Abbildung 8: Jahreserfolgsrechnung 1987 in graphischer Darstellung 
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5.1.2 Eine alternative Darstellungsform 

Die Darstellung der Jahreserfolgsrechnung in T-Konten-Form bringt mit 
dem Jahreserfolgssaldo lediglich eine eindimensionale Information. Die Dar­
stellung der Erfolgsrechnung in Staffelform wäre ergiebiger (Abb.9). 

1. (Laufender) Zahlungswirksamer Aufwand 
2 . .I. (Laufender) Abgaben-Ertrag 

3. Zahlungswirksames Ergebnis aus laufender Verwaltungs tätigkeit 

4. Zahlungsunwirksamer Aufwand 
5 . .I. Zahlungsunwirksamer Ertrag 

6. Zahlungsunwirksames Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit 

7. Zinsaufwand 
8 . ./. Zinsertrag 

9. Finanzergebnis 

10. Außerordentlicher Aufwand 
11 . ./. Außerordentlicher Ertrag 

12. Außerordentliches Ergebnis 

13. Jahresedolg (3 + 6 + 9 + 12) 

Abbildung 9: Vorschlag für eine Darstellung der Jahreserfolgsrechnung 
in Staffelform 

Diese mögliche Gliederung der Jahreserfolgsrechnung entspricht sinn­
gemäß auch der nach dem Entwurf zu einem Rechnungslegungsgesetz (RLG) 
in Anpassung an die einschlägigen EG-Richtlinien und in Abkehr von den bis­
herigen aktienrechtlichen Bilanzierungsvorschriften beabsichtigten Gliederung 
für die Erfolgsrechnung, ist aber auf die besonderen Bedingungen in öffentli­
chen Verwaltungen durch die Trennung zwischen zahlungswirksamen und 
zahlungsunwirksamen (in der Abrechnungsperiode nicht mit Zahlungen ver­
bundenen) Aufwendungen und Erträgen aus der laufenden Verwaltungstätig­
keit :mgepaßt. Das zahlungswirksame Ergebnis aus der laufenden Verwaltung­
stätigkeit (Z. 3) entspricht im wesentlichen der Darstellung der Laufenden 
Gebarung in einem Voranschlags- und Rechnungsquerschnitt, wie dies bei 
größeren Gemeinden nach der VRV vorgesehen ist. Das zahlungsunwirksame 
Ergebnis aus der laufenden Verwaltungstätigkeit (Z. 6) wird vor allem durch 
den Abschreibungsaufwand und durch die Vorsorge für künftige Abfertigungs­
und Pensionslasten bestimmt. Der Saldo weist auf die Belastung künftiger Jah­
re mit Zahlungen für Personal und für Erneuerungsinvestitionen hin, die mit 
den gegenwärtigen Verwaltungsaktivitäten verknüpft sind und von ihnen ver­
ursacht werden. Ihm kann das Finanzergebnis (Z. 9) gegenübergestellt werden, 
das im wesentlichen die Belastung des Rechnungsjahres mit den Schuldenauf­
nahmen zur Liquiditätsstützung in früheren Jahren hervorhebt. 
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5.1.3 Unzulänglichkeiten bei der Erfassung der Aufwendungen 

Bei der derzeitigen Ermittlung und Berechnung der nicht-zahlungsglei­
chen Aufwendungen bestehen jedoch unabhängig von der Darstellungsform 

Probleme: 
(1) So verlangt § 57 Abs.3 BHG, daß Wirtschaftsgüter des Anlagevermö­

gens, die einer Wertminderung durch Alter und Abnutzung unterliegen, an te 1-

lig abzuschreiben sind. Als Bewertungsgrundlage gilt grundsätzlich der 
Anschaffungswert. Eine sehr weite Auslegung der Richtlinienkompetenz in der 
vollziehenden Verwaltung bietet nun die Gelegenheit, an der bisherigen Bewer­

tungspraxis nichts zu ändern, d.h. daß nur bei Bundesbetrieben und betriebs­
ähnlichen Einrichtungen (so wie bisher) eine anteilige Abschreibung vorge­
nommen wird. In der gesamten Hoheitsverwaltung verbleibt die pauschalierte 

Abschreibung (50 v.H. des Anschaffungswertes im Jahr der Anschaffung; in der 
Folge keine Wertminderung; die restlichen 50 v.H. werden im Jahr des Aus­

scheidens des Anlagegutes abgeschrieben). Die pauschalierte Abschreibung 
wurde ursprünglich aus Gründen der rechnungstechnischen Vereinfachung 

gewählt. Heute werden die Vermögensverzeichnisse auch in der Hoheitsver­
waltung vielfach automationsunterstützt geführt. Einer genaueren Abschrei­
bungsberechnung mit Hilfe der ADV steht auch bei Wahrung des \'Virtschaft­
lichkeitsgrundsatzes in der Verrechnung nichts mehr im Wege. Ob eine lineare 
Abschreibung vom Anschaffungswert oder eine Buchwertabschreibung wie in 
der Schweiz gewählt wird, ist abhängig von den Abschreibungsregeln, die auch 
in der Wirtschaft gelten, und sonst nur eine rechnungsorganisatorische Frage. 

(2) Die Berücksichtigung des nProduktionsfaktors Zeit" und damit die 
aufwands- und ertragsseitige Vorwegnahme künftiger Zahlungen betrifft 
wegen ihres Umfanges in erster Linie Pensions- und Abfertigungsverpflichtun­

gen. Dies würde eine Änderung in der Verrechnung der laufenden Zahlungen 
für Pensionen und Abfertigungen bedingen. Derzeit werden Abfertigungs- und 
Pensionszahlungen für nicht mehr aktive Dienstnehmer als Aufwand ausgewie­

sen. Diese Zahlungen betreffen aber nicht den Einsatz von Arbeitsleistungen in 
der laufenden Rechnungsperiode. Hingegen findet eine aufwandsseitige Vor­
sorge für die Verpflichtungen, die dem aktiven Personal durch ihre gegenwärti­
gen Dienste erwachsen, nicht statt. Ertragsseitig wäre dem Realisationsprinzip 
folgend die Vorwegnahme künftiger Zahlungen auf vertragliche Berechtigun­
gen zu begrenzen. 

5.1.4 Voraussetzungen für die Gewinnung von Kosteninformationen 

Ein leistungswirtschaftficher Informationswert ist aber erst dann gegeben, 
wenn aus den laufenden Ermittlungsrechnungen Kostennormen 

(1) für die Planung des Leistungsvollzugs und 
(2) für die Wirtschaftlichkeitssteuerung abgeleitet werden. 

Um das Kostenbewußtsein zu stärken und der Kalkulationspflicht für 
rechtsetzende Maßnahmen (§ 14 BHG) entsprechen zu können, sind 
Kosteninformationen, das heißt Informationen über den Wert des Mitteleinsat-
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zes zur Erstellung von bestimmten Verwaltungsleistungen, nötig. Erst auf die­
ser Grundlage können die nach dem Gesetzesauftrag zu prognostizierenden 
finanziellen Auswirkungen bemessen werden. 

Der Kostenstellenverrechnungskreis (KO) in der integrierten Haushalts ­
verrechnung (neuerdings AE-Stellen-Verrechnungskreis genannt) ist in der 
derzeitigen Form für diesen Zweck unergiebig, weil er 

(1) mit Ausgaben und nicht mit Kosten (Aufwendungen) operiert und 
(2) an finanzgesetzlichen Ansätzen orientiert ist und keine kostensteIlenbe­

zogene Gesamtbetrachtung ermöglicht. 
Eine Verbesserung der Informationsgrundlage könnte nur von der geplan­

ten Kostenstellenverrechnung im Rahmen der Betriebsabrechnung (BABR) 
erwartet werden, sofern man sich für ihre Anwendung auch in der Hoheitsver­
waltung entschließen könnte . 

Die notwendigen Kosteninformationen könnten jedoch in einem ersten 
Schritt als Kennzahlen für den zahlungswirksamen und den zahlungsunwirksa­
men Produktionsfaktoreinsatz au s den kostensteIlenbezogenen Jahreserfolgs­
rechnungen abgeleitet werden . Damit sollen den einzelnen Dienststellen 
zumindest Richtwerte für deren Kostenanalysen in die Hand gegeben werden, 
sofern nicht detailliertere Betriebsabrechnungen zur Verfügung stehen. 

Ansatzpunkte hiefür sind etwa in den laufenden Veröffentlichungen der 
deutschen Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung 
(KGSt) über die Kosten eines ArbeitsplatzeslI) oder in einem Organisationser­
laß des Amtes der Salzburger Landesregierung l2 ) zu sehen. 

Zur Wirtschaftlichkeitssteuerung in den einzelnen KostensteIlen wäre es 
weiters notwendig, den Kosteninformationen detaillierte Leistungsinformatio­
nen gegenüberzustellen. Da die Haushalts-Verbundrechnungen in erster Linie 
auf Zahlungsströme ausgerichtet sind, bedingt dies entweder ein eigenes 
System von (mengenorientierten) Leistungsrechnungen oder die kostensteIlen­
bezogene Aufbereitung der in den Verwaltungen erhobenen (Leistungs-)Stati ­
stiken. 

5.2 Der eingeschränkte Informationswert der Jahresbestandsrechnung 
nach dem Bundeshaushaltsgesetz 

5.2.1 Die bisherige Darstellung laut Bundesrechnungsabschluß 

Die Erfüllung der vielfältigen Aufgaben in öffentlichen Verwaltun gen ist in 
zunehmendem Maße an die Bildung und Nutzung vo n erheblichen Vermö­
genswerten gebunden. Eine Bestandsrechnung muß deshalb eine klare Aussage 
über den Stand und die Struktur des öffentlichen Vermögens sowie dessen 
Finanzierung geben und die Entu'icklung im Zeitablauf erkennen lassen . 

Die Jahresbestandsrechnung des Bundes ist gemäß § 95 BHG sinngemäß 
an der Gliederung des Aktiengesetzes 1965 ausgerichtet. Die Jahresbestands -

11) KGSt-Bericht Nr. 10/1988 "Kosten eines Arbeitsplatzes (Stand: 1988)", Köln 1988. 
12) Erlaßsammlung "Innerer Dienst " des Amtes der Salzburger Landesregierung, Kenn ­
zahl 3/22: Arbeitsplatzkosten, 15 . Feber 1989. 
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rechnungen für die Jahre 1982 - 1987 weisen die in Übersicht 2 dargestellte 
Grobstrukrur auf. 

Übersicht 2: Jahresbestandsrechnungen 1982 - 1987 

1982 1983 1984 1985 1986 1987 

Aktiva 
in Mrd. S 

1. Anlagevermögen 335,7 362,0 413,5 428,7 450,6 460,5 
2. Umlaufvermögen 108,5 131,4 104,0 108,5 133,9 150,5 
3. Aktive Rechnungsabgr. 12,7 12,7 11,6 14,4 14,2 16,1 
4. Grundkapital uno 

Kapitalal1c;gleich 1.4 44.5 87,7 1 ~ 1,2 191,7 256,5 
Summe Aktiva 45813 55016 61618 68218 79014 883 16 

Passiva 
1. Rücklagen 8,7 10,6 10,6 15,7 14,6 28,2 
2. Wertberichtigungen 0,2 0,2 0,3 0,0 0,0 0,0 
3. Verbindlichkeiten 444,4 532,9 594,5 656,0 764,8 847,9 

(davon Finanzschulden 341,6 416,2 469,8 525,6 616,9 700,1) 
4. Rückstellungen 0,5 0,5 2,0 2,1 2,1 2,1 
5. Passive Redinungsabgr. 4,5 6,4 9,4 9,Q 8,9 5,4 
Summe Passiva 458.3 55016 61618 682.8 790.4 883,6 

Quelle: Rechnungsabschlüsse des Bundes, verfaßt vom Rechnungshof 

In der graphischen Darstellung ergeben sich die in den Abbildungen 10 

und 11 erkenntlichen Strukturbilder. 

Jahresbestandsrechnungen 1982 - 1987, Aktiva 
1000 

, z..hlen In Mn! , S • 1982 '" n m 198J CD 
CD 

[J 1984 

~ 1965 

0 1986 
800 • 1987 

600 

o 
ANLAGEVER~1OGEN UMLAUFVERM, • ARA GRUNDKAPITAL • KAPrTALAUSGLEICH SUMME AKTIVA 

Abbildung 10: Jahresbestandsrechnungen 1982 - 1987, Aktiva 
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Jahresbestandsrechnungen 1982 - 1987, Passiva 
1000 

Zahlm in Mrd. S CD • 1982 M 

a 1983 
CD 
CD • 19&1 

~ 1985 

0 1986 

• 1987 

Rilcklagcn + Wcnbcr. Finanzschuldcn Übrige Schulden Summe Passiva 

Abbildung 11: Jahresbestandsrechnungen 1982 -1987, Passiva 

Der Zuwachs im Anlagevermögen nimmt degressiv ab, während die Summe 
der Aktiva (Bilanzsumme) eine stark steigende Tendenz aufweist. Die ausge­
wiesene Anlagenintensität ist demnach rückläufig. Diese Entwicklung ist durch 
die ständige Zunahme der Finanzschulden sowie der übrigen Schulden bedingt. 
Die Gegenüberstellung der Aktiva und der Passiva für das Jahr 1987 (Abb. 12) 
zeigt deutlich, daß die Finanzschulden weit mehr als das ausgewiesene Anlage­
vermögen und U mlaufvermögen zusammen betragen. Die rechnerische Aus­
gleichsposition zwischen den höheren Passiva und den niedrigeren Aktiva wird 
im Lichte einer kaufmännischen Auslegung als" negatives Eigenkapitala ange­
sehen und würde in diesem Sinne den Grad der Überschuldung anzeigen. 

5.2.2 Die Sinnhaftigkeit einer Ausrichtung am Gesellschaftsrecht 

Die Ausrichtung öffentlicher Bestandsrechnungen an aktienrechtlichen 
Gliederungs- und Bewertungsnormen, wie dies im Bundeshaushaltsgesetz 
gegeben ist, unterstellt, daß auch für öffentliche Organisationen die gleichen 
Rechnungsziele gelten können wie für private Organisationen. Karl Oettle ver­
weist auf die Verpflichtung "des öffentlichen Wirtschafters, daß er sich darum 
bemüht, die öffentlichen Ziele in gleicher ökonomischer Weise zu verfolgen, 
wie das der private Kapitaleigner von seinen Beauftragten erwartet. Die öffent­
lichen und die privaten Ziele, denen das Wirtschaftlichkeitsstreben dienen soll, 
sind jedoch grundverschieden« 13). 

13) K. Oenle, Notwendigkeit und Grenzen öffentlicher Vermögensrechnungen, in: H. 
Haller - H. C. Recktenwald (Hrsg.), Finanz- und Geldpolitik im Umbruch, Mainz 1969, 
S. 331. 
Ygl. auch die kritischen Ausführungen üger den Sinn einer BundesbiJanz bei: A. Finz, 
Sinn oder Unsinn einer Bundesbilanz, in: OHW, 22. Jg. (1981), S. 275 H. 
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Abbildung 12: Jahresbestandsrechnung 1987, 
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Das öffentliche Vermögen ist aus Widmungskapital finanziert. Die Zweck­
setzung dieser "Widmung" ist erreicht, wenn die gestellte Aufgabe entweder 
bestmöglich oder ausreichend erfüllt wurde. Es besteht kein Rentabilitätsziel 
und bei einer zeitlich befristeten Aufgabe auch kein Substanzerhaltungsziel. 
Anders verhält es sich bei zeitlich unbefristeten Aufgabenerfüllungen, wo die 
Aufrechterhaltung der Leistungsbereitschaft Vermögensvorhaltungen bedingt 
und für einen zeitgerechten Ersatz abgenutzten Vermögens zu sorgen ist, damit 
die Leistungsfähigkeit erhalten bleibt. In diesen Fällen ist ein Substanzerhal­
tungsziel bedeutsam. Es läßt rechnerische Vorkehrungen für eine adäquate Ver­
mögenserneuerung sinnvoll erscheinen. Da die meisten öffentlichen Aufgaben­
stellungen im allgemeinen ohne zeitliche Befristung vorgegeben werden, ist 
eine (erstmalige) Kapitalwidmung ohne Hinweis auf Erneuerungsbedürfnisse 
und damit Folgelasten unbefriedigend 14). 

14) R. Schauer, Öffentliche Bestands- und Erfolgsrechnungen auf aktienrechtlicher 
Grundlage?, in: E. Loidsberger - A. Egger - E. Lechner (Hrsg.), Rechnungslegung und 
Gewinnermittlung, Gedenkschrift für K. Lechner, Wien 1987, S. 366. 
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Klaus Lüder1S) weist auf die besondere Notwendigkeit hin, für die 

Bestandsrechnung konkrete Ansatz- und Bewenungsregeln zu entwickeln. Sie 

sind vor allem für die (planmäßigen) Abschreibungen, für Investitionsbeiträge 

von Dritten, für die Steuerforderungen und für Verpflichtungen aus langfristi­

gen Verträgen vonnöten. 

Der Ausweis eines »negativen Eigenkapitals" wie in Abb. 12 bzw. eines 

Vermögensabganges wie in Abb. 9 müßte nun je nach Bedeutung des Substan­

zerhaltungszieles die zuständigen politischen Entscheidungsgremien zu einer 

Verbesserung entweder der Abgabenertragssituation oder der Aufwandssitua­
tion veranlassen. Da die Möglichkeiten auf der Seite der Abgabenerträge wegen 

der hohen Steuerquote in Österreich bekanntlich begrenzt sind, bleibt nur der 

Aufwandsbereich als Aktionsraum übrig. Der hier anzusetzende Rationalisie­
rungsdruck wir offenkundig. 

Dabei zeigt die Jahresbestandsrechnung in der gegenwärtigen Form aus 

zwei Griinden kein richtiges Bild über die Vermägens- und Schuldenlage des 
Bundes: 

Erstens kann vermutet werden, daß die herrschende Bewertungsregel das 

Anlagevermögen zu tief ausweist. Die starke Investitionstätigkeit des Bundes 

im letzten Jahrzehnt müßte zu überhöhten Abschreibungen geführt haben. Da 

das Ausmaß der ausgewiesenen Abschreibungen im Vergleich zu den Vermö­

gensbeständen jedoch eher gering ist, würden sich aus dieser Sicht nur margina­

le Korrekturen ergeben. Bedeutsamer wäre die Frage, welche Gegenstände des 

Anlagevermögens in der Vergangenheit über Leasing-Verträge finanziert wur­

den und in der Vermögensrechnung deshalb nicht aufscheinen. Eine diesbezüg­
liche Klarstellung hat das Bundeshaushaltsgesetz 1986 nur passivseitig hinsicht­

lich des Ausweises von Finanzschulden, nicht jedoch auch aktivseitig hinsicht­

lich des Vermögensausweises gebracht (§ 65 Abs. 3 BHG). 

Ein zweiter Grund für ein unrichtiges Bild von der Vermögens- und 

Schuldenlage ist darin zu sehen, daß die Passivseite weder die mit dem heutigen 

Personalstand verbundenen Verpflichtungen aus Abfertigungsanspriichen noch 

jene aus Pensionsanspriichen nachweist. Diese mit dem heutigen Personalein­

satz verbundenen künftigen Zahlungsverpflichtungen wären auf den Zeitpunkt 

der Erstellung der Bestandsrechnung zu kapitalisieren und in Form einer 

R.ückstellung auszuweisen. Das Strukturbild der Jahresbestandsrechnung müß­

te demnach noch viel schlechter aussehen als es sich derzeit darstellt. 

5.2.3 Alternative Darstellungsformen 

Unbefriedigend erscheint auch die Informationsaufbereitung der in den 

Jahresbestandsrechnungen bereits jetzt enthaltenen Daten. Die Darstellung in 

Form einer Struktur- und Indexbilanz sowie in Form einer Bewegungsbilanz 
würde den Zugang zu den wesentlichsten Kenngrößen über die Veränderung 

der Vermögens- und Schuldenpositionen im Zeitablauf verbessern. 

15) K. Lüder, Zur Bewertungsproblematik bei finanziellen Verbundrechnungen der 
öffentlichen Hand, in: K. Lüaer (Hrsg.), Entwicklungsperspektiven des öffentlichen 
Rechnungswesens, Speyerer Forschungsberichte Nr. 48, Speyer 1986, S. 96. 
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So stieg z.B. die Bilanzsumme im Vergleichszeitraum 1982 - 1987 um 92,8 

v.H. an, das ausgewiesene Anlagevermögen erfuhr hingegen nur einen 

Wertzuwachs von 37,2 v.H. und das Umlaufvermögen einen Zuwachs von 38,7 

v.H. Das Anlagevermögen machte 1982 noch 73,2 v.H. der Bilanzsumme aus, 

1987 hingegen nur mehr 52,1 v.H. Die gesamten Verbindlichkeiten stiegen zwi­

schen 1982 und 1987 um 90,8 v.H. dn, die Finanzschulden um 104,9 v.H. Die 

Entwicklung der Finanzschulden ist vorrangig fur die Entwicklung der Bilanz­

summe ausschlaggebend: ihr Anteil betrug 74,5 v.H. (1982) und 79,2 v.H. 

(1987). Die rechnerische Ausgleichsposirion "Grundkapital und Kapitalaus­

gleich" betrug 1982 noch 0,3 v.H. der Summe der Aktiva, 1987 hingegen 29,0 

v.H. und stieg somit um das 183-fachc 0). 
Die Summe der Aufwendungen stieg im Vergleichszeitraum um 47,9 v.H. 

Dieser Zuwachs ist verhältnismäßig größer als de, Zuwachs der Abgabenerträ­

ge (+36,9 v.H.), aber auch größer als der Zuwachs der Personalaufwendungen 

(+31,1 v.H.). Dies deutet einerseits auf einen verringerten Deckungserfolg der 

Aufwendungen durch Abgabenerträge hin, andererseits werden Strukturverän­

derungen vom Personalaufwand hin zum Sachaufwand deutlich. Der Vermo­

gensabgang stieg (in absoluten Zahlen) auf das 7 -fache an, 1982 machte er noch 

2,5 v.H. der Aufwendungen aus, 1987 bereits 13,1 v.H. 

Zu fragen ist auch, ob die an aktienrechtlichen Normen ausgerichtete Glie­

derung der Bestandsrechnung verwaltungs spezifischen Informationsbed urfnis­

sen entsprechen kann. So könnte der Informationswert des ausgewiesenen 

Sachvermögens erhöht werden, wenn z.B. folgende Gliederung vorgenommen 

würde: 

(1) Von der Verwaltung selbst benötigtes und genutztes Sachvermägen; 

(2) Von der Verwaltung als Infrastruktur bereitgestelltes und von anderen 

genutztes Sachvermögen (z.B. Straßen); 

(3) In Geld umwandelbares Sachvermägen (z.B. Beteiligungen). 

In diesem Zusammenhang sind folgende Problemstellungen zu klären: 

Besteht ein Interesse an Informationen über jenen Teil des Vermögens, der von 

vornherein nur mit Festwerten bewertet werden kann? Wie ist die Bewertung 

bei älteren Gütern des Anlagevermögens vorzunehmen, deren Anschaffungs­

wert nicht (mehr) zu ermitteln ist? Ist eine in sich geschlossene Bestandsrech­

nung sinnvoll oder genugt eine Teilvermögensrechnung? \Velchen Stellenwert 

haben finanzwirtschaftlich ausgerichtete Deckungsrechnungen ? Die Darstel­

lung des Vermögens und der Schulden in Form einer Bestandsrechnung setzt 
daher KLarhezt uber die zu verfolgenden IrzJormatiorzsziele voraus. Daraus lei­
ten sich die Bewertungsregeln für das öffentliche Vermögen und die Schulden 

ab. Sie sollten eine möglichst willkurfreie und klare Grundlage fur die Bewer­
tung zulassen. 

5.2.4 Möglichkeiten zur Überarbeitung der Rechnungslegungsvorschriften fur 

den Bundeshaushalt 

Am Rande sei vermerkt, daß das kommende Rechnungslegungsgesetz zum 

Teil bedeutende Strukturveränderungcn in der Bilanz und in der Gcwinn- und 
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Verlustrechnung vorsieht. Da die entsprechenden Paragraphen des Aktienge­
setzes 1965, worauf sich das Bundeshaushaltsgesetz bezieht, aufgehoben und 
inhaltlich wieder in das HGB übernommen werden, ist schon formal eine 
Änderungsnotwendigkeit auch im Bundeshaushaltsgesetz gegeben. Sie sollte 
zum Anlaß für eine verwaltungsspezifische Neuorientierung der Normierun­
gen über die Bestandsrechnung des Bundes genommen werden. 

5.3 Erweiterung des Rechnungswesens um leistungswirtschaftliche 
Elemente 

5.3.1 Die Erfolgkontrolle bei fehlender Marktregelung 

Durch die Pauschalfinanzierung des Mitteleinsatzes über Abgabenerträge 
sind die öffentlichen Verwaltungen - wie oben bereits erwähnt - als "Auf­
wandswirtschaften" anzusehen. Die Erfolgskontrolle kann dann nicht wie in 
der Privatwirtschaft über die Erfolge auf dem Markt und damit über externe 
\X'ertvorstellungen geschehen. Die ökonomische Rationalität des Verwaltungs­
handelns muß vielmehr durch ein in der Verwaltung zu entwickelndes (inter­
nes) Informationssystem sichergestellt werden. 

Dieses interne Informations- und Kontrollsystem ist als Surrogat für die 
fehlende Erfolgskontrolle über den Markt anzusehen. Es hat sich nicht allein 
auf haushaltswirtschaftliche Analysen im finanzwirtschaftlichen Sinne zu 
erstrecken. Vielmehr sind die Informationen über die Beziehungen zwischen 
Mitteleinsatz und dem bewirkten Leistungsergebnis zu verstärken. Produkti­
vitätsüberlegungen dieser Art sind nicht nur auf die an das Verwaltungsumfeld 
abgegebenen Leistungen, sondern auch auf die Kapazitätsvorhaltung (Lei­
stungsbereitschaft) und auf die Leistungsinanspruchnahme (Auslastung) in den 
einzelnen Verwaltungsbereichen zu beziehen. 

Die Erfolgsrechnung im leistungswirtschaftlichen Sinne ist in ihrer Grund­
struktur wie in Abbildung 13 aufzubauen. 

Die meisten der anfallenden Kosten werden in öffentlichen Verwaltungen 
in erster Linie von der vorgehaltenen Leistungsbereitschaft (Kapazität) und erst 
in diesem Rahmen von der tatsächlichen Leistungsinanspruchnahme bestimmt. 
Der Anteil der direkt vom Leistungsvolumen abhängigen Kosten (variable 
Kosten) ist vergleichsweise gering. Die Kosten fallen entweder für die Erstel­
lung von Kollektivgiitern (politisch erwünschten Zuständen, wie etwa innere 
und äußere Sicherheit, Bildung, soziale Wohlfahrt) an oder entstehen im 
Zusammenhang mit der Erstellung von marktfähigen Individualgütern (wie 
z.B. Leistungen der Regiebetriebe)16 l . In öffentlichen Verwaltungen überwiegt 
in der Regel die Kollektivgüterproduktion. 

Die in diesem Bereich erstellten (allgemeinen) Verwaltungsleistungen müs­
sen Wirkungen im Hinblick auf die Erfüllung der vorgegebenen öffentlichen 
AufgabensteIlungen erkennen lassen. Die Erfolgsrechnung ist hier als Wir-

16) R . Schauer u.a. , Spezielle Betriebswirtschaftslehre: Öffentliche Verwaltung, Bd . 1, 
Lmz 1988, S. 22 und 35. 
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Abbildung 13: Erfolgsrechnung als leistungswirtschaJtliche Ergebnisrechnung 

kungsrechnung zu entwickeln, die als Ergebnis einen Erfolgsquotienten E 
(=Leisrungs-Wirkungen / Kosten) ermitteln läßt. Nur im Bereich der Individu­
algütererstellung kann die Erfolgsrechm~."1g als monetäre Saldorechnung ent­
wickelt werden. Die hier gegen Entgelt abgegebenen Leisrung~n führen zu 
Erträgen, die den Kosten gegenübergestellt den Erfolgssaldo ermitteln lassen. 
Aus dieser unterschiedlichen Leisrungskonzeption resultieren auch un ter­
schiedliche Deckungserfordernisse. Während im Bereich der Individualgüterer­
stellung die anfallenden Kosten in einer zweidimensionalen Leistungsbezie-
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hung durch die erzielten Markterträge zu bedecken sind, so besteht im Bereich 
der Kollektivgüterproduktion dem Charakter einer Aufwandswirtschaft ent­
sprechend lediglich ein eindimensionales Deckungserfordernis: die Kosten sind 
aus dem Abgabenaufkommen zu bedecken. Die Leistungsbeziehung der 
Kosten ist outputseitig über die nur mengenmäßig zu fassenden Leisrungs-Wir­
kungen herzustellen. 

5.3.2 Notwendige Ergänzungen des Öffentlichen Rechnungswesens 

Das Rechnungswesen der öffentlichen Hand kann deshalb nicht aus­
schließlich auf Geldgrößen beschränkt bleiben. Zur Erfüllung der leisrungs­
wirtschaftlichen Anforderungen bedarf das derzeitige Öffentliche Rechnungs­
wesen verschiedener Ergänzungen: 

(1) Das Informationsvolumen ist auf Mengengräßen im Mitteleinsatz, auf 
Leistungsmengen und daraus folgende Leistungs- Wirkungen auszuweiten. Indi­
katoren haben den Bezug zu den vorgegebenen Sachzielen und damit zu den 
Verwaltungsaufgaben herzustellen. Dadurch sollen Effektivitätsbeurteilungen 
und Effizienzüberlegungen ermöglicht werden. 

(2) Die vielfältigen externen und internen Leistungsstatistiken, die bereits 
jetzt in öffentlichen Verwaltungen geführt werden, sind mit den Zahlen des 
Haushaltswesens und damit mit den Teilsystemen der Haushaltsverrechnung 
zu verknüpfen. Dies kann durch die Datenbankorientierung und durch 
gemeinsame Ordnungskriterien ermöglicht werden. Der Statistik-Bereich ist 
zweckmäßig an den Detaillierungsgrad des Kostenstellen-Verrechnungskreises 
anzupassen. 

(3) Hiezu ist der Informationsumfang im Kostenstellen-Verrechnungs kreis 
zu erweitern und zu verbessern. Derzeit werden den ausführenden Dienststel­
len die Persopalausgaben, Investitionsausgaben und Sachausgaben je nach 
finanziellem Dispositionsfreiraum getrennt nach finanzgesetzlichen Ansätzen 
nachgewiesen. Eine umfassende Information im Sinne einer gewollten Stärkung 
des Kosten- und Leisrungsbewußtseins ist noch nicht gegeben. Das geforderte 
Wirtschaftlichkeitsbewußtsein setzt Informationen über den Wert des gesam­
ten Mitteleinsatzes und die dadurch ermöglichten Leistungen und Leisrungs­
Wirkungen voraus. Dies bedingt in der Folge auch eine stärkere Entwicklung 
der internen Kosten- und Leistungsverrechnung, wenn mehrere Verwalrungs­
stellen an der Erstellung einer Verwaltungsleistung beteiligt sind. 

(4) Die verfügbaren Informationen über Verwaltungskosten und Verwal­
rungsleisrungen müssen den Entscheidungsträgern in den einzelnen Verwaltun­
gen "schmackhaft" gemacht werden, damit sie auch in der Entscheidungsfin­
dung Berücksichtigung finden. Die Informationsaufbereitung kann durch lei­
srungswirtschaftliche Kennzahlen und Kennzahlensysteme geschehen. Kenn­
zahlen zur Produktivität und zur Wirtschaftlichkeit des Verwalrungsgesche­
hens sind die Basis für Zeitreihenvergleiche bei ein und derselben Verwaltungs­
einheit und in der Folge auch für Vergleiche zwischen Verwaltungseinheiten 
mit -vergleichbarer Aufgabenstellung (Verwaltungsvergleiche). 
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5.3.3 Breitere Nutzung bereits vorhandener Kennzahlen 
Bereits jetzt werden in vielen Verwaltungen derartige Kennzahlen für spe­

zifische Aufgabenbereiche ermittelt und auch für die Lenkung und Steuerung 

des Verwaltungsgeschehens eingesetzt. Ihre Bedeutung bleibt jedoch auf die 
einzelne Verwaltungseinheit begrenzt, weil die Kennzahlen einer breiteren 

Öffentlichkeit in den Verwaltungen nicht zur Kenntnis gebracht werden. 

Kennzahlen brauchen jedoch eine verwaLtungsinterne Öffentlichkeit, sollen sie 

mit ihrem Informationswert einen breiteren Nutzen in Verwaltungen stiften. 
Die Koordinationsstellen für die Verwaltungsreform oder für die Interne Revi­

sion im Bundeskanzleramt, der Rechnungshof bzw. die Organisationsabteilun­

gen in den einzelnen Ressorts sind zu ermutigen, allgemein verwertbare Kenn­

zahlen zur Stärkung des Kostenbewußtseins laufend zu veröffentlichen. Als 

Beispiele könnten angesehen werden: 
- Was kostet eine Arbeitsstunde in den verschiedenen Entlohnungsgruppen ? 

- Was kostet ein Standard-Arbeitsplatz je Tag? 
- Wie stark ist eine Arbeitsstunde mit Gehaltsnebenkosten (Dienstgeberanteile, 

Abfertigungsansprüche, Pensionsansprüche) belastet? 
- Was kostet 1 m 2 Bürofläche im Durchschnitt (Gebäudekosten, Ausstattungs­

kosten, Beheizung, Beleuchtung usw.)? 

- Wie hoch ist der Anteil der Fremdfinanzierung bei den Investitionen und wie 

hoch ist der durchschnittliche Zinssatz zu veranschlagen? 
- Was kostet ein Standard-Leistungsfall in einer Verwaltung (z.B.Steuer-Veran­

lagung, abgeschlossenes Studium an einer Universität)? 

5.4 Argumentationsebenen für Wirtschaftlichkeitsanalysen 
Die Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit von Verwaltungsaktivitäten 

kann nicht allein aus dem Gesichtspunkt der einzelnen Verwaltung heraus 

beurteilt werden. Dem Dienstleistungscharakter der Verwaltung folgend müs­

sen auch die Wirkungen auf das Umfeld einer Verwaltung berücksichtigt wer­
den. Verwaltungsinterne und -externe Faktoren sind in die Analyse einzubezie­

hen. Die Summe positiver und negativer Einflußfaktoren bedarf dabei einer 

sinnvollen Ordnung (siehe Abb. 14). Folgende Argumentationsebenen erschei­
nen sinnvo11t 7): 

(1) Effizienz am einzelnen Arbeitsplatz: 
(2) Effizienz im organisatorischen Subsystem (Gruppe, Abteilung); 

(3) Effizienz im Gesamtsystem einer Verwaltungseinheit; 
(4) Effizienzbeziehungen im Umfeld einer Verwaltung 

.(4.1) in Verbindung zum Bürger; 

(4.2) in Verbindung zu anderen Verwaltungen; 

Dies bedeutet eine Ausweitung auf gesellschaftsbezogene Erfolgselemente und 
damit die Einbeziehung von externen Belastungen (soziale Kosten) und Begün­
stigungen (soziale Nutzen). 

17) Vgl. P. Bodenwinkler, Bürokommunikationssysteme in der öffentlichen Verwaltung, 
Diss. Linz 1985, S. 260 ff; A. Picot, Rationalisierung im Verwaltun&.sbereich als betriebs­
wirtschaftliches Problem, in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, 49. J g. (1979), S. 1145 H.; 
A. Picot - R. Reichwald, Bürokommunikation, Leitsätze für den Anwender, München 
1984, S. 105 H. 
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wrrIrU[UJw<GIEW 

POSITIV NEGATIV 

1) EINSATZORT 
(ARBEITSPLA TZ) 

2) ORGANISA TORISCHES 
SUBSYSTEM 
(GRUPPE) 

3) GESAMTSYSTEM 
EINER VERWALTUNG 

4) UMFELD 

a) BÜRGER 

b) ANDERE 
VERWALTUNGEN 

Abbildung 14: Argumentationsebenen für Wirtschaftlichkeitsanalysen 

5.5 Rechnungsorganisatonsche Konsequenzen 

Rechnungsorganisatorisch stellt sich die Frage, wie die Verbindung der 
einzelnen Rechnungselernente sinnvoll zu bewerkstelligen ist. Dem E Tf a 5-
sungsverbund von Informationen in einem mehrgliedrigen, gestuften Daten­
banksystem ist der Vorzug vor komplexen Verrechnungsverbünden zu geben. 
Die Voranschlagswirksame Verrechnung (VWV) ist im Zusammenhang mit 
dem Kostenstellenverrechnungskreis und der Bestands- und Erfolgsrechnung 
als Ebene der Basisdaten anzusehen. Diesen Basisdaten sind im Wege des 
Datenverbunds (nicht jedoch durch Erweiterung des Rechnungsverbunds) 

(1) Leistungsdaten (Kapazitäten, Inanspruchnahme dieser Kapazitäten, 
aufgabenbezogene Leistungsgrößen) und 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 111 von 151

www.parlament.gv.at



(2) Wirkungsdaten (in der Regel Indikatoren für die nicht direkt meßbaren 
Sachzielerfüllungen) 
zuzuordnen. Zeitraum- und projektbezogene Informationsverknüpfungen sol­
len den Zugang zu "ReJonnpotentialen '" zur Effektivitäts- und Effizienzsteige­
rung ermöglichen (Abb. 15). 

L 

BE KO 

vwv 
W LEISTUNGS-WIRKUNGEN 

L LEISTUNGEN 

ZEITRAUM- UND 
PROJEKTBEZOGENE 
INFORMATIONSVERKNÜPFUNGEN 

· PRODUKTIVITATSßEZIEHU~GEr-; 
· WIRTSCIIAnUCHKEITSBEZlEHUr-;GE~ 
· "REFORM- POTENTIALE 

BE BESTANDS- UND ERFOLGSVERRECHNUNG 

KO KOSTENSTELLENVERRECHNUNG 

VWV VORANSCHLAGSWIRKSAME VERRECIINUNG 

Abbildung 15: Datenbankonentierter Erfassungsverbund 

Informationsaufbereitungen dieser Art bilden die Grundlage für die 
Anwendung vemchtungsorientierter (nicht kostenstellenbezogener) Planungs­
und Kontrollaktivitäten. Dies unterstützt eine entscheidungsorientierte 
Betrachtungsweise, die den von den Verwaltungen erbrachten Funktionen in 
der Aufgabenerfüllung ein stärkeres Gewicht beimessen lassen. Als Bewer­
tungsverfahren kommen im wesentlichen die Wertanalyse, die Nutzwertanaly­
se, das Zero-Base-Budgeting und die Gemeinkosten-Wertanalyse in Diskussion 
und immer öfter auch zum Einsatz I8 ). Das grundsätzliche In-frage-Stellen von 
Aktivitäten, die Vornahme von Stärke-Schwächen-Analysen und die Suche 
nach effizienzsteigernden Handlungsalternativen sind gemeinsame Merkmale 
dieser Verfahren. Sie werden im allgemeinen dem strategischen Verwaltungs­
Controlling zugeordnet19). 

18) R. Schauer, Die Verwaltung als betriebliches Teilsystem, Wien 1984, S. 195 H.; R. 
Schauer, Controlling in Non-Profit-O!_g.?-nisationen, in: G. Seicht (Hrsg.), Jahrbuch für 
Controlling und Rechnungswesen '89 (Wien 1989), S. 292 H. 
19) J. Weber - 0. Tylkowski (Hrsg.), Controlling - Eine Chance für öffentliche Unter­
nehmen und Verwaltungen, Stuttgart 1988. 
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6. Das Öffentliche Rechnungswesen als Informationslieferant für ein 
entscheidungsorientiertes Verwaltungsmanagement 

Es ist unbestritten, daß sich das Öffentliche Rechnungswesen ebenso wie 

jedes andere Rechnungssystem an den vorgegebenen und gewünschten Infor­

mationszwecken auszurichten hat. Das Öffentliche Rechnungswesen orientier­

te sich bislang in erster Linie an vo lkswirtschaftlichen Erfordernissen, um die 

gesamtwirtschaftliche Entwicklung besser steuern zu können. Um die betriebs­

wirtschaftIich feststellbaren 1nformationsdcfizite für das Verwaltungsmanage­

ment beseitigen zu können, muß das Rechnungswesen der öffentlichen Verwal ­

tungen zu einem einzelwirtschaftlich o rientierten Informations- und Steue­

rungssystem ausgebaut werden. 

Effizienz und Effekliviläl dürfen keine Leerformeln darstellen . Sie müssen 

in der einzelnen Verwaltung erkannt und gegebenenfalls v erbessert werden 

können. Das Rechnungswesen hat die Informationen zur Erkennung der Effi­
zienzsleigerungspotentiafe zu liefern. Dieses Postulat verlan gt aber nach Maß­

nahmen 

(1) in der Rechnungsorganisation; 
(2) in der Akzeptanz des Rechnungswesens als Lenkungs - und Steuerungs­

instrument beim VerwalLUngsmanagemenl; 
(3) im Bewußtsein über die Aussagekraft des Öffentlichen Rechnungswe­

sens bei den Meinungsbildnern in der Öffentlichkeit. 
Die Nutzung des im Rechnungswesen steckenden Effizienzpotentials ist 

sehr stark an die Nutzung der modernen Formen der Informations- und Kom­

munikationstechnologie gebunden. Dadurch ergibt sich aber auch die "Chance 

einer neuen Gestaltbarkeit" für die Verwaltungsabliufe . Sie stellt eine neue 

Herausforderung an das Management in öffentlichen Verwaltungen dar. Diese 

Herausforderung wird treffend in der Kernaussage eines Weißbuches der iri­

schen Regierung ersichtlich:"Jedes realistische Programm zur Verbesserung der 
öffentlichen Dienste muß sich der Herausforderung der neuen Informations­

und Kommunikationstechnologien stellen und von ihr Nutzen ziehen. Was es 

so herausfordernd macht, ist die Tatsache, daß ein Großteil des möglichen Nut­

zens nur erzielbar wird, wenn die Führungskräfte ihre Art zu denken 
ändern." 20) 

Dieser Aufgabe hat sich die Verwaltungsführung auch bei der Ausgestal­

tung des Öffentlichen Rechnungswesens zur Stärkung der Effektivität und 

Effizienz in öffentlichen Verwaltungen zu stellen. 

20) "Serving the Country better - A. White Paper on the Public Scrvicc" , Dublin 1985, 
Chaptcr 5, im Originaltext zitiert bci: H. Kömg, Informationstechnik als neue Chancc 
für die Verwaltungsführung, Beiträgc zur Verwaltungswissenschaft, Nr. 12, Univcrsitit 
der Bundeswehr Hamburg, Hamburg 1987, S. 24. 
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VERWALTUNGSFÜHRUNG 

Controlling in der 
öffentlichen Verwaltung? 

Herbert König 

Die Frage, ob und wie ein Controlling in der öffentlichen Verwal­
tung installiert werden sollte, ist noch keineswegs ausdiskutiert 
Einerseits ließe es sich als lediglich eine Phase oder auch nur einen 
Denkansatz in einem schon mit dem Performance Budgeting 
einsetzenden, ganzheitlich orientierten Entwicklungsprozeß der 
öffentlichen Verwaltung sehen. Andererseits bedürfte es schon 
einer in diesem Prozeß längst überfälligen Zusammenführung von 
politischer Programmierung und Budgetentwurf, die nach der 
Wirksamkeit öffentlichen Handeins fragt Was aber wären die 
Vorbedingungen einer hierauf angelegten Steuerung? 

Controlling: alter Wein 
in neuen Schläuchen? 

Zunächst wird sich der potentielle An­
wender fragen, ob das, was Ihm nllt der 
Idee eines Vervvaltungscontrolling an­
gesonnen Wird, nicht langst eXistiert. 
Diese Frage muß umso nachdrücklicher 
gestellt werden, als es Promotoren des 
'v'ervvaltungscontrolling gibt, die In die­
sen Begriff durchaus klassische FunktiO­
nen wie die Haushaltsaufstellung. die 
Rechnungslegung oder die Planungs­
funktion öffentlicher Institutionen ein­
beZiehen. Aber das ware eine unzulässI­
ge Usurpation. 

Unrv. -Prof. Dr. 
Herbert König rst 
Drrektor des InSlJluCS 
{ur rnnovalJve Ent­
wicklung in Regie­
rung und Verwaltung. 
Bann. 

V/orum es Vielmehr bei einem sinnvol­
len Vervvaltungscontrolling gehen soll­
te, ISt kürzlich in einem Beitrag von Peter 
Horviith, Werner Seiden schwarz und 
Holger Sommerfeldt ' als Frucht einer 
Japan-Reise angeklungen, die Sich vor­
genommen hatte, die Japanische Con­
trollingpraxis mit Schwerpunkt auf der 
Unternehmensseite zu erkunden. Man 
kam zu der Erkenntnis, daß Controlling 
in Verbindung mit dem Kostenmanage­
ment tragende Siiule des ganzheitlichen 
Ansatzes der lapanlschen Untern eh­
mensphtlosophie ist. wobei der Con­
troller zu einem Prozeßmanager wird, 
der als Freund und Helfer aur die Ar­
beitsebene des Unternehmens ein­
wirkt, stJtt Jis Funktionar zentraler 
Fremdsteuerung und Kontrolle zu er­
scheinen. 

ObertrJgt man dieses Btld auf die offent­
Ilche VervvJltung. Wird deutlich, dJß hier 
In der Tat neue Schläuche geschaffen 
werden sollen, in denen sich dann der 
Wein, das heißt der politische Inhalt 
unserer Arbeit, besonders gut aufgeho­
ben und methodisch behandelt fuhlt. 

, Ko,tenmanagement - Warum die Schrldkrote 
gewinnt In: Harvard BUSlne" Manager 311993, S. 
73H 

Unsicherheit im Detail 
\Vle welt derzeit operationale Aktivlta­
ten in Richtung aut ein Vel'.valtungscon­
trolhng noch auf unSicherem Boden 
entfaltet werden, mag am Beispiel einer 
kürzlich erschienenen Anzeige deutlich 
werden. Gesucht Wird der Leiter beZie­
hungsweise die Leiterin des Stadt-Con­
trolling, das als eine zentrale Stabsabtei­
lung Controlling In einer sudwestdeut­
schen Großstadt aufgebaut werden soll. 
Die Stadt sicht darin "das zentrale In­
strument fur das Ziel der EffIzienzsteIge­
rung unserer Dienstleistungen am BLür_ 
ger' - Erste Frage: Wieso ISt eigentlich 
das Organisationsamt dieser Stadt nicht 
zu dieser Funktion berufen l Es bedürfte 
ja zunachst der NeuorlentlCrung des­
sen, was das Amt seit Jahren tut In 
Richtung auf den Dienst am Bürger 

Gedacht ISt das System weiter als "Wirk­
sames SteuerungsInstrument der Ver­
waltung unter 

• Erfassung der Kosten und Leistungen 

• BudgetlCrung und Budgetkontrolle 
sowie 

• Installation eines Berichtswesens." 

Zweite hage: Budgetlerung und Bud­
getkontrolle - soweit man beides her­
kömmlich versteht - Sind seit leher SJ­
che der Kammerel und des Rechnungs­
prufung'>amtes; aber Vielleicht denkt 
man - das wäre In der Tat neu - an eine 
programmOrIentierte ßudgetstruktur, 
die d':lfln auch eine Wirksame - und 
zugleich politische - Kontrolle ermogll­
ehen würde; dazu wiederum wären zu­
mindest auch das Hauptamt und eln(> 
aus dem Rechnungsprufungsamt zu 
schaffende BinnenreVISIon berufen. Ein 
ordentliches Berichtswesen schließlich 
müßte es eigentlich schon auf dem poli­
tischen Sektor geben, so daß es expltzit 
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lediglich noch In den Dienst der Lei­
stungssteigerung der Verwaltung zu 
stellen wäre. Übrig bleibt dann nur noch 
ein - vom Haushalt heute noch nicht zu 
erbringendes - Vehikel zur Erfassung 
der Kosten und Leistungen. Bereits hier 
deutet Sich an, daß es wenig Sinn macht, 
mit dem Contro lling ein Steuerungsin­
strument schafien zu wollen, solange 
die Grundlagen dieser Steuerung eben 
noch nicht geordnet sind. 

Erwartet werden außerdem "die Formu­
lierung von ökonomischer Aufgaben­
und Ziel kritik sowie die Mitwirkung an 
der striltegischen Planung". Dritte Frage : 
Was ist denn der Unterschied zwischen 
Aufgaben- und Ziel kritik, oder besser: 
Sind Aufgaben Überschriften über Akti­
vltaten und Ziele die d.lrin obwaltenden 
r\rbeltszlele l Wo gibt es schon eine 
IIberzeugende Zil'lstruktur in der öffent ­
lichen Ver\v.lltungl Oder sind Ziele im 
Sinne vo n Zwecken zu verstehen und 
c.l.1mlt die Kehrseite von gesellschilftli­
ehen Problemen l Beispiel: Das Problem 
der Verkehrsunsicherheit des Nachts 
.lui den Straßen für Fußgänger löst den 
Zweck aus, just dieses Defizit zu behe­
ben. Dann ist aber das Ziel im Sinne von 
Zweck die Vorgilbe zur Aufgilbendefini ­
lIon und nicht deren Ausführung. 

Und dilnn fragt es sich noch: Wieso 
reduziert man die Auigaben- und Ziel­
kritik - sofern nl.ln den ßegriff akzeptiert 
- auf einen ökonomischen Ansatz und 
warum geht man nicht Stiltt dessen oder 
unter Einschluß der Okonomie sozial­
wissenschaftlich oder mit einem Politik -
• l nsatz vor l 

Dies alles mag deutlich machen, wie 
;ehr man hier noch mit dem Stock im 
Nebel herumstochert. 

Terminologie und Akzeptanz 
Es soll versucht werden, Kernfunktionen 
des Control ling zu definieren, deren 
Ausgestaltung dann auch eine höchst­
mogliche Akzeptanz in der Verwaltung 
bnngt. 

Charakter und Mandat 

Daß Controlling nichts mit Kontrolle im 
herkömmlichen Sinne zu tun haben 
dürfte, ist längst Binsenweisheit. Im 
Grunde geht es um eine Querschnitt s­
funktion, die sowohl aus dem politi­
schen Programm- als auch dem Organi­
sations- und dem Budgetbereich Daten 
zusammen- und einer Evaluation zu­
führt, und dies in einer Weise, wie es 
bislang eben noch nicht geschehen ist. 
Damit soll die Leitungsinstanz einer In­
stitution in die Lage versetzt werden, 
sich rasch an Umweltveränderungen an­
zupassen und die ihr anvertraute Einheit 

VERWALTUNGSFÜHRUNG 

M~thode V~t~r/Mü"er Merkmal~ A~~ 
Schlichte Frage nach 

Performance Herben Hoover den Kosten der USA insgesamt 
Budgeting Hoover Commlssion einzelnen 

Verwaltun~sleistun~cn 

Vorhabenorientierte Wissenschaftlicher 
Funktionales Budget Paul Senf Budgetgliederung Impuls, Realisierung 

im Saarland 

US -Department of 
Planning- David Novick SySlemanalytischer Defense 
Programming- Allen Schick Ansatz, politische Federal Govemment 
Budgeting-System Moshe Shani Darstellung des insgesamt 
(PPBS) Budgets Provinz 

OntariolCanada 

Rationalisation des Wie PPBS, aber eigene Nach und nach alle 
Robert Poinsard franZÖSischen Choix Budgetaires 
Wenceslas Baudrillard 

Dokumentation im 
RegierungsressorlS auf (RCB) Vorfeld des Budgets 
freiwilli~er Basis 

Margret lhatcher Rigide Pn.ifung der United Kingdom: 
Rayner Commission 

Sir Derek Rayner 
Ministerien; Ziel: Whitehall insgesamt 
20 Prozent Reduktion 

Bild 1: Historie der administrativen Kernfrage: Was, Womit, Wozu? 

mit einem MaXimum an Steuerungsqua­
lität zu führen . Nur : Der Apparat ill s 
solcher muß so gestilltet sein, daß er 
dann auch sinnvoll gesteuert werden 
kann . Moral : Es nutzt nichts, ein gutes 
Dach zu konstruieren, solange die Wän­
de es nicht trilgen . 

Wirksamkeit als Schlüsselkategorie 

Die Schlüsselkategorie eines Sinnvollen 
Verwaltungscontrolling ist die Frage 
nach der Wirksamkeit öffentl icher Pro­
gramme oder ihrer Basiseinheiten, der 
Vorhaben/Maßnahmen/Projekte, das 
heißt die Frage nach deren Problemlci­
sungseffekt, bezogen auf die der Institu­
tion vorgegebene gesellschaftliche Pro­
blemlage.l Diese Wirksamkeit geht über 
den Terminus der Wirtschilftlichkei t als 
reine InpuUOutput-Kategorie hinaus, 
wenngleich miln sie noch unter den 
Effizienzbegriff fassen könnte. 

Kernfragen öffentlichen HandeIns 

Aus Bild 1 so ll deutlich werden, dilß es 
eine Historie der administriltiven Kern­
fragen gibt. Es sind dies die Fragen nach 
dem Was, dem Womit und dem Wozu 
öffentlichen Hilndelns. Die Historie be­
ginnt beim Performance Budgeting aus 
der Zeit der Hoover Commission. leitet 
über zu dem Bild des früheren saarländi ­
schen Finanzministers und Professors 
für Finanzwissenschaft an der dortigen 
Universität, Paul Senf, von einem funk­
tionalen Budget mit einer strikten Vor­
habenorientierung statt der heutigen, 
relativ sinnlosen institutionell-ökonomi­
schen Struktur, berührt alsdann das US­
amerikani sche PPBS und gelangt dann 

1 Siehe dazu aus der Sicht einer umfassenden 
Systemsteuerung unter Einschluß eInes Control­
ling den Verfasser: Grundlagen und Perspektiven 
der Programmsteuerung. on : VOP 311993. S. lS6ff. 

zu der europJl schen DimenSion, n.lm­
Ilch zu der das PPBS weiterführenden 
Rationalisation des Choix Budgetaires 
(RCB) in Frankreich und der RJvner 
Commission im United Kingdom . ' 

Auch heute lassen sich mit diesen drei 
Kernfragen die Strukturen öffentlichen 
Handeins in den Griff bekommen; je­
denfalls hatte die Rayner Commlssion, 
deren Durchgang durch Whitehall sich 
als "Rayner scrutinity" auf diese drei 
Fragen reduzierte, allergrößten Erfolg. 
Denn sie fragte nach den von Regierung 
und Verwaltung zu lösenden gesell­
schaftlichen Problemen, nach dem, was 
daraufhin zu tun sei, und schließlich 
nach dem hierzu erforderlichen Geld . 
allerdings in der auf den Zustand der 
Administration und auf ihre Denkweise 
zugeschnittenen Reihenfolge " was -
womit - wozu" . 

Controlling als 
Führungsinstrument 

Dabei kommt es nicht nur auf die Inhal­
te des Führungswissens an, sondern 
iluch auf eine mciglichst systemadäqua­
te Verortung eines etwaigen Controlling 
in der Verwaltung. 

Bedarf an Führungswissen 

Versucht man einmal, FührungswIssen 
zu strukturieren, so Wird man zu der 
Einsicht gelangen, daß Führungswissen 
sein sollte 

• verdichtetes Filchwissen, auf der Ar­
beitsebene generiert und zu einer für 
die Leitung der Institution brauchba­
ren Dichte zu aggregieren, ferner 

• strategisches Leitungswissen, das sei­
nerseits langfristig-strategische Per­
spektiven und Le itbilder, aber auch 
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Annahmen und Trends. desgleichen 
solche Daten einbeziehendes gesell­
schaftliches Problemwissen und nicht 
ZlIletzt politische \'orgaben umfaßt. 
und schließlich 

• methodisches 5teuerungswissen, 
also das 'Nissen um Ans;itze, Metho­
den, ;\.Iodelle und Instrumente dt'r 
\' erlvaltungsiührun~. 

Adäquate Verortung 

Dies ist ein Punkt. ,11' dem potentiell 
hesonders viele Fehler gem(Kht wpr­
den. Sieht m,ln im \ ' l'rlvaltung~control­
ling ein hochsensibll" und d:,mit auch 
gei(ihrdetes Instrunwnt. d,lnn mur; 111 ,11' 
mit scincr Vt'rortung "ui alk' P,H,lInett'r 
dl's Ft,lcles t'ingl'h~'n . in d,l~ m,ln ('~ 
impl"ntil'rl'n will. 

Iell',ll(' \'()r,W~~l'tzllll!.! hi('riür w;if(', eI.lr~ 
~Ich elil' Vl'r,lnt\\'or[l" Iwn lur el il' pollti­
'C Iw Ct'st,lltung ('II,,'r'l'its unel eI.l~ I\l"­
,( Jurn'nn1.ln,lgl'ml'!H ,lndl'f('r,t'lb Jll'r­
~()nlich gut \'crtr,lgl'n und kt'illl'r dl'm 
,lnderen die Schau ,tl'hlen \\ ill. P,lr,lcll'­
heispiele hierilir w,Hl'n die V('rh;iltni~se 
in ;\;iedersachs('n in,!)('~onder(' zur Zl'it 
des ,\ linistt'rpr;isidenten Ku!wl und ~(' i­
nt's ;\;achiolgt'rs: ahl'r ~()kh(' Idl',llkoll­
~tellationen sind nicht dip Regel. Ein 
tüchtiger K;imnwrpr wird d,lS Control­
ling bei sich v('rankern \\ olll'n. l'in 
tüchtiger Hauptamt~l('i ter wird die IIl~ti­
tution sich zuordnen mögen, 

Von der S,Khe her t'ntscht'idl'n Wird 
hierhei die Frage. ub das Gewicht l'Ill'r 
.\Ui der Optimierung d('r Progr,lmm­
und Vorhabens,lhleltung aus der gesell­
schaitlichen Probleml"ge .• tbc) aui der 
Inhaltlichen Planung, uder aui dN pr;izi­
sen Einstellung der Rl'ssourcen "ui die 
jl'w('iligl'n Progr,,,nnll' und Vorh"ben 
lil'gen soll. Jedeni"lb d,Hf ('in Vt'rI",II ­
tungscontrolling nicht in die l'ine oder 

o .. ProJeklb .. ehru' 

.. • """'0 • .,'1"', I .. Projekt 

.. \'Grbe"all!"",. A"tCblu'p,oJ.II' 
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andere Richtung abrutschen, sondern 
muß sich "Is Instrument der Leiwng der 
Exekutive fühlen . sei sie monokratisch 
oder kollegial organisiert. 

Vorbedingungen eines sinnvol­
len Verwaltungscontrolling 

Hier eröiinet sich das ebenso \\ l'l!er wie 
bislang größtenteils unbed,Khtl' Feld 
der Betrachtung des Unterb.w, zu der 
hier intendierten StelJerungshrlil' . 

Organisatorische Basis: 
Prozeßorganisation 

Aus Bild 2 s(ill deutl ich w('rdl'n , \\'t) die 
VC'rlvaltung von morgen stt'ht'n mür;te. 
\\'('nn ein Controlling seinen \'olll'n Sinn 
entialten ~ollte, Es geht d,l!wi durch.ws 
um l'int, Rl'volution in dt'r iiiil'ntlichen 
VC'rlvaltung, d.ls heißt um dil' ·\hlii~ung 
ell'r imtitutlont'lIl'n "K;istcheIY ' durl h LU 

I'rogr,lInllll'n hoch",l\,~regiertl' Vmh,l­
ben. D,JS I;il;t ~it:h durchaus IlOl h l'in­
drucksvolll'r darstellen .lIs ein ~t hlichtes 
institutiClI1l'1I orientiertes Org.lnlgr"mm, 

Die \\'i~~l'nsch,Ütliche B,lSis zu cinC'11l 
solrhen Schritt lag schnn vor 1,1hrZl'hn­
ten in der Org,1nsationsent\\"icklung, 
wie sie etwa in den USA erd,ll'ht und 
gerflogen worden ist. Als Naml'n hierfür 
stehen Bt'ckhard und Benni~ ' . . ·\us der 
jlingstcn .\ I.lnagementliteratur ~pi zwei­
tens Tom Peters mit einem !)('~onders 
originellen Buch genannt~, Und als drit­
tes schließlich sollte m"n wiederum dip 
Erkenntni5se von Horv(;th, Seid~n­
~chwarz und Sommerieldt .ws ihrem 
S}'stemvergleich mit J,'pan beherzigen. 

~l('hc.· d~llli IIn dt'ut:-du.'n T ( ' :\t \ \'. Hrt 'n C. Be. '11111:,< 

()rg.lnr:-.ttum:--f.·ntwlddung. B,l<h'n· U.!c :, 'll 1'}K~. 

lIl>h(',,,nd"r(' S, hOt. und h=;. 

I TOll' P"I( 'r:-: Bc.'vcmd Hwr,1Hh,, ':- - l thc-r.1I101l 
,\.\.ln.lge.'llh'nt. Ch.'ul!'o(h bc.,j E(,m. {)u':ot'lcl4Jr! 

1""1. 

Addltlo" der .. . ...... , 
I.U el ... ,. .. . lIabl.,,, Zeitpunkt 

Bild 2: Programmdarstellung (mit Manpowerdaten) im Zeitablauf 

wenn sie nochmals unterstreichen. daß 
es dort keineswegs dil~ in der deutschen 
Organisation üblichen Abteilungen 
gebe. man vielmehr - total - im Rahmen 
von Projekten arbeite. die sich perma­
nent mit den sich als Auigaben Mtikulie­
renden Aniorderungen ;indern.-· 

Folgt man ('iner solchen Einsicht. dann 
wird .luch das Cuntrolling selbst zum 
Projekt. und zwar mit der guten Ch.mce. 
wil' in Japan prim;ir ZlI einer Beratungs­
und Trainingsiunktion zu werden. Hier­
zu Horviith: .. Vllas Controlling zu leisten 
hat. muß in dpn Köpien der Leistungser­
bringer und Kostenbeeinilusscr. ,,!so der 
Produktre"lisiC'rpr, geschehen," Projekt­
und Progr"l1ln,.,nagpmpnt wird d.lmit 
nicht zur Ausn"hme. sondern zur Rc'gel 
und prl,wbt. d,IS Potl'nti,,1 der Mit.ubei­
ter unterh"lb eier Leitungsebenl' und 
.wch dl'r dl'~ " rnittlc'ren M,1n.lgl'l111'nt" 
('rsr richtig ,1Uszuschöpien, 

Dil's wiedl'rLIIll I:if~t sich nur d,mn rC'.lli-
5ierl'n. IVl'nn m"n in der Gc'st"ltung 
iiiientlicher ,\ktivit;üen w einer Kon­
gruenz \'on pulitisch-i"chlicher Pro­
gramnwer"n t\V( lr!ung, (lrg,lnisatori­
scher Kompetenz und nicht zuletzt 
budget;irer Veriügungsmacht über die 
<'riorderlichen Ressourcen gelangt. 
Dann schaiit man die- ,wch von Horv(irh 
geiordl,rten kleinen übers,haubaren 
Einheiten und letztlich eine ü!wrzeu­
gende Einiachheit der Organis.Hion. die 
sich dann ,'lICh steuern I;ißt. \wil dip 
erforderlichen Iniorm,Hionen bis ,'ui dil' 
Arbeitsebene gelangen und sich dort in 
Motiv,Hion alle>r Bet(>iligten umsetzen, 

;'vloral: Controlling dient bei gesundem 
Unterbau zugleich nachhaltig dl'r Üher­
windung institutionell('r Grenzen und 
damit - g('nerell gC'sehen - ,llIib,1uorg.,­
nis,ltorischpr Fl'stungsl1laul'rn, dil' sonst 
mit Ve>rve von ihren Inhabern vl'rteidigt 
w~rdcn, 

Budgetäre Vorbedingung: 
Programmstruktur 

Diese Forderung geht aus von der Ent­
wicklung der klassischen Budgetiunktio­
nen hin zur politischen ProgriJmmiunk­
tion des öiientlichen HaushiJlts. der da­
mit erst zu einem .. Regierungspro­
gramm in Zahlen" werden würdt', Allein 
dann. wenn man das Budget von den 
Vorhaben üb~r die Programme zu ei­
nem Gesamtprogramm und -rechen­
werk aufbaut, lassen sich die Budgetan­
teile voll in die Kongruenz von Pro­
gramm. Organisation und Haushalt ein­
fügen, Realisiert sind solche Strukturen 
andeutungsweise in den den Staats­
haushalten vor- oder nachgehefteten 

, Horvath. Seidenschw",z, Sommr,ll'ldl, .1 .• 1,0 ., S. 
75 (fußnote U. 
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Funktlonenrlanen. aber durchJus Juch 
bereits im Ansatz in der mitteliristigen 
Finanzplilnung und nicht zuletzt in ein­
ze lnen politischen BerIchtswerken wie 
etwil dem AgrMbericht oder ,lUch der 
,\.\ittelfristplanung des Landes Nieder­
s,lchsen . 

Kette Vorhaben - Produkt -
Kostenträger 

Output = Produktion von 
Diens1leistungen 

• Erst lnstanzliche Entscheidungen 
(Baugenehmigung. Kfz .Zulassung, pp .J 

• Streilschlich tung und 
Rechtsm I t te len t sc he i du n gen 

• EntwIcklungsplanung 
(Analysen. Pion", pp .) 

• Kommuna lauisicht 

um sie ills Kontenrahmen iür die Ko­
stentrager in der äfientllchen Verwal­
tung zu gebrauchen. 

Reduziertes Berichtswesen 

In die Logik eines solchen Svstems lugt 
sich dJnn auch die Forderung ein. aus 
elen Vo rhaben Produkte zu entwickeln 
und d,lS in dieser Weise produktzen­
trierte Vorhaben zugleich als Kostentrj­
ger zu gebr,luchen. Bild 3 prJsen tiert 
ßeisriele für Produkttyren. entwickelt 
Im R,lhmen einer ,lufgilbenkrltischen 
Un tersuchung bei den baden-wlirttem­
bergischen RegierungsrrJsielien. Es m,lg 
1111 t'lnzelnen noch nicht ganz ,lu5gerelft 
,('In. 50 etw,l bei den Infr,lStrukturiel­
'tungen. vcrmlttelt ,1ber ein ßtld \'on 
L' lner mogllchen Produktdellnilion. 

(Budgetgenehmigung, Rechnungspruiung. pp .1 

Im Rahmen der ControllingdiskussIon 
fordert miln hier und dort den AusbJU 
eines expl iziten Gerichtswesens. Nun 
eXistiert ein solches schon frJgmenta­
ri sch im politisch-fachlichen ßereich, 
Jber auch als ZUJrbeit zur Statistik, und 
es fragt sich, was denn nun noch ge­
sc hehen müsse, um dem Co ntrollingan­
sa tz zum Start zu verhelien . Was wir am 
wenigsten brauchen. sind neben den 
Zahlenfriedhöfen nun auch noch Be­
richtsfriedhöfe, das heißt eine ÜbertiJlle 
Sinnloser Berichte. die dann doch nie­
mand liest. 

• Förderung. Betreuung und Beratung 
(Jugendhilfe , VHS. Spon. pp.) 

• Infrastrukturleistungen 
(I ielbJu. Verk ehr. pp.) 

• Personal wesen 
(Rekrutlerung, Einsatz. Fonb.ldungl 

• Haushaltswirtschait 
(B udgeterstellung •. ausiuhrung. -rechenschJhl 

. Organ.sation 
(StruklUllerung, Verfahren. Innovallonl 

Bild 3: Beispiele für Produkttypen 

,\ndererselts sollte l11,ln die Produkte, 
die 111,111 ,lUS dem - gewunschten -
[)lcnstlcl5tungschclrakter der tiiientlt-

chen Verwaltung heraus definiert. nicht 
überbewerten; auch wenn mJn e5 zu­
nachst bel eml'r remen VorhJbendM­
stellung bel;ißt. würde diese ausreichen. 

ßaut man das Controlling Juf. wie es 
hier ilngedeutet Ist. werden ßerichte 
\\'eltgehend entbehrlich . Inzwischen hilt 
sich ja Juch herJusgesteIlt. daß während 
eies Jahres erstattete, periodisch Jnge­
legte Zwischenberichte nur se lten ihren 
Zweck erfüllen, und mJn sollte schon 
gar nicht einen monströsen Überbau an 

Kommunale lösungen aus einer Hand 
j 

ie schnelle Enl\\'icklun~ in der Infomtllions\·er:nbeitt::tg. schrumpfende 
Ibusll:t1tsmitlel und tbs Selhsll'ers!:indnis der Verw:t1tungen, bLirgermh und 
Ilnihel zu sein. erfordern neue DV-Lösungen. Der Trend zu aUlonomen Lösungen 
:Iuf der fbsi.' ofkner Sl:Intbrd.-; ist tbbei deutlich erkennbar. \Vir haben desh:Jlb 
frühzeitig spezielle Ikr:llung~le:ll1ls flir die indi"iduellen ßedürfnisse "on I\unden 
:IUS den Bereichen der Ollen!lilhen \'ef\\·:t1tung. Energie\'ersorger und I\örper­
sch:d'ter. 0!lenllichen Hechts gegründet und gelloren damit zu den \\'enigen 
S\'slelllll:iusern In Deutschl:l!1t1. die I\olllpetenz und Leistungsf:ihi~keil In 
komll1un:tlen ;\n\\'endungen :lIlbielen können. 

Vertrieb Norddeutsclzlnnd: Vertrieb Siiddeutsclzltmd: --Computerhaus 
4815 1,\lünster WeseJer Su. 253 
Tel 0251 /97 Tl -0 F:l.~ 79S783 

elektronik 
gmbh 

63843 i'ii~tkmberg ;\ordnng 55 - 57 
Tel. 0 fIJ 28 / 944 - 0 F:l.~ 944 - 106 

U1/sere 
Dienstleistung: 

Beratung 
• t])\" ·S<.Itu .~nJh ,c: 

• Oq.!Jnl!\.ltlort'\Jn.lh ~ 

• l()sun~:::'~Unlt·ph.:' 

Support 
• I}JIt"n~un\ t'nlt." nJn~ 

• \()(I\\'.lfl."t'nl" 11. klunJ.! 

• ~1"t\'Jrt.~JnpJ~w n).: 

• \l·t7.t\t'r~Unlt"~1ll1lUng 

Schulung 
• Ilir ~IJmlmJ::,()fl\V~Ul' 

• tur \.. ommurtJll' :\n\\(,'nthln~l'n 

• 't"tl\\ t:rk"o4,:huhln~l'n 

Service 
• 'l. hndlL'r I\umkndll'Il'( 

• 1I.~"nc 
• \\'Jnun~\ t:nrJ~l' 

• :"t(lll\\JI'.'·:'Ilippon\l'nrJ~l' 

• Frrm\'Jnun,R 

MPS-Kommunal 

• HJu.,hJllSJh"· lCklun~ 

• I\J,'\.('nl;\~n 

• Grunfuteuer lInJ .-Ihph<-n 

• Gt"\\ t"rbt.·~{(:u~r 

. Gt"Wt"~LSIt"r 

• Grund"uck." <rwJhun~ 

• F.inl;\ohnt"Tlllt"ldewe<;t" 

VARIALPLUS 
• Pt'l""OnJI~ l'X'n 

• fmJnlhu(hhJlt u n~ 

• KU'lilentechnun!o! 

• .-InIJgcnhul hhJhun~ 

Lösungen für 
Encrgieversorger: 
• VerhrJu(h\J brt,( hnunR 

rur TmfJhnehmcr . 

• \ erl,rJu< h",brechnun~ 
fur SonOrr. enrJ).!:-.\..um.kn 

• AU(II-:I!l-""bft'dtnunK 

• MJtenJIWlflsduft 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 117 von 151

www.parlament.gv.at



Gerichtsantorderungen entwl( kein, (il'r 
dann der geplagten VerwJltung nur 
noch ubergestulpt \\Ird 

Doppik als Voraussetzung? 

Vor wpnlgen Monaterl hat die Hoch­
schule tur VerwaltungswIssenschalten 
Sreyer eine Tagung zLim ,Oitentl,( hcn 
Rechnungswesen 2000" beendet, In (!f'­
ren Rahmen einer dpr belden Veranst,ll­
ter, Klaus Luder, das versohnllchl' Wort 
sprach, man musst' um die Frage ,,001'­
r,k oder er.velterte Kamerall,tlk" keinen 
Glaubenskfleg f'nttachen .. \llerdlngs 
stellt Sich schon d,t' Frage, oh es Sinn 
macht, In der ofientllchen Ver.valtLJflg 
eine vermogens- und schuldenorll'rl­
tlerte t\nfangsbdanz durch pcrrn,lnente 
doprelte ßuchtuhrung In ('Ine \'ermo' 
gens- und schuldenorientiertl' ~c hlu[;b,-
1,1nz zu ubertuhren, unel eilt') letztlich 
Illit delll Z,d, alle vermogell,wlrk,,Jnw 
\'()rg,lIlge fllinull(), LU crr:l,oc'll lind dd' 
fllit zu einer pr,lZlsen ~(J,ll'nrL'C hllUllg 
zu gcl,lIlgen, :lUS der (L1nn d,l' iur d,c 
Ver.v,dtung Interessanten, 111( ht ,1lIo 
dem Iludget herleltbaren D,lten WIP 

etwa .. \bschrelbungen, k,llkuLltorNhe 
Zinsen und sonstige io,llkul,llllfl'>(h('n 
Elemente zu gewinnen \\'arefl 

\Vas m.Jn In der Ver.valturlg sieller 
braucht, Ist erne Kostentragerrechnung, 
wobei WIf eine Kostenartenrechnung 
letztlich Im Haushalt schon h,lben und 
eine KostensteIlenrechnung spatestens 
dann entbehrlich wlfd, wenn man keine 
Institutionelle Gliederung, das heißt 
.>\utbauorganlsatlon mehr braucht, 
Denn dann Ist auch die Ko"tenstelle 
entizlilen. Von daher argumentieren die 
Vertreter einer ~Innvoll er.velterten Ka­
meralistik, daß es letztlich nur einer or­
dentlich gefuhrten Anlagenrechnung 
bedurfe, aus der solche Daten zwanglos 
zu erhalten selen, Im ubrlgen spricht tur 
die letztere der belden Versionen auch, 
daß dann das Budget als Instrument der 
politischen Verantwortung einer Regie­
rung seillen Rang behalt und nicht erst 
durch die Hilltertur etwa einer Planko­
stenrechnung In das ges.Jmte Rech­
nungsgefuge elngefuhrt Wird 

Verwaltungssteuerung als 
Frucht zuvor geschaffener 
Ordnung 

Vielleicht Ist deutlich geworden, \\ 1(' sehr 
es eilles soliden Unterbaues tur el np 
passable Programmsteuerung und eines 
Controlling Im besonderen bedarf 

Einbindung in die Zeitachse 

\V,e am Beispiel NIedersachsen er"cht­
Ilch, erscheint als besonders ver.val­
tungsadäquat erne dreistufige Statfelung 

VERWALTUNGSFÜHRUNG 

ofientllchen H,lIldelns 111 der Zeltach,<" 
namllch In 

• langtrlstlg-strateglsche P('rspe~tl\'en 

• eille n "tteltrlstlg-taktlsche hrlgramm­
gestaltung aut der rolltischen wie c1UI 
der Haushalt<,<,elte und 

• eine kurztrl,tlg-()peratlv(' Anlage dl'r 
Vorhabcr) Llild zugeordnetcn Gud' 
getansatze, 

Damit lassen Sich auch zwanglos ZClt­
horizonte entWickeln, wie Sl~' aut die 
Ver.valtung zugeschnitten er"chelneil, 
namlich der l'lfllahrlge. der tuntlahrlgc 
(genauer - Siehe dlc mittelfristige h­
nanzplanung - drelj;lhrlge) und der l't\\'.1 
tunfzehnlJhrlge HOrizont. 

Zusammenführung von Politik 
und Kosten 

Flihrt Ill,ln den Cl'cI,lnken cil'r jl"l,ll' 
schcn f'rngramrnqruktur dl'S ntlentl, 
Lhcn H,lUSh,llts \\C'ltl'~ so L:l'lafll;t m,ln 
zu Ansatzen, \vIP <,Ie (ll'lsprelswl'lsl' 
heute auch lill Ausland, <,() etw,l beim 
K,lnton lkrn, obwalten." Hier wlfd deut, 
Ilch, wie schr die Idee einer handtesteil 
Integration von f'ol,tik und Kosten be­
reits In der ottentl,chen Ver.valtung tort' 
geschritten Ist Schließlich gibt es (LllU 

hinreichend viele IIlternatlllnale BCI' 
spiele, so etwa bel allen bedeutenden 
Sonderorg<lnIS,1tloncn der Vereinten 
Nationen mit Ihren f'rogrammes ut 
Work and Budget; anführen ließen Sich 
aber auch einige Großforschungs<lnstal­
ten In Deutschland, etwa auch das Bun­
desgesundheitsamt und die vormalige 
Deutsche Forschungs- und Versuchsan­
stalt lur Luft- und Raumfahrt: auch der 
lahrlich erscheinende Band des Landes 
NIedersachsen Lur Mlttelfflstplanung7 

fuhrt In dieselbe Richtung 

Eines Tages Wird miln dann Vielleicht 
auch nicht mehr uber ebenso dickleibi­
ge wie kaum lesbare Volumlna von 
kommunalen, Landes> und ßundeshau­
shalten veriugen, sondern uber Terlhcf­
te, aufgeglledprt n,lch politischen Sekto­
ren oder Ressorts, in denen Sich das 
ursrrungliche politische Gerichtswesen 
einerseits und der Haushalt, endlich elfl­
geteilt n,lch V()rh,lben und Program­
men, andererseits harmonisch zusam' 
menflnden D,mn hatte man ein Steue­
ftCngslf1Strument, mit dem <luch kunftrge 
Trager l'lnes Vpr.valtungscontrolling 
Sinnvoll LU arbeiten vermochten. 

" Stehe dazu Im be'lOnderen John Hp')c,. DIP Autga­
ben- und 1\.1,lf~n(lhmf'ndatenhank Im f'v1anage­

mentsystem l'Lner urTentllchen Vl'ryvaltun.~ ;n 

vop 511993, S. 296H, 

Nledersachslsc he St.J..1tskanzler uno Nteder,),I( h­
sisches FmanzrlllOlsterlum: iY'uttelrrlstJge P1.1nung 
NlederSJchsen 19'J2 biS 1996, HdnnOyer, I"hrllch 
fortgeschllcben 

Ausblick: 
Stufen einer Umsetzung 

\VrJl man mit de>r Idee eines tund,ert 
angelegten V Pf\\ "Itungscontrollln~ 
\\ Ifklrch trf1St m,lcill'n, dann bedart es 
einer sauberen ~tut('niolge, die - und 
das ware wohl sehnn ein 1\1.1xlmum -
etwa e,mchl,d'cn k()nnte 

• auf der oper,ltlvPll Ebenc die> Erstel­
lung von lahrcsrrogrammen unter 
Anlage t'lIwr Vorh,lbensdokumenta­
tlon, die zugleich el,e ,\,1Inl-Organl­
gramme der Vorhaben ausweisen 
und rro Vorhaben lUnllchst le einen 
Budgettitel \of)chen 

• darau,> - oder ,luch vorab - entwlk­
kelt Illitteltmtlgl' Programm- und 
Budgetdarstellungen mit einem 

• VOrSr,lnn ,'ur lJngtrrstrerspektlve 
des Cl'rnell1\\ pS('n', aber auch 

• ,U\\'('lt ertorderllch die Entwlcklun~ 
\'()rhabensbc zogener S tundenzettel 
- tlelastung eirCI '\\Inuten rro Tag -
unter t\ng<lbe der f'rojekte, In denen 
man stundenweise gearbeitet hat, 
terner 

• die Zusammenfassung und uber­
schlaglge lkrechnung der Gemern­
kosten und 

• die Ermittlung der kalkulatOrischen 
Kosten Im besonckren, alsdann 

• die FiXierung eines Kontenrahmens 
und die Erntuhrung von Kostentrager­
konten, Vielleicht Jber auch 

• die Ergebnisdarstellung pro Kosten­
trager Im \-\,pge einer "ßetflebsab­
rechnung" und Vielleicht sogar auch 

• die Einrichtung einer DeckungsbeI­
tragsrechnung dort, wo sie Sinn 
macht, als Instrument der Pri(Yltaten­
ilndung und Rechenschatt, 

Und damit schl,ef)l <,Ich der KreiS: Dann 
waren WI~ endlich Jn einem Punkt. wo 
die Ver.valtung nicht mehr Im \-Vege des 
",\'1uddllng througll" ,nkrementJl vor 
sich hrn wurstelt ("\,1ron \Vrldavskyl, son­
dern zu einer sduberen Pflorltatenlrn­
dung gelangt und damit zugleich die 
Dolitische Basl" dJtur schaflt, daß sie 
eines Tages ~llcht nur Rechenschaft mit 
ernem d;Jrchwl'g ungelesenen, werJ un­
geliebten dicken Il,lIld zur Haushalts­
rechnung legt, son(jprn - dis Sp,egelbrld 
einer sauberen polltisch-budgetaren 
Programmierung - mit ernem LeIstungs­
bericht. der d~'m BlJfger und den von 
Ihm gewahlten I"arlamentarlern sagt, 
wofur das liebe schöne Celd ausgege­
ben worden ISt, das der ßurger rn Form 
seiner r\bgabell ,ln das Gemeinwesen 
zu dessen treu(,11 HJnden geleistet hat. 
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STELLUNGNAHME 

ZUR PARLAMENTARISCHEN ENQUETE 

"KOSTENTRANSPARENZ STAATLICHER AUFGABENERFÜllUNG; 

EINFÜHRUNG EINER KOSTENRECHNUNG DES BUNDES 

UND EINRICHTUNG EINES HAUSHALTSAUSSCHUSSES" 

Dr. Franz FIEDLER 
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DR. FRANZ FIEDLER 

KOSTENTRANSPARENZSTAATLICHER 

AUFGABENERFÜLLUNG 

15. Mai 1996 

1.) Überblick über bestehende rechtliche Instrumente zur Ko­

stenabschätzung von Gesetzes- und Verordnungsenhvür­

fen 

Die zunehmende VelTechtlichung des gesellschaftlichen und wirtschaftli­

chen Lebens hat gleichzeitig zu einer Belastung der öffentlichen Haushalte 

geführt. Dabei ist nicht nur der unmittelbare, in der Zielsetzung des betref­

fenden Gesetzes gelegene Aufwand für die öffentliche Hand, sondern auch 

der sich aus der Vollziehung des Gesetzes ergebende unerwÜIlschte Mehr­

aufwand in Rechnung zu stellen. Denn die politisch begründete Forderung 

nach einem Mehr an staatlicher Leistung, nach der Regelung immer wei­

terer Lebensbereiche bedarf zu ihrer Realisierung eines Mehr an Personen, 

die sich im Anschluß an den Gesetzgebungsprozeß um die Realisierung die­

ser Gesetze kümmern (Stadler, Zw' Beurteilung der Bemessung der perso­

nellen Folgewirkungen neuer Rechtsvorschriften, in: Theorie der Rechtsset­

zung, 1988,419). 

Der daraus entspringenden besonderen Verantwortung für alle in den Ge­

setzwerdungsprozeß eingebundenen Organe wird versucht, durch folgende 

rechtliche Instrumente Rechnung zu tragen: 
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1.) § 28 der Geschäftsordnung des Nationalrates 1975, GOG 

(BGBI Nr 410/1975) 

Gemäß § 28 Abs 1 GOG haben von Abgeordneten zum Nationalrat einge­

brachte selbständige Anträge, nach welchen eine über den Bundesvoran­

schlag hinausgehende Belastung des Bundes eintreten würde, zugleich Vor­

schläge daliiber zu enthalten, wie der Mehraufwand zu decken ist. Der Aus­

schuß, dem ein solcher Antrag zur Vorberatung zugewiesen worden ist, hat 

wiederum gemäß § 28 Abs 2 GOG zu prüfen, ob der Bedeckungsvorschlag 

ausreichend ist. 

2,) Entschließung des Nationalrates vom 19. März 1981 

Am 19. März 1981 beschloß der Nationalrat eine Resolution, in der er sei­

nem Wunsche Ausdruck verlieh, daß jedes Bundesministerium sämtliche 

Gesetzes- und Verordnungsentwürfe dem Rechnungshof zur Stellungnahme 

zu übermitteln hat. In der Begründung des der Entschließung des zugrunde 

liegenden Antrages wurde ausgeführt, daß auf diese Weise die vom Rech­

nungshof zu vertretenden Anliegen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 

und Zweckmäßigkeit in verstärktem Ausmaß in die legistische Tätigkeit 

der Bundesministerien einfließen könnten und gerade die Kenntnis des 

vom Rechnungshof vertretenen Standpunktes für die parlamentarische 

Entscheidungsfindung besonders wertvoll ist (Sten. Prot. NR XV. GP, 

6753). 
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Die Intention, auf der diese Entschließung beruhte, zielte darauf ab, die 

Bundesminister zu verhalten, die von ihnen ausgearbeiteten Gesetzes- und 

Verordnungs entwürfe dem Rechnungshof rechtzeitig zuzuleiten, um ihm 

die Vornahme der Prüfung der in den Erläuterungen enthaltenen Berech­

nungen der Folgekosten der in Geltung zu setzenden Rechtsvorschriften auf 

ihre Plausibilität zu ermöglichen. Voraussetzung für eine solche zielführen­

de Plausibilitätsprüfung durch den Rechnungshof ist allerdings, daß die der 

Berechnung zugrunde liegenden Annahmen der Bundesministerien sowie 

die Folgekostenberechnungen selbst auch tatsächlich nachvollziehbar sind. 

3.) § 14 des Bundeshaltsgesetzes. BRG. i.d.F. der BRG-Novel­

le 1994. BGBI Nr 62611994) 

Ein weiteres, vielleicht sogar das wichtigste rechtliche Instrument zur Ko­

stenabschätzung von Gesetzes- und Verordnungs entwürfen hat der Gesetz­

geber mit dem im Jahre 1986 beschlossenen Bundeshaushaltsgesetz ge­

schaffen. Dessen § 14 Abs 1 Z 1 bis 4 normiert, daß jedem Entwurf für ein 

Bundesgesetz oder eine Verordnung von dem Bundesminister, in dessen 

Wirkungsbereich der Entwurf ausgearbeitet wurde, eine Darstellung der fi­

nanziellen Auswirkungen anzuschließen ist, aus der insbesondere hervorzu­

gehen hat, 

ob und inwiefern die Durchführung der vorgeschlagenen Vorschrift 

voraussichtlich Ausgaben oder Einnahmen für den Bund verursachen 

wird; 
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wie hoch diese Ausgaben oder Einnahmen im laufenden und minde­

stens in den nächsten drei Finanzj ahren zu beziffern sein werden; 

aus welchen Gründen die Ausgaben notwendig sind und welcher 

Nutzen hievon erwartet wird; 

welche Vorschläge zur Bedeckung der Ausgaben gemacht werden. 

In dieser gesetzlich vorgeschriebenen Darstellung ist überdies auf das Bud­

getprogramm Bezug zu nehmen (§ 14 Abs 1 letzter Satz BHG). 

Ferner ist in § 14 Abs 3 BHG festgehalten, daß dann, wenn sich aus rechts­

setzenden Maßnahmen des Bundes für eine am Finanzausgleich beteiligte 

Gebietskörperschaft Ausfälle an Steuern, an deren Ertrag sie beteiligt ist, 

oder Mehrausgaben ergeben, auch diese finanziellen Auswirkungen in der 

Stellungnahme darzustellen sind. 

Letztere Vorschrift nimmt darauf Bezug, daß eine nicht geringe Anzahl von 

Bundesgesetzen tiefgreifende Auswirkungen auf die Haushaltsführung 

anderer Gebeitskörperschaften, vor allen in der mittelbaren Bundesverwal­

tung und der Auftragsverwaltung hat, und bezweckt daher, auf die Verbun­

denheit der Finanzwirtschaft des Bundes, der Länder und der Gemeinden 

(Gemeindeverbände) Bedacht zu nehmen (§ 2 Abs 1 BHG). 
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4.) "Was kostet eine Gesetz?" (Handbuch zur Berechnung der finanziellen 

Auswirkungen von Gesetzen) 

Ende 1992 veröffentlichte der damalige Bundesminister für Föderalismus 

und Verwaltungsreform, Jürgen Weiss, einen Arbeitsbehelf zur Berechnung 

der finanziellen Auswirkungen von Rechtsvorschriften unter dem Titel 

"Was kostet ein Gesetz?". In seinem Geleitwort verwies der :Minister darauf, 

daß nicht nur die rein budgetären Auswirkungen, sondern auch die Kosten 

im betriebswirtschaftlichen Sinn bereits im Entwurfsstadium kalkuliert 

werden sollen. Gedacht war dieses Handbuch als Unterstützung der Le­

gisten bei der Berechnung der Folgekosten von Rechtsvorschriften. Dies 

stellte ein legitimes Anliegen im Interesse der Mehrung des ökonomischen 

Sachverstandes im Rahmen legistischer Vorhaben dar. 

Dieses Handbuch unterteilt die Folgekosten von Rechtsvorschriften in 

• Entstehungskosten 

• Vollzugskosten (Kosten des Vollzuges der Rechtsvorschliften 

in der Verwaltung oder Gerichtsbarkeit) 

• Nominalkosten (Leistungen, die vom Staat an die durch das 

Gesetz Begünstigten zu erbringen sind) 

• volkswirtschaftliche Kosten, deren Abschätzung allerdings 

vom Handbuch ausgenommen ist. 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)124 von 151

www.parlament.gv.at



Eine verbindliche Anordnung, dieses dw"chaus brauchbare Projekthand­

buch bei der Kalkulation von Folgekosten von Gesetzen und Verordnungen 

anzuwenden, konnte der Bundesminister für Föderalismus und Verwal­

tungsreform freilich nicht erlassen. 

5.) § 14 Abs 5 BHG 

Hingegen fügte der Gesetzgeber mit der BHG-Novelle 1993, BGBl 

NI' 960/1993, dem § 14 BHG einen mit 1. Jänner 1994 in Kraft getretenen 

Absatz 5 an, in welchem dem Bundesminister für Finanzen aufgetragen 

ww"de, Richtlinien für die Ausarbeihmg der Darstellung der finanziellen 

Auswirkungen gemäß Abs 1 und 3 des § 14 BHG zu erlassen. 

Der Finanzausschuß des Nationalrates hielt im Ausschußbericht zur BHG­

Novelle 1993 fest, daß mit der Erlassung dieser Richtlinien eine verstärkte 

Einübung von entsprechenden Methoden durch die mit der Vorbereitung 

von legistischen Maßnahmen betrauten Organe bewirkt werden soll; ferner 

wird in diesem Ausschußbericht betont, daß die bisherigen Erfahrungen mit 

der Handhabung der Kalkulationsbestimmungen eine verstärkte Koordinie­

rung angezeigt erscheinen lassen (1428 Blg. NR XVIII. GP, 1). 

Auch diese dem Bundesminister für Finanzen aufgetragene Verpflichtung 

zielte darauf ab, den überwiegend von Juristen dominierten legistischen 

Abteilungen der Bundesministerien das ausreichende betriebswirtschaftli­

che Fachwissen und eine entsprechende Methodik an die Hand zu geben 
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bzw die Kalkulationsvorschriften des § 14 BRG praktikabel zu machen und 

ihre Einhaltung sicherzustellen. 
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11.) Praktikabilität und Effizienz der vorhandenen rechtlichen 

Instrumente zur Evaluierung der Kosten der staatlichen 

Aufgabenerfiillung im Bereich der Rechtssetzung 

1.) ad § 28 GOG 

Die Bestimmung des § 28 GOG bleibt weitgehend unbeachtet und fristet ein 

kümmerliches Dasein. Eine echte Kostenbremse, wie es der Zielsetzung die­

ser auf Initiativanträge anzuwendenden Vorschrift entspräche, ist sie je­

denfalls nicht. Auch ist kaum ein Unterschied feststellbar, ob es sich um 

Initiativanträge von Oppositions- oder Regierungsparteien handelt. In bei­

den Fällen fehlen vielfach Bedeckungsvorschläge oder die diesbezüglichen 

Angaben sind nicht seriös genug bzw nicht nachvollziehbar. 

2.) ad Entschließung des Nationalrates vom 19. März 1981 

Ungeachtet der Entschließung vom 19. März 1981 muß der Rechnungshof 

immer wieder feststellen, daß ihm nicht alle Gesetzes- und Verordnungsent­

würfe von den Bundesministerien zur Begutachtung vorgelegt werden, wo­

mit einerseits ihm die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme genom­

men wird und andererseits dem N ationah'at der Standpunkt des Rech­

nungshofes nicht zugänglich werden kann. Solche Unterlassungen zeigt der 

Rechnungshof im Allgemeinen Teil seines jährlich dem Nationalrat vorzule­

genden Tätigkeitsberichtes auf, ohne daß dies allerdings bisher zu Reaktio-
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nen seitens des Nationalrates gegenüber jenen Bundesministern geführt 

hätte, die dieser Resolution zuwiderhandeln. 

Auch ist für den Rechnungshof nicht erkennbar, welche Aufmerksamkeit 

den von ihm abgegebenen Stellungnahmen im Rahmen der parlamentari­

schen Behandlung der Regierungsvorlagen überhaupt gewidmet wird, da 

die Resonanz der Parlamentarier auf die Begutachtung durch den Rech­

nungshof vergleichsweise bescheiden ist. Dem Rechnungshof ist bisher 

nicht bekannt geworden, daß von ihm als fehlend oder mangelhaft kritisier­

te Folgekostenberechnungen im Zuge der Ausschußberatungen zum Gegen­

stand von Diskussionen gemacht worden wären oder gar dazu geführt hät­

ten, daß Abgeordnete die nachträgliche Vorlage von Kostenkalkulationen 

von jenem :Minister gefordert hätten, der den Gesetzesentww"f erarbeitet 

hat; ganz zu schweigen davon, daß solche Kostenberechnungen tatsächlich 

nachgeholt worden wären. 

3.) ad § 14 BRG 

Ähnlich unbefriedigend stellt sich die Vollziehung des die Folgekostenbe­

rechnungen von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen regelnden § 14 BRG 

dar, wie sich der Rechnungshof in seiner täglichen Arbeit überzeugen kann. 

Wenngleich nicht unerwähnt bleiben darf, daß sich die Situation in den 

letzten Jahren gebessert hat, geben vor allem die nachangeführten, häufig 

anzutreffenden Umstände Anlaß zu Kritik: 
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• Trotz der in § 14 BRG normierten Verpflichtung ist einigen Geset­

zesentwürfen dennoch keine Berechnung der Folgekosten ange­

schlossen. Dies wird vom Rechnungshof in seinen Stellungnahmen 

regelmäßig bemängelt und führt auch immer wieder dazu, daß in 

der dem Nationah"at zugeleiteten, auf grund des Begutachtungsver­

fahrens - gegenüber dem Ministerialentwurf - überarbeiteten (er­

gänzten) Regierungsvorlage die finanziellen Auswirkungen des Ge­

setzesvorhabens schließlich doch enthalten sind. 

• Häufig beschränken sich die Erläuterungen zu den finanziellen Aus­

wirkungen auf die bloße Behauptung, daß sie nicht abschätzbar 

seien. Es soll in diesem Zusammenhang nicht verkannt werden, daß 

diese Behauptungen in manchen Fällen, vor allem dann, wenn mit 

einem Gesetzesvorhaben völliges Neuland betreten wird, ihre Be­

rechtigung haben mag. Vielfach dient sie allerdings nur als be­

quemer Vorwand, keine Kostenberechnung anstellen zu müssen. 

Auch ist nicht auszuschließen, daß in dem einen oder anderen Fall 

ein Nichtoffenlegen der - mitunter beträchtlichen - finanziellen Aus­

wirkungen von der Absicht getragen ist, allfällige Einwände (zB des 

Bundesministeriums für Finanzen oder der parlamentarischen Op­

position) gegen einen Gesetzesentwurf gar nicht erst aufkommen zu 

lassen. 

• Ferner macht der Rechnungshof nicht selten die Beobachtung, daß 

die finanziellen Auswirkungen von Gesetzesvorhaben nw" ganz all­

gemein geschätzt werden und nähere Angaben über den Umfang der 

voraussichtlich zusätzlichen Voll ziehungs akte und darüber, ob diese 
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mit den vorhandenen Kräften bewältigt werden können (vgl. Ent, 

Gesetzgebungsökonomie, in: Methodik der Gesetzgebung 1982, 64), 

fehlen. 

• Vielfach enthalten die Folgekostenberechnungen zwar detaillierte 

Angaben, doch sind die ihnen zugrunde liegenden Annahmen nicht 

näher erläutert und daher weder diese noch in weiterer Folge die 

mit den Gesetzesvorhaben verbundenen finanziellen Auswirkungen 

nachvollziehbar. 

• Schließlich kommt der Rechnungshof bei manchen in den Erläute­

rungen angestellten Berechnungen zu dem Ergebnis, daß die Kosten 

unrichtig, meist zu niedrig, ermittelt wurden. Auch insoweit muß 

die Möglichkeit einkalkuliert werden, daß die Folgekosten ganz be­

wußt zu niedrig angegeben werden, um die Gesetzwerdung zu "er­

leichtern" und "vermeidbaren" Einwänden die Argumentations­

gnmdlage zu entziehen. 

• Obwohl § 14 Abs 1 Z 3 BHG eine Darstellung der finanziellen Aus­

wirkungen fordert, aus der insbesondere hervorzugehen hat, aus 

welchen Gründen die Ausgaben notwendig sind und welcher Nutzen 

hievon erwartet wird, ist den Gesetzesentwürfen nur relativ selten 

eine Kosten-Nutzen-Analyse angeschlossen, wenngleich auf deren 

Bedeutung im Schrifttum verwiesen wird (zB Holzingel', Die Tech­

nik der Rechtssetzung, in: Theorie der Rechtssetzung, 1988, 279 bis 

281; Schäffer, Wege zum besseren Gesetz, in: Zeitschrift für Gesetz­

gebung, 1989, H 4, 312 f). 
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• Auch die im § 14 Abs 3 BHG geforderte Darstellung der Auswirkun­

gen von rechtssetzenden Maßnahmen des Bundes auf die Haushalte 

anderer Gebietskörperschaften fehlt zumeist in den Erläuterungen, 

so daß der Verbundenheit der Finanzwirtschaft des Bundes, der 

Länder und Gemeinden nicht Rechnung getragen wird. 

4.) ad Arbeitsbehelf "Was kostet ein Gesetz?" 

Ebenso läßt die Verbreitung der Anwendung des Arbeitsbehelfs "Was kostet 

ein Gesetz?" in den legistischen Abteilungen der Bundesministerien zu 

wÜllschen übrig. Viel zu wenig werden die darin enthaltenen Anleitungen 

zur Berechnung der Folgekosten von Rechtsvorschriften beachtet, was in 

der Regel mangelhafte Kostenkalkulationen nach sich zieht. 

5.) ad § 14 Abs 5 BHG 

Kritikabel ist schließlich auch die Säumigkeit des Bundesministers für Fi­

nanzen, der es ungeachtet der seit fast zweieinhalb Jahren in Geltung 

stehenden Vorschrift des § 14 Abs 5 BHG unterlassen hat, Richtlinien für 

die Ausarbeitung der Darstellung der finanziellen Auswirkungen von 

Rechtsvorschriften zu erlassen. 

In Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage eines Mitgliedes des 

Bundesrates (1154/J-BR/95), wann mit der Erlassung der Richtlinien ge-
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rechnet werden könne, stellte der Bundesminister für Finanzen im Jän­

ner 1996 immerhin in Aussicht, daß dies noch in diesem Jahre der Fall sein 

werde (1070/AB-BRl96). 

6.) ZwischenresÜInee 

Aus der Gegenüberstellung der bestehenden Instrumentarien zur Ermitt­

lung von Folgekosten auf der einen und ihrer Praktikabilität und Effizienz 

auf der anderen Seite gelangt man zu folgendem ZwischenresÜInee: 

Die bestehenden Instrumente, insbesondere § 14 BHG, sind dW'chaus 

brauchbar, sie vermögen jedoch nicht das ihnen zugedachte Ergebnis 

zu zeitigen und erweisen sich demnach als ineffizient. Dies liegt jedoch 

nicht an ihnen, sondern an denjenigen, denen ihre Handhabung über­

antwortet ist. 

Die hiefür Verantwortlichen sind sowohl im Bereich der Verwaltung 

als auch der Gesetzgebung anzutreffen. 

Als Beispiele für Versäumnisse in der Verwaltung seien die mangel­

hafte Voll ziehung des § 14 BHG und nicht zuletzt die Säumigkeit des 

Bundesministers für Finanzen im Zusammenhang mit den bisher nicht 

erlassenen Richtlinien nach § 14 Abs 5 BHG erwähnt. 

Die Vertreter der Legislative wiederum müssen sich die kritische Fra­

ge gefallen lassen, welchen Stellenwert sie dem § 28 GOG beimessen 

III-29 der Beilagen XX. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)132 von 151

www.parlament.gv.at



bzw weshalb sie nicht die lückenlose Einhaltung der Entschließung 

des Nationalrates vom 19. März 1981 und die ordnungsgemäße Voll­

ziehung des § 14 BHG mit den ihnen zw' Verfügung stehenden parla­

mentarischen Kontrollinstrumentarien einmahnen. 

Daraus erhellt aber, daß es sich im Zusammenhang mit der vielfach anzu­

treffenden mangelhaften Berechnung der Folgekosten von Rechtsvorschrif­

ten nicht um ein Regelungsdefizit, sondern um ein Vollzugsdefizit handelt. 

Ehe daher der Ruf nach neuen Vorschriften laut wird, gilt es zuvor kritisch 

zu hinterfragen, weshalb die bestehenden Vorschriften nicht eingehalten 

werden. 

Gewiß ist dabei zu berücksichtigen, daß die Nichteinhaltung all dieser Vor­

schriften nicht unmittelbar mit Sanktionen bedroht ist. Allerdings erscheint 

diese Erklärurig zu kurz gegriffen, da ja jedenfalls politische Sanktionen 

oder zumindest deren Androhung immerhin möglich wären. Da auch hievon 

nicht bzw kaum Gebrauch gemacht wird, muß das Problem notwendiger­

weise tiefer liegen. 

Soweit dies vom Rechnungshof aufgrund der von ihm mit der Kalkulation 

von Folgekosten gemachten Erfahrungen beurteilt werden kann, ist der 

Grund dafür, daß die Vorschriften über die Berechnung der Folgekosten 

vielfach nicht beachtet werden, vor allem darin gelegen, daß der politische 

Wille, legislativ gestaltend (nicht selten gesellschaftspolitisch gestaltend) 

auf Lebensverhältnisse einzuwirken und ein ganz bestimmtes Ergebnis zu 

erzielen, derart dominant ist, daß der Frage, welche Kosten damit verbun­

den sind, weit untergeordnete Bedeutung zukommt. 
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Dabei macht es kaum emen Unterschied, ob dieser politische Wille von 

einem Bundesminister bzw der Bundesregierung oder von Abgeordneten, 

sei es der Regierungs- oder der Oppositionsparteien, ausgeht. 

In dieser eindeutigen Dominanz des politischen Willens der Verantwor­

tungs- und Entscheidungsträger gegenüber der Kostenfrage manifestiert 

sich - entgegen anderslautenden Bekundungen - im Ergebnis ein nur sehr 

rudimentär ausgebildetes Kostenbewußtsein. 

Solange daher dieses Kostenbewußtsein derart verkümmert ist und im ent­

scheidenden Moment vom politischen Willen überlagert wird, müssen alle 

Versuche, mit bloßen Änderungen von Rechtsvorschriften allein Abhilfe 

schaffen zu wollen, zum Scheitern verurteilt sein. Entscheidend für eine 

Verbesserung der gegenwärtig unbefriedigenden Situation ist nicht die 

Flucht in neue Rechtsvorschriften, die nur kurzfristig einer gewissen "Be­

ruhigung" aufmüpfiger KIitiker dienen können, entscheidend ist vielmehr 

eine deutliche Hebung des Kostenbewußtseins, die dazu führt, die bereits 

bestehenden, auf die Eindämmung von Kostenvermehrungen abzielenden 

VorschIiften gemäß den Intentionen ihrer Schöpfer zu vollziehen bzw die 

Einhaltung dieser VorschIiften zu überwachen. Gelingt es hingegen nicht, 

das Kostenbewußtsein zu heben, werden auch noch so gut gemeinte neue 

Vorschriften ähnlich ineffizient bleiben wie die derzeitigen und das Voll­

zugsdefizit weiterhin zu beklagen sein. 
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111.) Verbesserungsmöglichkeiten zur Herbeiführung einer 

wirksamen Folgekostenabschätzung von Gesetzes- und 

Verordnungsentwürfen 

1.) Erlassung von Richtlinien gemäß § 14 Abs 5 BHG 

Unter Beachtung der Notwendigkeit der Stärkung des Kostenbewußtseins 

aller im Gesetzwerdungsprozeß Beteiligten wäre es wünschenswert, wenn 

der Bundesminister für Finanzen der ihm obliegenden Verpflichtung zur 

Erlassung von Richtlinien für die Ausarbeitung der Darstellung der fi­

nanziellen Auswirkungen von Gesetzen und Verordnungen gemäß § 14 

Abs 5 BHG nachkäme. Damit würde den Legisten eine verbindliche Anlei­

tung für die Berechnung der Folgekosten von Rechtsvorschriften an die 

Hand gegeben werden. 

2.) Einführung eines Haushaltsausschusses 

Im Zusammenhang mit der gleichfalls in Erwägung gezogenen Einrichtung 

eines - neuen - Haushaltsausschusses des Nationalrates, dem das Recht zu­

kommen soll, die finanziellen Auswirkungen eines Gesetzesvorschlages zu 

prüfen bzw Gutachten über die Kosten der Vollziehung von Gesetzen einzu­

holen und hiezu Stellungnahmen abzugeben sowie eine ex-post-Evaluierung 

der finanziellen Dimensionen bereits geltender Gesetze zu beschließen, 

stellt sich eine Reihe von Fragen, die nicht leichtfertig beantwortet werden 

sollten: 
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a) Es erscheint nicht ganz einsichtig, weshalb die dem Haushaltsaus­

schuß zugedachten Kompetenzen nicht ebensogut von dem bereits be­

stehenden Budgetausschuß des Nationalrates wahrgenommen werden 

könnten. 

b) Es erhebt sich die Frage, mit welcher Infrastruktw', vor allem mit wel­

chen und wievielen Experten der Haushaltsausschuß ausgestattet 

werden muß, um seinen anspruchsvollen Aufgaben nachkommen zu 

können, und welche Kosten damit verbunden sind. Insoweit muß sich 

auch der Vorschlag auf Schaffung eines Haushaltsausschusses gefallen 

lassen, einer Folgekostenberechnung und einer Kosten-Nutzen-Analy­

se unterzogen zu werden. 

c) Weiters müßte geklärt werden, wer in der Lage ist, die vorgesehenen 

Stellungnahmen bzw Gutachten für den Haushaltsausschuß zu erstat­

ten. Sollte in diesem Zusammenhang daran gedacht werden, den Rech­

nungshof - als Organ des Nationalrates - zu beauftragen, unterlassene 

Folgekostenberechnungen selbst nachzuholen, würde dies angesichts 

der als bekannt vorauszusetzenden Fülle an Regierungsvorlagen und 

Initiativanträgen zu einer vollständigen Änderung der Aufgaben des 

Reclmungshofes und einer weitestgehenden Einschränkung seiner ur­

eigensten Bestimmung, nämlich der nachprüfenden Kontrolle der Ver­

waltung, führen. Die Alternative, den Rechnungshof personell so stark 

aufzustocken, daß er diese neuen Aufgaben zusätzlich erfüllen könnte, 

wird angesichts des allenthalben bekundeten Willens zu Personalein-
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spartmgen im öffentlichen Sektor wohl nicht ernstlich in Erwägung zu 

ziehen sein. 

Der Rechnungshof wird aber jedenfalls weiterhin - folgend dem in der 

Entschließung vom 19. März 1981 zum Ausdruck gebrachten Wunsch 

des Nationalrates - im Rahmen des Begutachtungsverfahrens die 

Folgekostenberechnungen der Ministerien in den ihm zur Stellungnah­

me übermittelten Gesetzes- und Verordungsentwürfen auf ihre Plausi­

bilität überprüfen und dazu seine Stellungnahmen abgeben. Sein 

Interesse daran, daß seine Stellungnahmen im zuständigen Ressort 

bzw bei den parlamentarischen Beratungen weit mehr als bisher be­

achtet werden, ist gleichfalls ungeschmälert. 

d) Die für den Haushaltsausschuß vorgesehene Möglichkeit, eine ex-post­

Evaluierung der finanziellen Dimensionen bereits geltender Gesetze 

zu beschließen, setzt voraus, daß anläßlich der Ausarbeitung des Ge­

setzesentwurfes Kostenschätzungen angestellt wurden, da andernfalls 

nur eine Ermittlung der fmanziellen AuswirktlIlgen eines Gesetzes 

erreicht werden kann, nicht jedoch eine Überprüfung, ob die seinerzeit 

prognostizierten Kosten tatsächlich eingehalten wurden. 

Auch müßte die Zahl der einer ex-post-Evaluierung zu unterziehenden 

Gesetze limitiert werden, da der mit einer solchen Evaluierung ver­

bundene zeitliche wie personelle Aufwand, vor allem bei Gesetzen, die 

österreichweit auf Ebenen verschiedener Gebietskörperschaften zu 

vollziehen sind, keinesfalls unterschätzt werden sollte. 
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e) Schließlich sollte aber auch die Frage der Sinnhaftigkeit eines Haus­

haltsausschusses unter dem Gesichtspunkt der aus der Vergangenheit 

gewonnenen Erfahrungen nicht ausgeklammert bleiben. Davon aus­

gehend, daß der Haushaltsausschuß im Ergebnis dazu beitragen soll, 

die Zahl jener Gesetze zu reduzieren, deren Vollzug unvertretbar hohe, 

als solche jedoch nicht ohne weiteres erkennbare Kosten verursacht, 

scheint ein Blick in die Geschichte des ästerreichischen Parlamentaris­

mus angebracht. 

Ein dem Haushaltsausschuß vergleichbares kostendämpfendes Regu­

lativ sah nämlich bereits die Geschäftsordnung des Nationalrates aus 

dem Jahre 1920, BGBI NI' 10/1920, vor, dessen § 8 Abs 1 anordnete, 

daß Anträge von Abgeordneten, nach welchen eine über den Bundes­

voranschlag hinausgehende finanzielle Belastung des Bundes eintre­

ten würde, der geschäftsordnungsmäßigen Behandlung nw' dann 

unterzogen werden dw,ften, wenn sie zugleich Vorschläge darüber ent­

hielten, wie der Mehraufwand zu decken war. Die Entscheidung hier­

über stand gemäß § 8 Abs 2 GOG 1920 dem Hauptausschuß des N atio­

nalrates nach freiem Ermessen zu, der Anträge ohne zulängliche Be­

deckungsvorschläge als zur parlamentarischen Behandlung ungeeig­

net dem Antragsteller zurückstellen konnte. 

Darüber hinaus war der Finanz- und Budgetausschuß gemäß § 8 Abs 3 

GOG 1920 dazu berufen, eine gutächtliche Äußerung über Ausschuß­

anträge abzugeben, welche eine über den Bundesvoranschlag hinaus­

gehende fmanzielle Belastung des Bundes vorsahen oder bewirkten. 

Es ist jedoch nur ein einziger Fall einer derartigen Begutachtung be-
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kannt (CzernylFischer, Kommentar zum GOG 1961, S 63), was darauf 

schließen läßt, daß diese Regelung kaum mit Leben erfüllt war. 

Mit der Geschäftsordnung des Nationalrates aus dem Jahre 1961, 

BGBI Nr 178/1961, wurden die Regelungen über die Bedeckung von 

Anträgen, deren Prüfung und die gutächtliche Äußerung hiezu gering­

fügig modifiziert (§ 21 GOG 1961). Sie wurden jedoch nach parlamen­

tarischer Übung gleichfalls nicht streng eingehalten und erlangten 

kaum praktische Bedeutung (CzernylFischer, Kommentar zum 

GOG 1975, S 90). 

Dieser Exkurs in die Vergangenheit sollte zu hoch gesteckte Erwartun­

gen, die an die Einrichtung eines Haushaltsausschusses und die Wahr­

nehmung der ihm übertragenen rechtlichen Möglichkeiten geknüpft 

sein mögen, dämpfen, vor allem dann, wenn einer solchen Einrichtung 

nicht die Steigerung eines allgemeinen Kostenbewußtseins vorgeschal­

tet ist. 
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IV.) Kostenrechnung in der Bundesverwaltung 

Der Rechnungshof steht der Einführung einer Kostenrechnung in der Ver­

waltung positiv gegenüber, nicht zuletzt auch deshalb, weil er sich davon 

eine Stärkung des - gerade in der Hoheitsverwaltung unterentwickelten -

Kostenbewußtseins verspricht. Der Rechnungshof hat jedoch zu dem zur 

Diskussion stehenden IVlodell der Kostenrechnung folgende Anmerkungen 

zu machen: 

1.) Außer der angestrebten Kostentransparenz und der Gewährleistung 

der Kostenwahrweit soll das vorgeschlagene Modell der Kostenrech­

nung die Wirtschaftlichkeit und die Effizienz des Mitteleinsatzes sowie 

der Leistungserbringung steigern und eine verursachungsgerechte, 

entscheidungsorientierte Verrechnung der Leistungen des Bundes er­

möglichen. 

Dieses - modellhaft durchaus sachgerechte - Ziel der Kostenrechnung 

wird jedoch nur in jenen Bereichen der Verwaltung zu eneichen sein, 

wo die Möglichkeit besteht, ausgehend von den Ergebnissen der Ko­

stenrechnung den Ressourceneinsatz zu steuern. Dies wird aber in der 

Verwaltung nicht überall in gleichem Ausmaß möglich sein, sodaß sich 

empfehlen wird, nicht bloß ein Modell der Kostem'echnung flächen­

deckend und unterschiedslos der gesamten Bundesverwaltung vorzu­

schreiben, sondern differenziert und unter Berücksichtigung der un­

terschiedlichen Aufgabenstellungen der einzelnen Ressorts bzw 

Dienststellen vorzugehen. 
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2.) In diesem Zusammenhang muß sich auch die Einführung der Ko­

stenrechnung in der Bundesverwaltung einer Kosten-Nutzen-Analyse 

stellen. Es muß vermieden werden, daß in gewissen Bereichen der 

staatlichen Verwaltung der mit der Einführung der Kostenrechnung 

verbundene, mit Sicherheit zu erwartende zusätzliche - personelle -

Aufwand mehr kostet, als der Nutzen der Kostenrechnung ausmacht. 

3.) Die Einführung einer betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten voll 

entsprechenden Kostenrechnung wird sich in der Bundesverwaltung 

vor allem dort anbieten, wo für die zu erbringenden staatlichen Lei­

stungen Gebühren eingehoben werden, sich die Verwaltung in Konkur­

renz mit der Privatwirtschaft befindet bzw die Frage der Sinnhaftig­

keit von Ausgliederungen oder Privatisierungen zur Debatte steht. 

In allen anderen Bereichen der Bundesverwaltung sollte - bei Abwä­

gung des mit der Kostenrechnung verbundenen Aufwandes gegenüber 

dem aus ihr resultierenden möglichen Nutzen - zweckmäßigerweise 

mit einfacheren Varianten (direkt zW'echenbare Teilkosten; Normko­

sten) das Auslangen zu finden sein. 

4.) Mit der Einführung einer Kostenrechnung soll im Bereich der Vollzie­

hung eine Steigerung des Kostenbewußtseins bewirkt werden. Man 

sollte jedoch vermeiden, die derzeit der ökonomischen Denkweise weit­

gehend entbehrende öffentliche Verwaltung durch die schlagartige 

Einführung eines zu komplexen Kostenrechnungssystems zu überfor­

dern. Vielmehr würde sich die sukzessive Einführung einer Kosten­

rechnung in kleinen Teilschritten empfehlen, um die Chancen für die 
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Akzeptanz und die Einsicht m die Notwendigkeit emer Kosten­

rechnung zu erhöhen. 

5.) Die im vorgeschlagenen Kostenrechnungsmodell den Ressorts vorge­

schriebene Erstellung eines Kataloges (aller) ihrer Leistungen er­

scheint zu aufwendig und - in der flächendeckend für die gesamte Bun­

desverwaltung unterschiedslos vorgesehenen Art und Weise - auch 

nicht generell sinnvoll. 

6.) Dies trifft in gleicher Weise auf die den Ressorts vorgegebene Be­

standsaufnahme des Bundesvermögens zu. Abgesehen von dem damit 

verbundenen Aufwand und den in manchen Bereichen bestehenden 

Bewertungsproblemen, vor allem hinsichtlich der Kulturgüter, er­

scheint auch die dieser Bestandsaufnahme zugrunde liegende Ziel­

setzung, nämlich die Ermittlung kalkulatorischer Kosten für Abschrei­

bungen, Zinsen und Wagnisse, für die öffentliche Verwaltung zu an­

spruchsvoll und unter dem Gesichtspunkt einer Kosten-Nutzen-Ab­

wägung entbehrlich. 

7.) Auch sollte man sich hüten, mit der Einführung einer Kostenrechnung 

übertriebene Erwartungen zu wecken. So wird zB auch eine Kosten­

rechnung in der Bundesverwaltung nicht in der Lage sein, einen Bei­

trag zur Ermittlung der fmanziellen Auswirkungen von neuen rechts­

setzenden Maßnahmen zu Lasten der Haushalte anderer Gebietskör­

perschaften oder gar der Volkswirtschaft zu leisten. 
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8.) Schließlich soll nicht übersehen werden, daß bereits nach dem - seit 

nahezu einem Jahrzehnt in Geltung stehenden - § 82 Abs 2 BHG das 

zuständige haushaltsleitende Organ im Einvernehmen mit dem Bun­

desminister für Finanzen und dem Rechnungshof sonstigen Organen 

des BWldes die Führung einer Betriebsabrechnung auftragen kann. 

Die Durchführungsbestimmungen zum § 82 BHG sind in den §§ 97 ff 

der Verordnung des Bundesministers für Finanzen vom 14. Septem­

ber 1989 über die Durchführung des Bundeshaushaltsgesetzes (Bun­

deshaushaltsverordnung 1989 - BHV 1989), BGBI Nr 570/1989, enthal­

ten. 

Es bedürfte daher nicht notwendigerweise neuer gesetzlicher Bestim­

mungen zur Einführung einer Kostenrechnung in der Bundesverwal­

tung, vielmehr könnte mit einer geringfügigen Modifizierung be­

stehender Vorschriften das Auslangen gefunden werden, und zwar der­

art, daß die bisherige Kannbestimmung des § 82 Abs 2 BHG auf eine 

Mußbestimm Wlg geändert wird. 
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v.) KonsuItationsmechanismus zwischen Bund, Ländern und 

Gemeinden 

Im Interesse emer größeren Transparenz der budgetären Auswirkungen 

von Gesetzesentwürfen auf andere Gebietskörperschaften würde der Rech­

nungshof einen Konsultationsmechanismus zwischen Bund, Ländern und 

Gemeinden im Gesetzgebungsverfahren begrüßen. Für die Sinnhaftigkeit 

eines solchen Konsultationsmechanismus spricht nicht nur die - erwähnte -

Verbundenheit der Haushalte aller Gebietskörperschaften, sondern auch 

die politische Zielvorgabe, die Konvergenzkriterien von MaastIicht zu errei­

chen, wozu eine abgestimmte Budgetpolitik von allen am Finanzausgleich 

beteiligten Gebietskörperschaften unabdingbare Voraussetzung ist. 
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VI.) Zusammenfassung 

1.) Die entscheidende Grundvoraussetzung für die Praktikabilität und 

Effizienz der Kalkulation von Folgekosten von Rechtsvorschriften ist 

die Steigerung des Kostenbewußtseins all derer, die in den Gesetzge­

bungsprozeß eingebunden sind, und zwar sowohl auf seiten der 

Exekutive als auch der Legislative. Hiezu bedarf es allerdings eines 

tiefgreifenden Wandels in der Einstellung der Beteiligten und eines 

Paradigmenwechsels, die Gewähr dafür bieten müssen, daß erwünsch­

te, vielfach populäre politische Ziele dann nicht weiter verfolgt werden 

dürfen, wenn die zur ElTeichung dieser Ziele erforderlicher budgetären 

Belastungen nicht verantwortet werden können. 

2.) Die derzeit bestehenden rechtlichen Instrumente zur Ermittlung der 

Folgekosten von Gesetzen sind an sich ausreichend und bedürften nur 

geringfügiger Modifikationen. Die Ineffizienz der bestehenden Instru­

mente ist nicht eine Folge des Regelungs-, sondern des Voll zugs­

defizits. Es wäre fatal, dem IlTglauben anzuhängen, dill'ch die bloße 

Schaffung neuer Gesetze eine Verbesserung des gegenwärtigen Zu­

standes herbeiführen zu können, wenn man derzeit nicht einmal 

willens ist, die geltenden Vorschriften einzuhalten bzw auf ihre Ein­

haltung zu dringen. 

3.) Dieser Überlegung sollte auch hinsichtlich der in Diskussion stehen­

den Einführung neuer Regelungsmechanismen im parlamentarischen 

Bereich Raum gegeben werden. Auch insoweit muß - vor allem unter 

Berücksichtigung des wenig rühmlichen Schicksals ähnlicher Rege-
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lungsmechanismen der Vergangenheit - die Frage erlaubt sein, ob es 

nicht einfacher und zielführender wäre, mehr Engagement im Zusam­

menhang mit der effektiven Umsetzung bestehender Regelungen als 

mit der Schaffung neuer Vorschriften zu entfalten. 

4.) Im Zusammenhang mit der Einführung einer Kostenrechnung in der 

Bundesverwaltung sollte das richtige Augenmaß gewahrt werden. Die 

Kostenrechnung sollte nicht undifferenziert und schablonenhaft, son­

dern unter dem Gesichtspunkt der Zweckmäßigkeit und ohne vermeid­

baren Aufwand auf die einzelnen Verwaltungsbereiche entsprechend 

zugeschnitten sein. Sie soll die Verwaltung nicht überfordern, sondelTI 

einen Beitrag zur Hebung des Kostenbewußtseins in der Verwaltung 

leisten und hievon ausgehend den von ihr erhofften Nutzen stiften. 

5.) Die Abstimmung der Budgetpolitik des Bundes, der Länder und der 

Gemeinden sollte intensiviert werden. 
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STELLUNGNAHME 

ZUR PARLAMENTARISCHEN ENQUETE 

"KOSTENTRANSPARENZ STAATLICHER AUFGABENERFÜllUNG; 

EINFÜHRUNG EINER KOSTENRECHNUNG DES BUNDES 

UND EINRICHTUNG EINES HAUSHALTSAUSSCHUSSES" 

DER GRÜNE KLUB 
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DER GRÜNE KLUB 
IM PARLAMENT 

Positionspapier 
des Grünen Klubs im Parlament 

"Reform des parlamentarischen Budgetprozesses und des Budgetvollzugs" 

erstellt in Vorbereitung der Parlamentarischen Enquete: 

"Kostentransparenz staatlicher Aufgabenerfüllung, Einführung einer Kostenrechnung 
des Bundes und Einrichtung eines Haushaltsausschusses" 

Univ. Prof. Dr. Alexander Van der Bellen 
Abg. z. NR. 

Wien, im April 1996 
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Die parlamentarische Auseinandersetzung über das 98 Gesetzesänderungen umfassende 
Struh.wranpassungsgesetz und die Verabschiedung der Bundesvoranschläge 1996 und 1997 
haben den Reformbedarf des parlamentarischen Budgetprozesses aufgezeigt. Waren die 
Mitwirkungsrechte schon bisher dürftig, so wurden sie diesmal ad absurdum geführt, da 
niemand in der Lage war, seriös derart umfangreiche Gesetzeskonvolute innerhalb kurzer Zeit 
zu begutachten. Zielorientierte Budgetgestaltung und ein kontrollierbarer Budgetvollzug 
erfordern allerdings zusätzliche Maßnahmen, die Transparenz, Information und Anreiz zum 
sparsamen Mitteleinsatz garantieren. 

1) Verankerung von konkreten Zielvorgaben im Budgetprogramm 

Eine wirksame Kontrolle setzt konkrete Zielvorgaben voraus. Deshalb muß das im 
Herbst 1996 vorzulegende Budgetprogramm im Gegensatz zum letzten 
Budgetprogramm verbindliche Ausgabenplafonds ebenso vorsehen wie 
nachvollziehbare, zeitlich festgelegte Etappen der notwendigen Strukturrefonnen 
inklusive der entsprechenden Schätzungen der daraus resultierenden Einnahmen- und 
Ausgabenveränderungen. 

2) Umsetzung von Kostenrechnungen 

Mit einem Ministerratsbeschluß im Juli 1992 (1) wurde die Einrichtung von 
Kostenrechnungen in den ZentralstelIen in Aussicht genommen. Dieses Vorhaben 
wurde bis heute nur im Bundesministerium für Wirtschaftliche Angelegenheiten 
umgesetzt. In den anderen Ressorts gibt es jeweils nur in Teilbereichen eine 
Kostenrechnung (z.B.: Verwaltungsakademie, Umweltbundesamt, Sektion VI des 
Bundesministeriums für Finanzen) . Um dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten, müssen 
Kostenrechnungen verbindlich für alle Ressorts vorliegen, bei deren Nichteinführen 
Sanktionen greifen müssen. Weiters wäre eine Evaluation der Kostenrechnung im 
BMwA interessant: Hat sie zu effektiven Konsequenzen im Budgetprozeß geführt, oder 
hat die Einführung der Kostenrechnung nur zusätzliche Kosten verursacht? 

3) Fehlende Motivations- und Anreizsysteme 

Die Ressorts müssen auch Anreizen und Sanktionen so ausgesetzt sein, daß 
"konsolidierendes Verhalten" belohnt, ein Abweichen bestraft wird. Derzeit werden 
Dienststellen bestraft, die sparsam und wirtschaftlich mit den öffentlichen Geldern 
umgehen, da sie Gefahr laufen, im darauffolgenden Jahr weniger finanzielle Mittel 
zugewiesen zu bekommen; Dienststellen haben einen Anreiz zugewiesene Mittel 
tatsächlich auszugeben ("Dezemberfieber"). Ressorts und Dienststellen profitieren 
bisher nicht einmal anteilsmäßig von ihren Einsparungen. Darüberhinaus sehen die 
strengen haushaltsrechtlichen Reglementierungen bei vielen Verwaltungsabläufen die 
Mitwirkung zentraler Einrichtungen (allen voran des Finanzministeriums) vor. Diese 
Vorgangsweise führt zu unnötig komplizierten Verantwortlichkeiten und verhindert 
gleichzeitig Eigeninitiative. Im Sinne einer effizienten Verwaltung ist eine transparente 
Zuordnung von Kostentragung und Aufgabenverantwortung anzustreben. Die 
Förderung von Eigeninitiative und die Übertragung von Autonomie (z.B. bei Schulen 
und Universitäten) verhindert unzumutbare Sparvorschläge in der Zukunft. 
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4) Ungenützte Instrumente im Bundeshaushaltsgesetz 

Das derzeit geltende Bundeshaushaltsgesetz bietet eInIge Ansatze. die eInen 
effizienteren Budgetvollzug en.virken könnten. Gemäß § 17 Abs. 4 des 
Bundeshaushaltsgesetzes ist vor Durchführung eines größeren Einzelvorhabens (ein 
Einzelvorhaben ist ein Vorhaben, das in wirtschaftlicher. rechtlicher oder finanzieller 
Hinsicht einen einheitlichen Vorgang zum Gegenstand hat; also z.B der Bau einer 
Straße) eine Kosten-Nutzen-Untersuchung durchzuführen Die bei Kosten-Nutzen­
Untersuchungen zu beachtenden Grundsätze sind von der Bundesregierung auf Antrag 
des Bundesministers für Finanzen festzulegen. Eine derartige Verordnung ist bis heute 
nicht erfolgt 

Gemäß § 47 Bundeshaushaltsgesetz ist nach Durchfuhrung eines Einzelvorhabens eine 
Erfoll!skontrolle durchzuführen. Dieses äußerst wichtige Instrument WIrd zur Zeit nur 
vereinzelt und zögernd gehandhabt Die Durchführung der Erfolgskontrolle obliegt 
allein dem jeweiligen Ressortleiter. Eine Pflicht zur Berichterstattung oder 
Veröffentlichung besteht nicht Die Evaluierung erfolgt somit durch jenes Organ, das 
das Vorhaben geplant und durchgefUhrt hat Demgegenüber sieht die EU bei der 
Durchführung von nationalen Maßnahmen im Rahmen der EU-Strukturfonds zwingend 
die Durchführung von Erfolgskontrollen und die Erstattung entsprechender Berichte an 
die EU-Kommission vor l Es wäre sinnvoll dieses Prinzip auch auf alle anderen 
Vorhaben auszudehnen 

5) Nachweis finanzieller Auswirkungen 

Bereits jetzt sieht § 14 des Bundeshaushaltsgesetzes vor, daß die finanziellen 
Auswirkcwgen von Regierungsvorlagen ausgewiesen sein müssen. Daß dieser 
gesetzlichen Pflicht nur unzureichend oder gar nicht nachgekommen wird, hat nicht 
zuletzt die Regierungsvorlage des Strukturanpassungsgesetzes 1996 gezeigt. Die 
finanziellen Auswirkllngen der 98 Gesetzesbestimmungen - die immerhin 100 
Milliarden Schilling ausmachen sollen - werden in zahlreichen Fällen überhaupt nicht 
beschrieben; auch eine Globalübersicht konnte dem Gesetzeskonvolut nicht entnommen 
werden. Da der (Budget- bzw. Fach-) Ausschuß bisher keine Möglichkeit hat, fehlende 
Kostenschätzungen einzufordern bzw. zu überprüfen, sollte eine qualifIzierte 
Minderheit des Ausschusses zumindest entsprechende Stellungnahmen von seiten des 
Rechnunl!shofes beschließen bzw. einholen können (Veröffentlichung 1m 
Ausschußbericht) 

6) Haushaltsausschuß 

Zur Stärkung der begleitenden Kontrolle sollten die Rechte des Budgetausschusses etwa 
nach Vorbild des Deutschen Haushaltsausschusses ausgebaut werden Aufgabe dieses 
Ausschusses könnte es sein, Gesetzesvorlagen - und zwar nicht nur der. jeweiligen 
Bundesvoranschlag - hinsichtlich ihrer finanziellen Auswirkllngen zu überprüfen, 
entsprechende Kostenrechnungen einzufordern bzw. bei Nichtvorlage ein (zumindest 
aufschiebendes) Veto gegen die Gesetzesvorlage und/oder den entsprechenden 
Budgetansatz einzubringen. Das bedeutet also, daß parallel zur Beratung im jeweiligen 
Fachausschuß auch eine Erörterung über die budgetären Auswirkungen 1m 
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Budgetausschuß zu erfolgen hat. Dies würde den üblichen Lobbyismus in den 
Fachausschüssen eindämmen. Gleichzeitig könnte die Möglichkeit der 
Mehrfachzuweisungen von Anträgen die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen 
den Ausschüssen fördern . 

Die verstärkte Einbindung der Abgeordneten in die Budgeterstellung bzw. beeleitende 
Kontrolle des Budgetvollzugs könnte durch ein Berichterstattermodell erfolgen. Die 
Berichterstatter wären für jeweils ein Ressort "zuständig" , wodurch den Mitgliedern des 
Budgetausschusses mehr an Mitverantwortung abverlangt würde und der 
Informationsstand auch in der Phase der Budgeterstellung erhöht werden könnte . 
Wesentlich ist, daß die Informationsrechte der Berichterstatter konkret festgelegt 
werden (Akteneinsicht) . Kosten-Nutzen-Untersuchungen, die nach dem geltenden 
Bundeshaushaltsgesetz nur dem Finanzminister zur Verfügung stehen, sollten so auch 
dem Haushaltsausschuß bzw. den Berichterstattern übermittelt werden . Eine 
Genehmigungskompetenz bzw. begleitende Kontrolle des Haushaltsauschusses bei 
mehrjährigen (Einzel)vorhaben könnte auch als Anstoß für die Ressorts wirken , die 
Kalkulationsbemühungen zu verstärken. 

Die parlamentarische Auseinandersetzung könnte durch häufigere Anhörung von 
Experten auch zu den einzelnen Kapitel der Bundesvoranschläge bzw. 
Budgetbegleitgesetzen aufgewertet werden. Empfehlungen der Experten sollten 
ernsthafter als bisher in die Budgetverhandlungen einbezogen werden; die 
Öffentlichkeit des alljährlichen BudgetexpertenhearinQs im Ausschuß sollte diese 
Anstrengungen unterstützen. 

Bei einer Verstärkung der Kontroll- und Mitwirkungsrechte des Budgetausschusses, 
insbesondere durch die Einbeziehung der Berichterstatter in die Budgeterstellung 
könnten die parlamentarischen Marathonberatungen, die im Normalfall im Herbst 
stattfinden, verkürzt werden. 

Österreichische Staatsdruckerei: 61 0686 
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